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Vorwort zur ersten Auflage.

Die vorliegende Sonderausgabe von Kants berihmter
Schrift Zum ewigen Frieden hat von der vor wenigen
Wochen erfolgten Ausgabe derselben Abhandlung in Kants
Kleineren Schriften zur Geschichtsphilosophic, Ethik und Po-
litik (Bd. 47 | der Philos. Bibi.) nur den Text der Schrift
sowie die kurze Ubersicht ihres Gedankengangs (ebend.
S. XXXVI—XXXVII) und die Zusammenstellung der bis-
herigen Ausgaben (ebd. S. LIXf.) Ubernommen. Alles andere
ist neu. Zunéchst folgen dem Text unter dem Titel Ergén-
zungen — hier zum erstenmal gesammelt — alle Ubrigen
Stellen aus Kants Werken, an denen sich der Philosoph Uber
das Kriegs- und Friedensproblem gedufl3ert hat. Vor allem
aber ist eine ausfuhrliche Einleitung beigegeben, die deti
Lesern dieser fir weitere Kreise bestimmten Ausgabe die
geschichtliche Entwicklung der Friedensidee in gedrangter
Skizze vorzufihren sucht. Von einem besonderen Register,
wie ich es der Sammelausgabe (Bd. 47 1) beigegeben habe,
habe ich bei dem kleinen Umfang der Schrift abgesehen
und statt dessen lieber die Inhaltsiibersicht etwas ausfuhr-
licher. gestaltet.

Die von Krieg und Kriegsgefahr erfillte Gegenwart
scheint fir diese erste moderne Sonderausgabe von Kants
Friedensschrift schlecht gewahlt. Aber ldeen, wie die hier
von dein kritischen Philosophen geduf3erten, veralten nicht.
Und so mdge sie denn hinausgehen und die Wirkung uben,
die sie verdient.

Solingen, 9. November 1913.



Zur zweiten Auflage.

Meine erste Ausgabe von Kants Friedensschritt erschien
wenige Monate vor Ausbruch des furchtbarsten Krieges, den
die Welt je gesehen. Was di® Menschheit in ihm erlebt,
macht das politische Testament von Deutschlands gréf3tem
Philosophen nur um so zeitgemaRer und eindringlicher.

An der Einleitung hatte ich nichts Wesentliches zu
&ndern. Was ich uUber die seitdem eingetretene Lage zu
sagen habe, findet sich in meiner in diesen Tagen im gleichen
Verlage erschienenen Schrift: Kant und dar Gedanke des
Volkerbundes, mit einem Anhange: Kant und Wilson.

Solingen, am ersten Mai 1919.

K. Vorlander.
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Einleitung:

Die geschichtliche Entwicklung des
Friedensgedankens.

I. Vor Kunt.

Die Idee eines ,,ewigen Friedens* ist inmitten der
durch zahllose Kriege zerrissenen Menschheit immer wieder
aufgetaucht. Nur daf? er anfangs von der kindlichen Phanta-
sie der Volker in einen paradiesischen Urzustand zuriick-
verlegt wird: eine Vorstellung, die uns ja durch die Erzahlung
der Genesis und die antiken Schilderungen des ,,goldenen**
Zeitalters von Kindheit auf vertraut ist. Im Gegensatz zu
dieser Anschauung, die den Urmenschen als den vollkommen-
sten ansieht, alle spétere Geschichte dagegen als ein Herab-
sinken von dieser Hohe und den ewigen Krieg als unver-
meidlichen Zustand der Menschheit fur alle Zukunft be-
trachtet, haben aber doch schon frih die griechischen Phi-
losophen, am ehesten wohl Aristoteles und die Epikureer,
erkannt, dall die Menschen sich in allmdhlichem Aufstieg
vom rohen Naturzustand zu immer hoherer Gesittung ent-
wickeln. Und 30 wird seitdem das Ideal des ewigen Frie-
dens nicht mehr an den Anfang, sondern an das Ende oder
doch in die Zukunft der Geschichte verlegt. Schon Alt-
Israels begeisterte Propheten, besonders Jesaja und Sacharja,
hatten, von hei3em sittlich-religiésem und zugleich poli-
tischem Eifer beseelt, die Zeit verkindet, wo die Volker
»hicht mehr den Krieg lernen“, wo ,der Wolf mit dem
Lamme weiden* wird. Jetzt malen in mehr philosophischen
Farben die Stoiker und Zyniker die Vereinigung der ver-
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bundeten Menschheit zu einem einzigen ,Weltstaat”“ aus.
Wie schon das Reich. Alexanders, so lieR das Imperium Ro-
manum, zumal im Zeitalter der Reformkaiser des zweiten
nachchristlichen Jahrhunderts, einen solchen Zustand fir
die Zukunft als moglich erscheinen. Gewaltig geférdert
wurden diese Gedanken durch den EinfluB des Christen-
tums, das, solange es der grundséatzlich friedliebenden
Lehre Jesu folgt, noch bis in seine heutigen folgerichtigen
Auslaufer — Tolstoi und gewisse Sekten wie die Quéker
und Mennoniten — jede Form von Gewaltsamkeit, mithin
auch den Krieg, ja sogar den Kriegsdienst prinzipiell ver-
wirft; wahrend es freilich, zur romischen Kirche erstarrt,
nur selten noch in blo3 halbgelungenen Reformversuchen,
wie dem ,,Gottesfrieden* der Cluniazenser, dieses seines Ur-
sprunges sich erinnert und selber zu wildem Blutvergiel3en
auf Kreuzziigen und in Ketzerkriegen anstachelt.

Aus dem Gebiet religidser Forderungen und Winsche
auf das Feld rechtlichen und staatlichen Lebens ver-
pflanzt wird der Friedensgedanke erst mit dem Beginn der
Neuzeit. Freilich bei dem groRen Utopisten Thomas Morus
und dem klugen Humanisten Erasmus bleibt er noch wesent-
lich weltliche Predigt; aber praktisch beginnt doch der
»Ewige Landfrieden“ Maximilians 1. (1495) und die Ein-
fuhrung eines obersten Reichsgerichts wenigstens dem Faust-
und Fehderecht in Deutschland — und &hnliches geschieht
in anderen Landern — ein Ende zu machen. Ein Jahrhun-
dert spéter begrindet in der Zeit wilder Kriege der Ita-
liener Gentilis zum erstenmal (1588) ein Kriegs-, ein Men-
schenalter darauf (1625) der Niederlander Hugo Grotius das
Volkerrecht, das dann von Samuel Pufendorf (1671) und
Christian Thomasius (1705) weiter ausgebaut wird. Zum
ersten Male aber als politischer Plan, und zwar eines ge-
kronten Hauptes, erscheint der Gedanke des ewigen Frie-
dens in den 1634, also mitten im DreiRRigjahrigen Kriege
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verodffentlichten Memoiren von Heinrichs IV. groRem Mi-
nister, dem Herzog von Sully. Ob nun der ,franzésische
Koénig“, dem sein Minister diesen Plan zuschreibt, selbst diese
,».grofRe Absicht* (le grand dessein) verfolgt oder (wasweitwahr-
scheinlicher) das Projekt nur ein Erzeugnis der unfreiwilligen
MuBe des alten Ministers war, ob es reiner Menschenliebe
oder (was eher glaublich) der Gegnerschaft gegen das Uber-
machtige Haus Habsburg entsprang: jedenfalls wird in
diesem Weltfriedensplane nichts Geringeres beabsichtigt, als
die christlichen Staaten Europas, némlich: die sechs Erbmonar-
chien Frankreich, Spanien, Lombardei, England, Schweden,
RuBland, die finf Wahlreiche Deutschland, Bothmen, Un-
garn, Polen und den Kirchenstaat, die drei Republiken
der Niederlande, Schweiz und Venedig, zu einer ,,allgemeinen
sehr christlichen Republik®“ zusammenzufassen, deren ge-
meinsame Angelegenheiten durch einen Senat von sechzig
Mitgliedern geleitet werden sollen, wéhrend ein oberster
Gerichtshof alle etwa entstehenden Streitigkeiten schlichtet.
Einen ahnlichen Plan entwickelte der Quaker William Penn,
der bekannte Griinder des heutigen Petroleumkonigreichs
Pennsylvanien, in seinem ,Essay on the present and future
peace in Europe' (1693), dem Ubrigens andere Quéker mit
gleicher Energie vorangingen und nachfolgten.’)

So war denn der Friedensgedanke in vielen Kopfen be-
reits vorbereitet, als der Mann, an dessen Buch Kant schon
im Titel seiner Schrift ankniipft, der franzosische Abbé
Charles Irenée Castel de Saint-Pierre (1658—1743), sein
dreibandiges Werk: Projet de la paix perpétuelle verdffent-
lichte. Nicht als utopistischer Wolkenkuckucksheimer, son-
dern als Sekretar der beiden franzdsischen Bevollmachtigten
auf dem Utrechter Friedenskongrel3 von 1712/13, war er
auf den Gedanken gekommen, ob der dort geschlossene Ver-

* Vgl. A. H. Fried, Handbuoh der Friedensbewegung. Ber-
lin 1913, I, S. 20f.
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trag, der wirklich dem durch den blutigen spanischen Erb-
folgekrieg erschopften Mittel- und Westeuropa eine lan-
gere Zeit der Waffenruhe schuf und zum erstenmal ein
System des ,,Gleichgewichts* unter den damaligen euro-
paischen GrofRmachten herzustellen suchte, nicht zu einem
allgemeinen und dauernden europdischen Frieden sich er-
weitern lieBe. Wir lassen einige Hauptvorschldge des um-
fangreichen, zwischen 1712 und 1716 veroffentlichten Werkes
hier folgen, weil ein Vergleich mit den Ausfihrungen Kants
nicht ohne Interesse ist: 1. Die 24 christlichen Staaten
Europas vereinigen sich zu einem ewigen Friedensbunde,
dem womdglich auch die mohammedanischen Firsten anzu-
schlieen sind. Dieser Bund soll durch einen stindigen Senat
in dem zur freien Friedensstadt erhobenen Utrecht ver-
treten sein (vgl. Kants zweiten ,,Definitiv¢-Artikel). 2. Der
Bund mischt sich nicht in die inneren Angelegenheiten seiner
Mitglieder ein, auRBer im Falle der Auflehnung gegen seine
Festsetzungen (vgl. Kants finften Préliminar Artikel). 3. Keim
Staat soll mehr als 6000 Mann unter Waffen halten (vgl. den
dritten Préliminar-Artikel). 4. Alle Gebietsverédnderungen in
Europa, und zwar nicht blo3 infolge von Eroberungen, son-
dern auch von Schenkungen, Erbschaften, Abtretungen usw.
sollen in Zukunft ausgeschlossen sein (vgl. zweiten Pralimi-
nar-Artikel). 5. Alle Streitigkeiten werden durch ein Schieds-
gericht beigelegt. 'Die auch heute noch gegen die Idee eines
ewigen Friedens gewohnlich vorgebrachten Gegengriinde hatte
er selbst, nicht weniger als siebzig an Zahl, zusammengestellt,
und zwar sehr weitschweifig, aber doch ohne Sentimentalitét
zu widerlegen gesucht.

Der volle Titel des Buches, durch den er seinen Ent-
wurf den europdischen Firsten mdglichst mundgerecht zu
machen suchte, lautet: Projet de traité pour rendre la paix
perpétuelle entre les souverains chrétiens, pour maintenir
toujours le commerce libre entre les nations; pour affermir
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beaucoup davantage les maisons souveraines sur le tréne.
Proposé autrefois par Henry le grand roy de France, agréé
par la reine Elisabeth, par Jaques | roi d’Angleterre son
successeur, et par la plupart des autres potentats d’Europe.
Eclairci par M. I'abbé de St. Pierre, de lI'académie francaise,
cy-devant premier aumdnier de madame (d. h. GroR-Almose-
nier der bekannten Herzogin Elisabeth Charlotte von Or-
léans). Er hatte die Ausarbeitung schon 1708, als Frank-
reich, durch den spanischen Erbfolgekrieg erschopft, sich
nach Frieden sehnte, begonnen und wurde in seinem Vor-
haben bestéarkt sowohl durch die Nachricht, daR Heinrich IV.
sich schon mit einem &hnlichen Plane getragen (s. oben),
als durch den Beifall des jungen Herzogs von Burgund, der
seit April 1711 Dauphin von Frankreich war, aber bereits
im folgenden Jahre plétzlich starb. Der wichtigste philo-
sophische Gedanke des Werkes ist der: Wenn der ap sich
habstichtige und ungerecht denkende Naturmensch aus dem
Stande der Natur in don der birgerlichen Gesellschaft —
die gleichen Ausdriicke finden wir bei Rousseau und bei
Kant wieder — getreten ist, warum sollte eine entsprechende
Entwicklung nicht auch fiir ganze Vélker moglich sein? Auch
im Leben der Vélker kommt es nur auf den ernsten Willen
an. Als geschichtliches Vorbild fiir kleinere Staatenbiinde
nennt er die Schweiz, die Generalstaaten der Niederlande
und — das Deutsche Reich!

Das Buch, von dem der Verfasser der groReren Ver-
breitung wegen 1728 einen Auszug herausgab, erregte grof3es
Aufsehen und wurde in verschiedene Sprachen ubersetzt;
es rief zahlreiche Vertoidigungs- und Gegenschriften bzw.
—-auRerungen hervor. Leibniz, der selbst fir Friede und
Versohnung der christlichen Nationen gearbeitet hat, schrieb
dem Abbé zwar, es sei gut, ,dergleichen Gedanken ins Pu-
blikum zu bringen®, hielt es aber doch fur unméglich, bei den
Firsten seiner Zeit jemals damit durchzudringen. ,,Nur ein
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Minister, der im Sterben liege, kdnne das wagen und auch
nur dann, wenn er keine Familie hinterlaRt.“ Und noch
drastischer spricht er sich in einem Briefe an einen be-
freundeten Gelehrten (Grimarest) aus: ,,Ich erinnerte mich
dabei irgendeiner Aufschrift Uber einer Kirchhofspforte,
welche lautete: Ewiger Friedel. Denn freilich die Toten
sehlagen sich nicht mehr, die Lebenden aber sind in anderer
Stimmung, und die Méchtigsten unter ihnen zollen den Aus-
sprichen der Gerichtshéfe keine Achtung.” ,Alle diese
Kriegsherren,” schldgt er dann vor, ,mif3ten erst fein
burgerlich Kaution stellen, der Koénig von Frankreich z. B.
hundert Millionen Taler in die Kasse des allgemeinen Schieds-
gerichts hinterlegen, der Koénig von Grof3britannien nach
Verhéltnis* usw. Voltaire bedachte den Friedensschwar-
mer zwar mit einem spottischen Epigramm und erkléarte in
einem Aufsatz De la paix perpétuelle dessen Gedanken fir
einen ,,Traum, der ebensowenig zwischen Herrschern wie,
zwischen Elefant und Rhinozeros, zwischen Wolf und Hund
bestehen kann*, setzte aber doch eine einschrankende An-
merkung hinzu, die mit den Satzen beginnt: ,,Der Plan eines
ewigen Friedens ist unsinnig nicht in sich, aber in der Art,
wie er vorgeschlagen wird. Erst dann wird es keinen Krieg
aus Ehrgeiz oder boser Laune mehr geben, wenn die Men-
schen einsehen werden, dal} selbst in den glicklichsten
Kriegen nur eine Handvoll Generale und Minister etwas zu
gewinnen haben.” St. Pierre selbst mufite gegen Ende seines
Lebens den Ausbruch einer neuen Kriegsepoche erleben, tro-
stete sich aber mit dem Glauben an die Zukunft: ,,Meine Pléne
werden von Dauer sein; etwas davon wird allméhlich in
die jungen Geister jener dringen, die eines Tages berufen
sein werden, an der Regierung teilzunehmen.*

* Mit der Anspielung auf eine dhnliohe Insolirift eines Wirts—
haussehildes, worauf ein Kirchhof gemalt war, beginnt Kant seine
Abhandlung.
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Vielleicht hat Kant Saint-Pierres weitschichtiges Werk
nur in dem Auszug gekannt, den J. J. Rousseau davon
im Jahre 1761 verdffentlichtel Rousseau hatte, wie er
uns in seinen Confessions erzahlt, den greisen Friedensabbé
selbst noch kurz vor dessen Tod im Salon der Madame Dupin
kennen gelernt. Auf ihre und Mablys, des bekannten Uto-
pisten, Anregung hatte er sich dann, nachdem er sich aus
dem gerduschvollen Paris in die Einsamkeit seiner Eremi-
tage zuriickgezogen, an die Bearbeitung von dessen badnde-
reichen Schriften gemacht. Aber er berichtet uns selbst
in seinen »Bekenntnissen* zum Jahre 1756, daf} er sich nicht
auf einen einfachen Auszug beschrénkt, sondern auch ,viele
wichtige Wahrheiten“ unter der Flagge des Abbés einge-
schmuggelt habe?d. Es ist daher sehr schwierig, aus dem
~Auszuge* allein bestimmen zu wollen, was St. Pierre und
was Rousseau angehort. Satze, wie der erste Satz des Ganzen,
dal3 ,kein groRerer, schonerer und nitzlicherer Entwurf
je den Menschengeist beschéftigt habe“, oder wie der: ,,be-
weisen zu wollen, dal der Friedenszustand an sich dem
Kriege vorzuziehen sei, hieBe den Leser beleidigen”“ (a. a
0. S. 221), klingen so Rosseauisch nach Form und Inhalt,
dal wir sie ihm selbst zusprechen dirfen. Aber nur an
einer Stelle unterscheidet er ausdricklich seine Ansicht
von der des Abbés: dieser erhoffe zu viel von dem Edelmut
und den Einsichten der Staatshdupter; eben das habe ihn
und seine ldee in den Kabinetten der Minister mit dem Fluch
der L&cherlichkeit bedeckt (S.31).

Um so deutlicher tritt Rousseaus eigene Meinung in
seiner Kritik des Entwurfs, dem Jugement sur la paix perpé-
tuelle hervor, der in den .Werken' dem Extrait folgt3, in

‘) Extrait du projet de paix perpétuelle de M. I'abbé de Saint-
Pierre  (Oeuvres. Paris 1822, V. S. 1—46))

a ebd. Bd. Il, S. 235—237; vgl. auch S. 261—265.

3 ebd. Bd. V, S. 46—61.
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Wirklichkeit aber, von dem Verfasser wegen seiner scharfen
Ausfélle gegen die Firsten zuriickbehalten, erst 1782 nach
dessen Tode verdffentlicht wurde. Den unermef3lichen Nutzen,
der aus der Ausfiihrung des Friedensprojekts durch eine
europaische Staatengemeinschaft entspringen wirde, erklart
er auch hier fir unbestreitbar. Das Werk Saint-Pierres ist
ihm daher auch keine ,eitle Spekulation“, sondern ein so-
lides und gescheites (sensé) ,,Buch®, und ,es ist sehr wichtig,
dalR ed existiert” (S. 47). Die Schwierigkeiten liegen nicht
in Vernunftgrinden, sondern in den Tatsachen. Denn den
Fursten fehlt eben die Einsicht in ihre wahren Inter-
essen. lhre und ihrer Vertreter ganze Beschaftigung be-
schrankt sich vielmehr auf zwei Dinge: Erweiterung ihres
Gebiets nach auRen und ihres Absolutismus nach innen.
Die gegenilber der Offentlichkeit gebrauchten Wendungen
vom ,0ffentlichen Wohl*, ,,Glick der Untertanen®, ,,Ruhm
der Nation“ sind nichts als heuchlerische Phrasen (S. 49).
Wie der einfachste Edelmann das Duell fur ehrenhafter halt
als die Entscheidung durch einen ordentlichen Gerichtshof,
so auch die Souverdne im grof3en: nur dafl} sie dabei nicht
ihr eigenes Leben, sondern das ihrer Untertanen daran
wagen (50f.). Aber, selbst den guten Willen der Staats-
lenker vorausgesetzt, muf3te zuvor das allgemeine Interesse
den Sieg Uber die Summe aller Sonderinteressenl) davon-
tragen: eine Voraussetzung, die einen Zusammenflu3 von
so viel Weisheit in den Kopfen und eine Einigung von so
viel Interessen erfordern wirde, dal? man sie kaum vom
Zufall erwarten kann, sondern dal} ein Zwang erganzend
hinzutreten muf3 (53f.). Hatten I-leinriagh 1VV. und Sully
ihre wohl vorbereiteten Plane gegenilber der habsburgischen
Weltmonarchie durchzusetzen unternommen, so hatten sie

) Vgl. dazu die Parallelstelle in Kants Schrift, in unsorer
Ausgabe S. 38.
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voraussichtlich die gewaltsamsten Umwalzungen und Kriege
hervorgerufen (60f.). So entwickelte der wackere Saint-Pierre
zwar sehr verstéandig und schon die voraussichtliche Wirr
kung seines Planes, aber uber die Mittel, ihn auszufihren,
urteilte er mit der Naivitat eines Kindes (54). Soweit
Rousseau.

Aus alledem ergibt sich, dal er sich keineswegs mit
dem Standpunkt St. Pierres identifiziert. Kant aber hat
wahrscheinlich nur den Extrait von 1761 und nicht das
Jugement von 1782 gelesen, zumal da er um diese Zeit
mit seinen grof3en kritischen Werken beschéftigt, auch seine
Begeisterung fur den groRen Genfer seitdem erheblich ab-
geschwacht war.

Fast samtliche Vertreter der Aufklarung sind ener-
gisch fir den Friedensgedanken eingetreten. Wahrend in
England vor allem Swift und Hume *), beide bei Kant be-
sonders beliebt, den Krieg mit beiRender Satire angriffen, be-
kéampften ihnin Frankreich namentlich die Enzyklopéadisten
und ihre: Freunde. So, um nur wenige zu nhennen, ihr
Fuhrer Diderot, so der Physiokrat und Reformminister Tur-
got, so, mit besonders kraftigen Worten, der geborene
Deutsche von Holbach, der ihn die schrecklichste GeilRel des
Menschengeschlechts 9 nennt, die Habsucht der Monarchen
als die Veranlassung der kriegerischen Angriffe betrachtet
und auch den glicklichsten Krieg als unheilvoll bezeichnet.
In einer Sonderschrift La paix de I'Europe forderte nach
Beginn des siebenjéhrigen Krieges (1757) der National-
o6konom Goudart, als Vorbedingung eines dauernden Friedens,
einen zwanzigjdhrigen Waffenstillstand zwischen den Vol-
kern Europas. Um die Mitte der 60er Jahre setzte die
Académie frangaise sogar einen Preis fiir die beste Schrift

* Vgl. den von Kant zitierten Ausspruch Humes uber den
Krieg unten S. 74.
*) Vgl. Kant unten S. 60 (Zeile 3 von unten).
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aus, die ,,den Nationen zeigt, wie sie sich zur Sicherung des
allgemeinen Friedens vereinigen kénnten“; er wurde 17G7
zwei Gelehrten, dem Geschichtsschreiber Gaillard und dem
Literarhistoriker La Harpe, verliehen.

In Deutschland dachte man im allgemeinen nichterner
und pessimistischer. Hier verurteilten zwar auch die Aufge-
klarten den Krieg meist in der Theorie, aber man hielt jeden
Widerstand dagegen fir aussichtslos. Immerhin erschienen
auch in Deutschland einige Friedensschriften: so fand St
Pierre in der Schrift eines Frankfurter Anonymus 1743
einen Verteidiger, ein Jurist J. F. von Palthen veréffentlichte
1758 ein ,,Projekt, einen immerwahrenden Frieden zu unter-
halten®, ein gewisser Totze aus Géttingen griff 1763 auf den
Entwurf Heinrichs IV. zurick, und der von Kant (unten
S. 18) erwéhnte Vattel stellte seinem Lehrbuch des Volker-
rechts (1758) einen Plan fiir ein Schiedsgericht auf. Aber
Lessing, der im fiinften seiner Literaturbriefe den Entwurf
Palthens kritisierte, sprach sich doch ziemlich ironisch Uber
dies Erzeugnis eines trockenen Juristenkopfes aus: er mochte
sich sagen, dal in dem Augenblick, wo seine Zeilen er-
schienen (Januar 1759),- der Vorschlag eines allgemeinen
Friedenstribunals vollig in der Luft schwebte, und fand
St. Pierres Projekt mit seiner ,,proportionierlichen Herab-
setzung der Kriegsheere* doch ,unendlich sinnreicher.
Ein Freund des Krieges konnte jedenfalls der Mann nicht
sein, dem der Patriotismus hochstens als eine ,heroische
Schwachheit* erschien. Noch platonischer war die zuweilen
beteuerte Friedensliebel des ,,gekronten Freidenkers®, Fried-
richs des GrofRen. DeAelbe Mann, der Voltaire gegeniber
den Ruhm des Verfassers der Athalie dem des siebenjih-
rigen Krieges vorzog, hat nicht blof3 als Politiker entgegen-
gesetzt gehandelt, und auch nach dem Kriege die Ab-
ristungsvorschlage des Grafen Kaunitz wie spater (1769) die
des jungen Kaisers Josef als diplomatische Falle betrachtet



Die geschichtliche Entwicklung des Friedensgedankens. XV I

und demgemdld abgelehnt, sondern auch literarisch — in
seinen ,Totengespréchen* (1773) — die Friedensliebe der
Enzyklopédisten und den ,,Traum eines gewissen Abbe de
St. Pierre, der von jedermann ausgelacht wurde“, verspottet.

Eine andere Stimmung kam erst durch die franzdsi-
sche Revolution auf. Der sechste Paragraph der Kon-
stitution von 1791 lautete: Die franzésische Nation ver-
zichtet darauf, irgendeinen Krieg zu unternehmen, in der
Absicht, Eroberungen zu machen. Und die verschiedensten
Redner der Nationalversammlung und des Konvents haben
dem Friedensgedanken begeisterten Ausdruck verliehen:
Condorcet, Anacharsis Cloots, Robespierre u. a. Einer von
ihnen, eine Zeitlang ihr Président, P6tion, erinnerte dabei
auch an St. Pierre mit den Worten: ,Vielleicht wird ein
Tag kommen, wo das System eines der glihendsten und
tugendhaftesten Freunde der Menschheit, das man oft
den Traum eines wohlgesinnten Mannes genannt hat, das
offentliche Recht der Nationen sein wird, und Ihr wer-
det den Ruhm haben, diesen Tag vorbereitet zu haben.*
Natirlich schlugen die Wogen dieser Begeisterung auch
Uber den Rhein und ergriffen gleichgestimmte Gemuiter. Und
wenn auch die neu entstandenen Kriege der Monarchien
gegen das revolutiondre Frankreich neue Blutbdder ent-
fesselten, so machten gerade die ,,unséglichen Leiden und
Beschwerden”, die der Krieg mit sich brachte, nach dem
Zeugnis eines Zeitgenossen die Gemiter geneigter ,,zur An-
nahme von allerlei menschenbegliickenden Planen*1. Auch
Herder, selbst ein warmer Friedensfreund, teilt uns mit,
dal damals viel von Entwirfen zum ewigen Frieden ge-
sprochen wurde (Briefe zur Beforderung der Humanitét). In
diese Zeit fallt das Erscheinen von Kants aufsehenerregender
Schrift.

") So in Qothaische. Od. Zeitungen 1796, S. 140 der Rezensent

von Kants Abhandlung.
Kaut. Zum owigon I'riedon. x 2
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Il. Kant und der ewige Frieden.

1. Bis 1795.

Nicht zum erstenmal in seiner beriihmten Sonderschrift,
wie man meist annimmt, hat unser Philosoph sich Uber das
Problem des ewigen Friedens gedul3ert. Dies war vielmehr,
seitdem ihm die Vollendung der Kritik der reinen Vernunft
MufRe zur Ausarbeitung der ihm besonders am Herzen liegen-
den politischen und geschichtsphilosophischen Gedanken lief3,
schon ofters geschehenl).

Schon in seiner Idee zu einer allgemeinen Geschichtc
(1784) hatte er seinem festen Glauben an das: dereinstige
Kommen eines Fnedensbundes Ausdruck gegeben. Der na-
tirliche Verlauf der Dinge werde mit Notwendigkeit dahin
fihren. Denn die fortwéhrenden Kriegsnéte und noch mehr
fast die unaufhorlichen Rlstungen dazu wirden die Staaten,
nach anfangs unvollkommenen Versuchen und mannigfachen
,»Umkippungen®, schlie8lich doch dazu zwingen, sich zu
einem groRen Volkerbunde zu vereinigen. St. Pierre und
Rousseau, die man wegen dieser ldee verlachen zu durfen
geglaubt habe, hétten vielleicht nur darin gefehlt, da3 sie
die Ausfilhrung dieses Gedankens schon zu nahe glaubten.
Der Krieg werde mit der Zeit ein so bedenkliches, durch seine
Nachwehen auch die wirtschaftlichen und finanziellen Ver-
haltnisse des ganzen Weltteils zerruttendes Unternehmen
werden, dafl} sich alles schon von weitem zu einem solchen
kunftigen grofRen Staatskodrper anschicke, aus dem dereinst
eine ,,weltbirgerliche* Verfassung als ,der Schof3, in dem

> Wir haben in einem besonderen Anhang (». S. 56ff. diesos
Bandes) allo Stellen seiner Sohriften, in denen er Uber Krieg und
Frieden handelt, in chronologischer Folge zusammengestellt und
verweisen fur die folgenden Ausfiihrungen auf ihn. Die Seiten-
zahlen im Text beziehen sich auf die Seiten dieser Erganzungen.
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alle ursprunglichen Anlagen der Menschengattung ent-
wickelt werden*, hervgrgehen werde (S. 56—58).

Fur die Vergangenheit allerdings, so fihrt der kultur-
geschichtliche Aufsatz von 1786 zwei Jahre spater aus,
habe der Krieg mittelbar auch seinen Nutzen gehabt, und
zum Teil treffe das auch noch fir die Gegenwart zu. Zwar
wirden alle geistigen und materiellen Kréafte des Staates,
anstatt zur Foérderung der Kultur, fur Kriegsristungen ver-
wandt, der Freiheit vielfach Abbruch getan, und die Fir-
sorge des Staates fir seine Glieder in unerbittliche Forde-
rungen an diese verwandelt, aber die bestéandige Kriegsgefahr
notige doch wenigstens den Staatsoberhduptern eine gewisse
Achtung vor der Menschheit ab und mafige so bis zu einem
gewissen Grade den Despotismus. So sei auf der heutigen
Stufe der Kultur der Krieg wohl noch unentbehrlich und
werde erst nach einer ,,Gott wei3 wann*“ vollendeten Kul-
tur ein durch sie bedingter immerwahrender Friede heil-
sam sein (S. 58f.).

DaR in der Kritik der Urteilskraft (1790) der Krieg
vom dsthetischen Gesichtspunkt gewurdigt und in dieser
Hinsicht ,selbst* ihm ,etwas Erhabenes* zugestanden wird,
falls er ,,mit Ordnung und Heiligachtung der birgerlichen
Rechte gefuhrt wird“, ist nicht wunderbar. Und ebenso-
wenig, dal die Kritik der teleologischen Urteilskraft in
etwas anderer Form den Gedanken der geschichtsphilo-
sophischen Abhandlung von 1784 wiederholt, der Krieg
scheine heute noch ein wenn auch trauriges, so doch ,un-
vermeidliches* Mittel zum Zweck, alle kulturférdernden Ta-
lente zu entwickeln und so ein einheitliches und freies
Staatensystem, das auf Moral begriindet sei, vorzubereiten.

Stérker spricht sich schon die Religionsschrift (1793)
gegen den Krieg aus. Die so viel gepriesene Kriegstapfer-
keit beweise zwar, mit ihrer Verachtung des Lebens, eine
gewisse uneigenniitzige Erhabenheit, sei aber im Grunde

2%
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doch nur die héchste Tugend der ,Wilden“, zumal wenn
man die ,,Grof3taten, wie es noch heute gang und gébe, in
dem schonungslosen Zusammenhauen, Niederstol3en usw. der
Gegner erblicke. Der Krieg, der, wie bei Holbach, als ,,GeiRel
des menschlichen Geschlechtes* bezeichnet wird, mache mehr
bose Menschen, als er deren wegnehme. Freilich werde der
philosophische Chiliasmus®, der einen ewigen, auf einen VVélker-
bund als Weltrepublik gegrindeten, Friedenszustand erhoffe,
heute noch ,als Schwérmerei allgemein verlacht* (S. 60f.):
ein Beweis, dal} unser Philosoph sich keiner Téuschung dar-
Uber hingab, in welch ein Wespennest er mit seinem trotz-
dem erfolgenden Eintreten fiir dies verspottete Ideal stach,
Denn als seinen festen Glauben duf3ert er auch hier, dal3,
,,obwohl menschlichen Augen unbemerkt, das gute Prinzip
sich bestdndig mehr durchsetzen und ein Reich errichten
werde, welches . . . unter seiner Herrschaft der Welt einen
ewigen Frieden zusichert* (S. 60—62).

Inzwischen hatte die franzdsische Revolution das,
was viele deutsche ldealisten nur im stillen trdumten, in die
Praxis zu Ubersetzen begonnen. So tritt denn in der ersten
ausfihrlichen politischen Abhandlung Kants, Uber Theorie
und Praxis (1793), zu einer Variation der uns bekannten
geschichtsphilosophischen Idee von 1784, wobei das zu er-
reichende Ziel als ein ,,rechtlicher Zustand der Féderation
nach einem gemeinschaftlich verabredeten Volkerrecht*
formuliert wird, ein neuer kuhner politischer Gedanke hinzu.
Namlich, ,was guter Wille hétte tun sollen, aber nicht
tat“, das werde schlief3lich die auch durch das ,,sinnreiche,
aber sich selbst zuletzt vernichtende* Hilfsmittel der Staats-
schulden nicht aufzuhaltende finanzielle Ohnmacht der
Staaten bewirken: dal3 die Entscheidung uber Krieg und
Frieden in die Hande des Meistbeteiligten, d.h. des Volkes,
werde gelegt werden. Dieses aber werde es wohl bleiben
lassen, aus bloRBer VergroRerungsbegierde oder um vermeint-



Die geschichtliche Entwicklung des Friedensgedankens. XXI

licher ,,Beleidigungen* willen Kriege zu beginnen. Und so
werde man sich immer mehr allein ans Recht halten. Denn
das einzige Mittel gegen die, wie auch unser Philosoph weil3,
immer wieder auftauchende Eroberungslust und Rustungs-
notwendigkeit sei nicht das &ufRerst gebrechliche sogenannte
europdische Gleichgewicht”, sondern ein ,,auf o&ffentliche,
mit Macht begleitete Gesetze, denen sich jeder Staat unter-
werfen mifite, gegrindetes Vélkerrecht® (S. 62f).

2. Die'Abhandlung ,Zum ewigen Frieden’.

a) Die Entstehung.

Was bewog nun Kant im Sommer 1795 zur Veroffent-
lichung einer besonderen Schrift Uber den ,Ewigen Frie-
den*? Da er selbst uns nichts dariiber sagt, sind wir nur
auf MutmaBungen angewiesen. Am meisten Wahrschein-
lichkeit fir sich hat doch wohl die, daR der am 5. April
1795 zwischen PreufRen und der Republik Frankreich abge-
schlossene Baseler Friede die &uflere Veranlassung gewesen
ist.  Wir wissen von Jachmann, daf der Philosoph diesen
Frieden im Interesse des Kulturfortschritts und bei seiner
Sympathie fir das revolutiondre Frankreich mit Freuden be-
griuite, wie er denn auch noch spéter einem Zusammengehen
dieser beiden Staaton das Wort redete: ,Wenn nur unser
Konig bald nach Berlin kommt und durch Sieyds’ Grinde sich
bestimmen 1at, eine vernlnftige Partei zu ergreifen, da-
mit durch PreuBen und Frankreich vielleicht das Krieg-
fihren unmdglich gemacht werde”*). Der Gedanke des
~ewigen Friedens* lag Ubrigens auch sonst in der Luft,

J) So auRerte er im Sommer 1798 zu Abegg. Vgl. dessen (noch
unverodffentlichtes) Tagebuch. Ich habe obige AuRerung zuorst
veroffentlicht in einem Artikel: Kant aln Politiker in der Wochcn-
sohrift Mérz vom 17. Mai 1913. Konig Friedrioh Wilhelm IIl. be-
fand sich damals in Koénigsberg, der berihmte Sieyts aber war
franzosischer Gesandter in Berlin.
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wie wir bereits (S. XVII) Herder bezeugen sahen. Trotz
des Kriegsléarrm;, der Europa seit einigen Jahren durch-
tobte, oder vielleicht auch gerade wegen desselben. War
doch die franzosische Nation des Krieges mide, Preufl3en
mit dem gesamten Norddeutschland neutral, und wurde doch
auch von Osterreich der Krieg damals nur schlaff gefiinrt.

In den Sommermonaten des Jahres 1795 muf3 Kant
die kleine Schrift ausgearbeitet haben, denn am 13. August
1795 bietet er schon das Manuskript seinem Nachbarn Nico-
lovius zum Verlage an. Dieser griff auch sofort zu, noch am
selben Morgen wurden die Verabredungen uber Formatl)
und Preis (10 Taler pro Bogen jeder Auflage) getroffen, und
bereits wenige Wochen spater zur Michaelismesse ist die
berihmte Abhandlung erschienen. Nicolovius hatte sich
sogleich von dem Verfasser die Erlaubnis einer ,,doppelten*
Auflage erbeten. Vielleicht hadngt damit die Tatsache zu-
sammen, dal3 er bereits im gleichen Jahre einen zweiten, nur
ganz geringfugige Abweichungen enthaltenden? Abdruck
veranstaltete; auch die ungewdhnliche Héhe von 1500 Exem-
plaren, von der Schubert berichtet, lieBe sich so am ein-
fachsten erkléaren.

b) Der Inhalt.

Dio Abhandlung tragt, wonn man von der ganz Kkurzen,
blo} eine Seite fillenden Einleitung absieht, selbst die
duRere Form eines Friedensvertrages. Den ersten Ab-
schnitt bilden sechs ,.Praliminar“= den zweiten drei ,,Defi-
nitiv‘-Artikel. Dann folgt ein ,Zusatz“, zu dem in der
zweiten Auflage als zweiter Zusatz ein ,,Geheim-Artikel* —
vielleicht nach tlem beriuchtigten Muster des Baseler Frie-

) Kant hatte den Umfang auf ,etwa funf Bogen" berechnet;
bei dem gewahlten kleinen Format kamen indoBsen 104 Seiten
0'/a Bogen heraus.

*) Vgl. dio Kehrbaohsohn Aimgabn der Schrift (Keclam),
Vorwort S. XX f.
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dens? — hinzugefugt wird. Den Schlul3 bildet ein aus-
fhrlicher ,,Anhang“ mit zwei Unterabschnitten.

Die Préaliminar .Artikel (S. 4—10) schweben keines-
wegs in der Hohe philosophischer Abstraktion, sondern gehen
auf sehr praktische, zum grof3ten Teil auch heute noch sehr
wirkliche Dinge, die der ,ewige Frieden“ aus der Welt
schaffen will: Jesuitische Friedensschliisse, bei denen beide
Teile in Wahrheit nur auf die Gelegenheit zu einem neuen
Kriege lauern; Verschenkung, Vererbung, Tausch von Lé&n-
dergebieten; Vermietung von Truppen (Dinge, wie sie samt-
lich damals an der Tagesordnung waren); stehende Heere
an Stelle der zum Verteidigungskrieg vollig ausreichenden
Miliz; gewaltsame Einmischung in dio Verfassung und Re-
gierung anderer Staaten; Benutzung von Verratern, Spionen,
Meuchelmdrdern u. dergl.

Theoretischer gehalten sind die drei Definitiv-Artikel
(S. 11—25), welche die Probleme von Theorie und Praxis
weiter behandeln. Der erste bezieht sich auf die innere
Politik: die Verfassung in jedem Staate soll ,republika-
nisch* sein, d. h. die ausfihrende Gewalt (nach Montesquieu)
von der gesetzgebenden trennen und letztere der Volksver-
tretung anvertrauen. Zum ewigen Frieden kann das allein
fuhren, dald die Entscheidung Uber Krieg und Frieden in
die Hande des Hauptbeteiligten, des ganzen Volkes, gelegt
wird. Ein zweites Mittel dazu ist die Erstrebung eines
Friedensbundes freier Staaten (europdische Politik). Und,
weil ,dio Rechtsverletzung all einem Erdenpunkte heute
an allen gefihlt wird“, so Setzt derdritte Artikel ein,,Welt-
birgerrecht” fest, das alle ré&uberische, nur nach aulRen
heuchlerisch verkleidete Kolonialpolitik, wie sie auch zu
Kants Zeiten gang und gabe war, ausschlie3t und den ,,un-
geschriebenen Kodex* des Staats- und Volkerrechts zum
,Offentlichen Menschonrechto Uberhaupt* erweitert (Welt-
politik).
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Der ,erste Zusatz“ (S. 25—34) fiuhrt geschichtsphilo-
eophische Gedanken der Idee zu einer allgemeinen Geschichte
weiter: Eine Garantie dafir, daR es schlieBlich einmal
zu einem solchen Friedenszustand kommen wird, bietet
»dio groBe Kinstlerin Natur* (S. 25), d. h. der Lauf der
geschichtlichen Dinge selbst, indem der ,,Mechanismus* der
menschlichen Selbstsucht zuletzt zur Aufrichtung eines Staats-,
Volker-, ja Weltburgerrechtes treibt; wozu dann des Men-
schen Pflicht tritt, auf diesen ihm von seiner eigenen Ver-
nunft aufgegebenen Zustand hinzuarbeiten (S. 31, 34). — Der
in der zweiten Auflage hinzugekommene ,,Geheimartikel*
(S. 34—36) verwandelt den bekannten Satz aus Platos Re-
publik von den Philosophen als Kénigen in die bescheide-
nere Forderung, daf in Sachen des Friedens Philosophen
von den Machthabern wenigstens gehort werden sollenl).

Am meisten philosophischen Charakter trédgt der An-
hang, der in seinen beiden Abschnitten das Verhéltnis der
Politik zur MoraL im ersten (S. 37—49) die ,,MiRhellig-
keit“, im zweiten (S. 49—55) die ,Einhelligkeit* beider
behandelt. Der Kerngedanke l&Rt sich in den Satz zusammen-
fassen: Die wahre Politik kann keinen Schritt tun, ohne vor-
her der im Rechtsbegriffe verkdrperten Moral gehuldigt zu
haben (vgl. bes. S. 48). Ob zum MaRstab des offentlichen
Rechts, wie der Philosoph meint, das Prinzip der ,,Publizitat”
(S. 49ff.) genugt, ist eine andere Frage. Jedenfalls, so
lautet der Schlugedanke der ganzen Abhandlung, wird dio

* Kant polemisiert dabei vermutlich gogen den auch als
Epigraminendichter bekannten Mathematiker NA G. Kaéstner in
Gottingen, der 1793 in einer Broschire: Oedanken uber das Un-
vermdgen der Schriftsteller, Empdrungen zu bewirken gegen die-
jenigen ,deutschen Schriftsteller” zu Felde gezogen war, die ,an
dem Zustande ihres Vaterlandes kippeln“ wollten, jo ,,nachdom os
Mode war, Padagogie, Aufklarung, kritischo Philosophie, Monschen-
rechte schrieben* und damit ,was Ernstliches zu tun glaubten“l
(Lose Blatter hrtg. von Rttd. Rticke I, S. 148f. Anm.).
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Folge der zu hoffenden ,,ins Unendliche fortschreitenden An-
nédherung“ an einen solchen Zustand des offentlichen Rechts
— der ewige Friede sein: keine leere Idee, sondern eine
Aufgabe, die, nach und nach aufgeldst, ihrem Ziele be-
standig néher kommt (55).

Was die Gesamtbeurteilung der Schrift angeht, so muf}
man sich vor allem vor dem Irrtum hiiten, als ob sie nicht
ganz ernst zu nehmen sei. Ihr Verfasser bezeichnet sie auf
dem Titelblatt allerdings nur als ,,philosophischen Entwurf®,
ja in einem Briefe an Kiesewetter vom 15. Oktober 1795
sogar als reveries (Trdumereien), wie er denn auch in der
Einleitung von dem ,sien Traum* der Philosophen spricht.
Allein diese Einleitung ist — das merkt ein jeder, der den
alten Kant auch nur ein wenig kennt, sogleich an ihrem
ganzen Ton — durchaus ironisch gehalten; u. a. auch die
Begrundung seiner Verwahrung ,wider alle bdsliche Aus-
legung®“: dal3 er seine Meinungen ,,auf gut Glick gewagt
und offentlich geduRert* habe. Wie ernst ihm in Wahr-
heit die Sache ist, das geht nicht blo3 aus dem gesamten
Gedankengange des Hauptteils (S. 5—36), sondern, wenn
es Uberhaupt noch eines Beweises bedurfte, noch Kklarer
aus dem , Anhang“ hervor, wonach der ,ewige Friede*
nichts anderes als ein Stick angewandter Ethik ist, und so
mit Kants kategorischem Imperativ steht und fallt.

Und weiter mul man sich des noch starker verbrei-
teten Vorurteils entledigen, als sei unser Philosoph Utopist
gewesen, der in einer abstrakten ldeenwelt hoch Uber aller
Wirklichkeit geschwebt, die politische Praxis dagegen weder
gekannt noch verstanden habe. Wer sich mit Kants wirk-
lichem Leben vertraut gemacht hat, der weil3 vielmehr, wie
sehr dieser anscheinend bloRe Theoretiker nicht bloR fir die
politischen Tagesfragen interessiert und darin beschlagen,
sondern ein wie guter Menschenkenner er auch war, der sich
jahrzehntelang unter vornehm und gering bewegt hatte
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und wahrlich nicht zu optimistisch in die Welt blickte. Man
konnte beinahe eher von einer zu pessimistischen Beurtei-
lung des menschlichen Charakters sprechen, wenn man seine
Worte von ,,der Menschen Tun und Lassen auf der grofl3en
Weltblihne* liest, wo sich ,,bei hin und wieder anscheinender
Weisheit im einzelnen doch endlich alles im grof3en aus
Torheit, kindischer Eitelkeit, oft auch aus kindischer Bosheit
und Zerstérungssucht zusammengewebt” findetl). So finden
sich auch in unserer Abhandlung zahlreiche sarkastische Be-
merkungen Uber das tatséchliche Tun und Treiben in der
sogenannten ,,groRen* Politik, die genligend beweisen, wie
weit entfernt unser Denker von utopistiachem Optimismus in
Sachen des Ewigen Friedens war. Sei es, daf er (wie gleich
auf der ersten Seite) von den Staatsoberhduptern redet,
,»dio des Krieges nie satt werden konnen* (S. 3) und ihn
»wie eine Art Lustpartie aus unbedeutenden Ursachen be-
schlieRen* (S. 14), und die demiitig der Schwere ihres hohen
Amtes gedenken sollten, falls sie ,,Verstand“ haben, wel-
ches . . . ,man doch voraussetzen muf3!*“ (15 Anm.) Oder
von den ,,weltkundigen* Staatsmannern, die selbstgefallig auf
den pedantischen Schulweisen mit seinen ,,sachleeren“ Ideen
herabsehen, die neue Kriegsursachen aus alten archivarischen
Dokumenten und scharfsichtigster ,,Ausspéahungsgeschicklich-
keit“ herausklauben (3f.), oder, falls sie modern und ,auf-
geklart* sind, in bestdndiger Machtvergréf3erung, ,,durch
welche Mittel es auch sei*, das Ziel ihrer Politik sehen (4,
cf. 43), als ,diplomatisches Korps* aber allezeit zur Recht-
fertigung jedes Krieges bereit sind (14). Oder von der
»neuen Art von Industrie”, dald ,,auch Staaten einander
heiraten koénnen“ (5). Auch Kant hat schon erkannt, dal
Geld macht ein noch zuverlassigeres Kriegswerkzeug als
selbst Bundes- und Heeresmacht (6, 34), und dafl} die Staaty-

") Weitere Beispiele boi K. Vorlandor, Knnt und Marx (TU-
bingen 1911), 5 21f. ,
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schulden eine ,,sehr sinnreiche Erfindung“ zu diesem Zwecke
sind (6). Er redet nicht blo3 von amerikanischen, sondern
auch von europdischen ,,Wilden* (17, 30). Ahnlich ungiinstig
ist sein Urteil Uber alle bisherigen Kolonisatoren (22).

Vor allem aber, er griundet auch hier seine Hoffhung
auf allméhliche Herbeifuhrung eines gesicherten Voélker-
rechts — denn auf das Hecht, nicht auf sentimentale Phi-
lanthropie ist sein Absehen gerichtet (S. 21) —, eines Rechts-
zustandes, der schlieBlich den .Ewigen Frieden* einleiten
wird, gar nicht auf den Edelsinn der Menschen, sondern auf
die Einsicht in ihren die Entwicklung von selbst vorwérts
treibenden Egoismus. Denn in der Tat sei die Herrschaft
der heutigen Machte noch auf Gewalt gegrindet; wenn
auch der Rechtsgedanke heute soweit vorgedrungen ist,
daR sie ihn wenigstens in der Theorie anzuerkennen sich
bewogen filhlen, so ersinnen sie doch ,hundert Ausflichte
und Bemantelungen®, um ihm in der Praxis auszuweichen;
und die beriihmtesten Volkerrechtslehrer werden als ,.leidigo
Troster” von den heutigen Regierungen nur angefiihrt, um
kriegerische Angriffe zu rechtfertigen, anstatt da3 man
sich durch sie bestimmen lieRe, von solchen Abstand zu
nehmen (18, 42, 44).

Dementsprechend hat Kant gesprachsweise seine Mei-
nung einmal in dio einfachen Worte zusammengefal3t: ,,Es
ist nicht in erwarten, dal3 Recht vor der Macht komme.
Es sollte so sein, aber es ist nicht so* (zu Abegg, 12. Juni
1798). Wenn er trotz dieser klaren Einsicht in die mensch-
liche Mangelhaftigkeit, trotz seiner auch in unserer Ab-
handlung (S. 30) wiederholten Anerkennung einer gewissen
Erhabenheit, ja einer bedingten geschichtsphilosophischen
Notwendigkeit des Krieges, seine von den ,,Praktikern, wio
er voraussah, ,sachleor“ gescholtenen Friedensideen der
Welt zu verkinden gleichwohl fur seine Pflicht hielt, so
besal er nicht geringere Weltkenntnis oder Weltklugheit
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als jene, wohl aber noch ein gut Stick sittlichen Idealismus
dazu.

Ubrigens will unser Philosoph auch gar nichts Utopi-
sches. Was er im Grunde erstrebt und fur méglich halt,
ist ein auf festen staats- und volkerrechtlichen Grundlagen
ruhender Friedensbund oder, wie Vaihinger es etwas abge-
schwécht ausgedriickt hat, eine ,,Interessengemeinschaft* aller
Kulturvélker in Religion und Wissenschaft, Kunst und Tech-
nik, Handel und Industriel).

Ein moderner Kritikerd hat gemeint, Kants Schrift
verrate an zahlreichen Stellen, daf} ihr Verfasser ,alt, sehr
alt geworden war“, und hat dieselbe fur die ,,wenigst ge-
lungene Arbeit aus Kants kritischer Periode* erklart. Gewil3,
Altersspuren zeigen sich, wie in den anderen Schriften aus
Kants letztem Jahrzehnt, auch hier: insbesondere eine gewisse
Redseligkeit, die sich gern auf Abschweifungen —«z. B. Uber
den Begriff der Vorsehung oder der ,Erlaubnisgesetze®,
auch etymologische Liebhabereien — einlaRt, auch Wieder-
holungen desselben Gedankens nicht immer vermeidet. Allein
nicht blo enthalten auch diese Abschweifungen zum
Teil wissenschaftlich wertvolle Gedanken, sondern — was
die Hauptsache bleibt, aber von jenem Kritiker nicht be-
griffen worden ist — die Grundidee des Ganzen zeigt, dafl
der 70jéhrige trotz seiner hohen Jahre etwas behalten hatte

»von jenor Jugend, die uns nie entfliegt,

Von jenem Mut, der friher oder spater
Den Widerstand der stumpfen Wolt besiegt,*

namlich den Glauben an die ldee als eine Aufgabe, die,
»obgleich nur in einer ins Unendliche fortschreitenden An-

) Vaihinger in Kantsludien 1V, S. 59f. Auch Vaihinger meint
dort: ,,dal Kant auch dem Krioge sein Recht und seino Erhaben-
heit lie3 . . ., das eben macht soin Votum (sc. fur don Ewigen
Frieden) um so wertvoller".

* F. Medious in tra»;iiIMi»e» V 11220 und 224. AhnliohW.Sombart.
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néherung“ realisierbar, doch ,,nach und nach aufgeldst, ihrem
Ziele ... bestandig naher kommt (Schlu? der Abhandlung).

c) Wirkung der Schrift.

DaR die Schrift des berihmtesten deutschen Philosophen
Uber ein so interessantes und allgemeinversténdliches Thema
Aufsehen genug machte, laRt sich denken. Der Verleger
hatte richtig gerechnet: trotz der hohen Auflage (s. oben)
war sie bald — Schubert spricht von ,,wenigen Wochen* —
vergriffen, und bereits im folgenden Jahre (1796) erschien
eine neue, durch einen zweiten ,Zusatz' vermehrte zweite
Auflage. DalR sie insbesondere bei den engeren Freunden
und Anhdngern des Philosophen, zumal den jiingeren, grof3e
Begeisterung erregte, haben wir an anderem Orte') an
den Beispielen von Kiesewetter (Berlin), Erhard (Nurnberg),
Staudlin (Géttingen), Jakob (Halle), Sophie Mereau (Wei-
mar), SOmmerring (Frankfurt) gezeigt. Auch die in den
bedeutenderen Zeitschriften erschienenen Besprechungen
waren ebenso ausfihrlich wie gunstig. Anderseits fehlte es
auch nicht an Gegnern, die sich jedoch anfangs literarisch
nicht hervorgewagt zu haben scheinen, und selbst Méanner
wie G. Korner, Wilhelm von Humboldt und Schiller verhielten
sich doch recht kritisch dagegen. Ersterer fand sie stilistisch
ungleich und sachlich wenig haltbar, Humboldt zwar ,,ge-
nialisch* und witzig, aber zu wenig neu und zu demokratisch,
und Schiller hatte sie sich zwar angeschafft, aber nach
Wochen — noch nicht gelesen!

Womdglich noch stérker wirkte die Schrift, jedenfalls
mehr als alle anderen kleineren Schriften Kants, im Aus-
land, vor allem in demjenigen Land, von dem der Philosoph
das meiste fur die Verwirklichung seiner Ideen erhoffte:
der Republik Frankreich. Noch im Jahr 1795 erschien
eine, freilich schlechte, franzosische Ubersetzung in Bern,

» Einleitung zu Bd. 471der Philos. Bibi., S. XXXVIII IT
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der 1796 eine zweite von Jansen und Peronneau (Paris)
folgte. Zugleich war auch, um jene erstere zu verdréngen,
in Konigsberg selbst unter den Augen von Verfasser und
Verleger eine franzosische Ubersetzung ausgearbeitet wor-
den (chez Nicolovius, Koénigsberg 1796), die man allerdings
in Paris als hart empfand. Noch charakteristischer aber als
diese Ubersetzungen ist fir den damaligen Ruf Kants das
durch ganz Deutschland gedrungene Gerlcht — wir ver-
nehmen es aus Elberfelder und aus Miunchener Briefen an
den Philosophen —, dal? dieser dgrch Sieyds im Namen der
franzosischen Nation ersucht worden sei, die neue franzo-
sische Verfassung zu prifen, ,,das Unniitze wegzustreichen
und das Bessere anzugeben®, ja daf} man ihn sogar ,als Ge-
setzgeber, als Stifter der Ruhe und des Friedens* nach
Frankreich gerufen habe. Wenn nun das auch zu viel be-
hauptet war, so lag doch diesen Geriuchten wenigstens die
Tatsache zugrunde, dal® sich in der Tat der berihmte Siey&s
fur die kritische Philosophie interessierte und ihr Studium
in Frankreich als ,,ein Komplement der Revolution® ansah.
Der Bureauchef im Pariser Wohlfahrtsausschuf3, der dies
Kant melden lie3, Karl Theremin, war ein geborener Ost-
preule, Bruder eines Predigers in Memel; er suchte eine
Korrespondenz des Philosophen mit Sieyds zu vermitteln,
ja mehr als das: eine Ubersetzung von Kants ,,Buch* (niheres
Uber das Werk des Philosophen scheint ihm nicht bekannt
gewesen zu sein) ins Franzésische und ein — ,,Professorat
der Kantischen Philosophie* in Paris). Zu dem allen ist es
nun, hauptsichlich wohl infolge von Kants vorsichtiger
Zurickhaltung, nicht gekommen. Dagegen reizten Auszlige
aus seiner Abhandlung im Pariser Moniteur 1798 mehrero
franzésische Gelehrte zu néherer Bekanntschaft mit dem Kri-
tizismus, wie denn auch das dortige Institut National im

* Vgl. Vorlander, Kants Stellung zur franzds. Revolution
S. 261 f.; derselbe, Kants Leben S. 1741.
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Winter 1797/98 einen Bericht Uber das neue, philosophische
System einforderte und sich von Wilhelm von Humboldt im
Jahre darauf eine Vorlesung (ber dessen Ergebnisse
halten lief3.

Die Vertreter des franzésischen Republikanismus
konnten in der Tat mit Kants Schrift, die ja in ihrem
Inhalt Uber eine bloRRe Friedensschritt weit hinausgeht, die
vielmehr sein politisches Testament darstellt, wohl zufrieden
sein. Denn sie sprach den von den damaligen Machthabern
in PreuRen als ,Jakobinerei“ verfemten Grundsatz aus,
dafld ohne die Rousseausche Idee deB urspriunglichen Vertrags
»kein Recht Uber ein Volk sich denken*-TasitT Und der__
erste ,DefimtTv-Artikel“ zum Ewigen Frieden lautet: ,,Die
burgerliche Verfassung in jedem Staate soll republikanisch
sein. Obgleich nun Kant sich ausdricklich gegen die
Gleichsetzung von ,republikanisch* und .demokratisch* wen-
det, vielmehr unter ersterer Bezeichnung nur den Gegensatz
zum Despotismus verstanden wissen will, so griindet er doch
den ,,Republikanismus* auf die ,,angeborenen“ und ,unver-
auBBerlichen® Menschenrechte der Freilieit, Gleich-
heit und Abh&ngigkeit aller von einer einzigen gemein-
samen Gesetzgebung. Und wenn er auch den Weg der
Reform, d. h. die friedliche und allméhliche Entwicklung
zu dem Endziel einer vernunftgeméafRen Verfassung vorzieht,
so will er doch ,,Revolutionen, wo sie die Natur von
selbst herbeifuhrt”, nicht ,zur Beschonigung einer noch
groReren Unterdrickung“, sondern ,als Ruf der Natur*
beniltzt wissen, ,.eine auf Freiheitsprinzipien gegriindete ge-
setzliche Verfassung, als die einzig dauerhafte, durch griind-
liefie~Reform zustande zu bringen®.

AuBer den drei franzosischen erschien auch eine dé-
nische (1796), sowie eine englische (1798) Ubersetzung
unserer Schrift (s. unten Bibliographie); eine schwedische,
dio Kiesewetter in Berlin angeregt hatte, scheint nicht zu-
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Btande gekommen zu sein. Eine polemische Fortsetzung
gab H. Heynich anonym (Germanien 1797) heraus, wahrend
der Kant befreundete bekannte Padagoge J. H. Campe in
Braunschweig einen Abdruck unter Ausmerzung aller ihm
entbehrlich dinkenden Fremdwdrter veranstaltete.

3. Nach. 1795.

Wie hat sich nun Kant in seinen nach 1795 erschienenen
Schriften Uber das Problem des Ewigen Friedens gedul3ert?
In Betracht kommen drei: die Rechtslehre (1797), dio Anthro-
pologie (1798) und der Streit der Facultaten (1798).

Die Rechtslehre verbreitet sich sehr ausfihrlich (88 55
bis 61, in unserer Ausgabe S. 63—70) Uber das Recht zum,
im und nach dem Kriege, ohne dal} jedoch besonders wich-
tige neue Gedanken hervortraten. Wir beschranken uns
auf die Hervorhebung der folgenden: Hat der Staat bzw.
der Souverén ein Recht, seine Untertanen zum Kriege gegen
andere Staaten zu gebrauchen und sie ,,zu einer Feldschlacht
wie auf eine Lustpartie zu fihren“? Kant antwortet: Nein!
Denn sie sind nicht sein Eigentum wie Tiere, sondern
mitgesetzgebende Staatsbiirger, die zuvor durch ihre Ver-
treter im Parlament ihre freie Beistimmung gegeben haben
missen, ehe der Staat Uber ihren gefahrvollen Dienst dis-
ponieren kann (S. 64). Der einmal ausgebrochene Krieg
muf3 nach solchen Grundsétzen gefuhrt werden, die einen
zukunftigen Rechtszustand moglich machen. Straf-, Aus-
rottungs—- oder Unterjochungskriege widersprechen der Idee
des Volkerrechts; desgleichen unsittliche oder heimtiickische
Mittel wie Spionage, Meuchelmord, Plinderung u. dergl. (S. 66).
Selbst einem ungerechten, die Vertrédge verletzenden Feind©
gegeniiber; auch er darf nicht einfach vernichtet, sondern nur
zuderen Beachtung und einer neuen gesetzméaRligen Verfassung
gendtigt werden (S. 68). Das letzte Ziel des ganzen Vdélker-
rechts aber bleibt der ewige Friede, freilich nur als eine
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in ihrem vollen Umfang heute noch unausfiihrbar scheinende
ldee, der aber ,kontinuierlich® sich “nzundhern, eine auf
der Pflicht, mithin auch dem Recht der Menschen beruhende
ausfuhrbare Aufgabe ist. Zur Entscheidung aller Zwistig-
keiten zwischen den Vdlkern schldgt Kant einen ,,perma-
nenten Staatenkongref3* vor, vor dem sie dann ihre Streitig-
keiten ,,auf zivile Art, gleichsam durch einen Prozef3,* an-
statt ,,nach Art der Wilden“ durch das barbarische Mittel
des Krieges entscheiden lassen konnten (S. 69f.).

Mit besonderer Entschiedenheit und mit einer jeden
Zweifel ausschlieenden philosophischen Klarheit spricht
sich der Beschlufs der llcchtslehre, der die Krdnung
des ganzen Gebdudes gibt, noch einmal gerade Uber unsere
Frage aus. Das Sittengesetz in uns spricht sein unwider-
rufliches Veto aus: Es soll kein Krieg sein. Ganz einer-
lei, ob der ewige Friede theoretisch ein Ding oder Unding
ist: wir missen so handeln, ,als ob das Ding sei, was
vielleicht nicht ist“, d. h. auf die dazu geeignetste Ver-
fassung — ,vielleicht den Republikanismus aller Staaten
samt und sonders“ — hinwirken, um ihn herbeizufiihren und
dem ,heillosen*“ Kriegfilhren ein Ende zu machen, auf das
»als Hauptzweck bisher alle Staaten ohne Ausnahme ihre
inneren Anstalten gerichtet haben“. Und, wenn die vodllige
Vollendung dieser Absicht vielleicht auch immer ein frommer
Wunsch bliebe —, unabléssig dahin zu wirken, ist unsere
Pflicht, falls wir uns von den ,,ibrigen. Tierklassen* auch
nur einigermaflen unterscheiden wollen. Diese ,allgemeine
und fortdauernde Friedensstiftung“ macht nicht etwa einen
Teil, sondern den ,,ganzen Endzweck" der ,,Rechtsichre inner-
halb der Grenzen der bloRen Vernunft“ aus. Wenn sie
»durch allméhliche Reform nach festen Grundsétzen ver-
sucht und durchgefiihrt wird“, so leitet sie in ,kontinuier-
licher Anndherung“ zum ,héchsten politischen Gut,
zum ewigen Frieden® hin (S. 70f.).

Kaut. Zum owlg**n Priodeu. 3
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Dio Anthropologie, die ja nur zusammenfal3t, was Kant
in seinen Vorlesungen Uber diesen Gegenstand gebracht hat,
enthalt nichts eigentlich Neues: Der Krieg, ein 30 grof3es
Ubel er auch ist, dient der Vorsehung doch dazu, die Mensch-
heit vorwérts zu treiben; das Menschengeschlecht, obwohl
es an seiner eigenen .Zerstorung“ durch Kriege arbeitet,
stellt sich doch einen kinftigen und nicht mehr rickgéangig
zu machenden Glickseligkeitszustand vor. Nur daR die
~weltbirgerliche Gesellschaft“ der Zukunft, die den ewigen
Frieden im Gefolge hat, hier ausdrucklich als ein regula-
tives, nicht konstitutives Prinzip bezeichnet wird: ,ihr

als Bestimmung des Menschengeschlechts* — und zwar
»hicht ohne gegriindete Vermutung einer naturlichen Ten-
denz zu derselben* — ,,fleiBig nachzugehen* (S. 71f.).

Wie wenig Kant seinen Ideen vom ewigen Frieden
auch in den spateren Jahren untreu geworden ist, das be-
weist schlieBBlich am besten seine letzte Schrift, der Streit der
Facultaten, deren hier allein in Betracht kommender zweiter
Abschnitt bekanntlich die erneuerte Frage behandelt: ob
das menschliche Geschlecht im bestédndigen Fortschritt zum
Besseren sei? Hier wird der Krieg mit stdrkeren Worten
als je verdammt. Er wird ,der Quell aller Ubel und Ver-
derbnis der Sitten*, ,,der Zerstorer alles Guten“, das ,,grof3te
Hindernis des Moralischen* genannt. Die Menschen ,,gegen-
einander aufstellen, um sie schlachten zu lassen”, wie die
Herrscher von der eigenen Gattung des Menschen es wagen,
das ist ,.keine Kleinigkeit, sondern Umkehrung des End-
zweckes der Schopfung selbst“. Und er fuhrt zustimmend
Humes Vergleich zweier gegeneinander kriegfihrenden Na-
tionen mit ,,zwei besoffenen Kerlen*“ an, ,die sich in einem
Porzellanladen mit Prugeln herumschlagen*“ und aufRer ihren
Beulen auch noch den angerichteten Schaden zu bezahlen
haben. Er setzt dem Ehrbegriff des alten Kriegsadels die
begeisterte Verteidigung der Volksrechte entgegen. Als
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das einzige Mittel, das ,,allen Krieg entfernt, gilt ihm auch
hier die Idee einer mit dem natirlichen Menschenrecht
Ubereinstimmenden Verfassung. Die ,,Nachwehen des gegen-
wartigen Krieges* entmutigen ihn nicht; er hofft, da gerade
sio eine Wendung zum Besseren bewirken werden. Er er-
wartet von den Menschen, dal} sie den Krieg zunéchst nach
und nach menschlicher, dann seltener fiihren, endlich als
Angriffskrieg ganz aufzuheben genétigt sein werden, um
statt dessen ,,eine Verfassung einzuschlagen, die, auf echte
Rechtsprinzipien gegriundet, beharrlich zum Besseren fort-
schreiten kann* (S. 73f.).

I11. Nach Kant.

Mit der Nachwirkung von Kants Schrift scheint es
dhnlich gegangen zu sein, wie es auch heute noch mit
aufsehenerregenden Biichern oder Stiicken beruhmter Schrift-
steller zu gehen pflegt: sie wurde anfangs-viel gekauft, ver-
schlungen, in fremde Sprachen Ubersetzt, und dann — ver-
gessen. Eine dauernde Nachwirkung vermochte sie im Zeit-
alter der einander folgenden napoleonischen Kriege nicht
zu erzielen. Dazu kam, dal} eben jetzt, und zwar vor allem
in Deutschland, die Ideen der Aufklarung durch die der Ro-
mantik, der Rationalismus durch den religidsen Glauben,
das Weltbirgertum durch den Nationalismus abgelost zu
werden begannen: wofur Fichtes Entwicklung von seiner
Verherrlichung der groRRen Revolution (1793) bis zu den
Reden an die deutsche Nation (1808) das schlagendste Bei-
spiel bildet. Die Friedensbewegung des 19. Jahrhunderts
hat jedenfalls in ihren Anfadngen an Kant nicht angeknipft.
Denn wenn auch einzelne Gelehrte, wie der Leipziger Kan-
tianer Krug (1800), der Wittenberger Professor Zacharia
(1802), der Jenenser Fries (1808), der Jurist Hugo (1808)
und der Historiker Heeren (1809), seinem Standpunkte zu-
neigten und ihn schriftstellerisch vertraten, wenn nament-

3
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lieh auch Jean Paul in seiner ,Levana‘ (1801), wie Kant,
Volksentscheidung tUber Krieg und Frieden verlangte, 1808
eine ,Friedenspredigt an Deutschland” veroffentlichte und in
seine .Dd&mmerungen*(1809) eine ,,Kriegserklarung gegen den
Krieg“ einflocht: so drangen doch diese Ideen in jener Zeit
nicht tiefer in die Masse. Ubrigens standen Kants Friedens-
schriften auch eine Reihe gegnerischer gegeniiber: so be-
reits im Jahre 1796 eine lateinische von Alexander Lamotte,
eine deutsche von Valentin Embser, 1797 kam die schon er-
wahnte von H. Heynich hinzu, 1800 verdtffentlichte der be-
kannte Friedrich Gentz eine Kritik im ,,Historischen Jahrbuch*,
und 1813 verfaldte Rihle von Lilienstern eine .Apologie des
Krieges, besonders gegeii Kant Den ,Deutschen Bund“ aber
oder die .Heilige Allianz* wird wohl, trotz ihrer Friedens-
phrasen, niemand als Verwirklichung von unseres Philosophen
Idee eines ,,Foderalismus freier Staaten* betrachten wollen.

Die praktischen Anfdnge der modernen Friedensbewegung
gingen vielmehr von dem damals jlngsten unter den mo-
dernen Staatsgebilden, den Vereinigten Staaten von Nord-
amerika, aus). Schon im Jahre vor Kants Schrift, am 19. No-
vember 1794, war ein Vertrag zwischen der Union und Eng-
land abgeschlossen worden, der eine Reihe Streitfalle zwi-
schen beiden Staaten schiedsgerichtlicher Entscheidung unter-
warf; und am 27. Oktober 1798 — also noch zu des Philo-
sophen Lebzeiten, aber wohl ohne sein Wissen — war der
erste praktische Schiedsspruch dieser Art gefallt worden.
Die erste Friedensgesellschaft jedoch wurde erst im August
1815 zu New York gegrindet, der bald eine Anzahl weiterer
folgten. Im folgenden Jahr entstand die erste europdische
Friedensvereinigung zu London, wéhrend die erste Festlands-
grindung erst 1830 in Genf erfolgte. Dabei ist charak-

* Ich verweise auoh fur das folgende auf die ausfihrlichere
Darstellung bei Fried. Eino wissenschaftlich grundlegende und genaue
Uesohichte der gesamten Friedensbewegung ist mir nicht bekannt.



Die geschichtliche Entwicklung des Friedensgedankens. XXXV I

teristisch, dal3 der Antrieb in den beiden Ursprungslandern
der Bewegung wesentlich von religidser Seite, namlich
den Quékern, ausgeht, denen auch der begeisterte Friedens-
apostel der 40er/und 50er Jahre, der ,gelehrte Grob-
schmied* Elihu Burrit, angehort. Gerade England und die
Union aber geben wahrend der ersten Halfte des Jahr-
hunderts der Bewegung ihr Gepréage: zu dem ersten Frie-
denskongref3, der 1843 in London abgehalten wurde, waren
neben 294 englischen und 37 amerikanischen nur 6 Teil-
nehmer vom européischen Kontinent erschienen.

Erst das unruhige Freiheitsjahr 1848 brachte eine
groRBere Verbreitung des Friedensgedankens. Indes hielten
sich auch von dem ersten internationalen Friedenskongrefd
zu Brissel (September 1848) die bedéachtigen Deutschen noch,
fern, und auch im folgenden Jahre in Paris waren sie blof3
durch zwei Delegierte, die Dichter Friedrich Bodenstedt
und den Gelehrten Dr. Carovd, vertreten. Vielleicht eben
deshalb wurde der dritte Kongre3 zum ersten Mal auf
deutschem Boden, in Frankfurta.M., abgehalton. Gleich-
wohl waren unter den 550 Teilnehmern, die sich am 22. Au-
gust 1850 in der Paulskirche, der einstigen Stitte des ersten
deutschen Parlaments, zusammenfanden, nicht mehr als 30
bis 40 Deutsche, darunter keiner von bekannterem Namen;
Alexander von Humboldt, Varnhagen von Ense, Arnold Rige
u. a hatten wenigstens Zustimmungsschreiben geschickt. Fir
uns von Interesse ist, dafl die in sieben Punkte zusammen-
gefaldste SchluBresolution dieses Frankfurter Kongresses in
Punkt 2, 3, 4 und 5, freilich ohne ihn zu nennen, an die Vor-
schldge Kants anknipft, indem auch sie schiedsrichterliche
Entscheidung der Streitfélle, Abschaffung der stehenden Heere
(soweit sie ,,mit Ricksicht auf die innere Ruhe und Sicherheit
jedes Staates sich durchfuhren laRt“!), Beseitigung auslan-
discher Staatsanleihen zum Zweck von Kriegen, Nichtein-
mischung in die Angelegenheiten fremder Lander verlangt.
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Noch interessanter fir die Freunde Kants ist die auRer-
halb der engeren pazifistischen Kreise wohl kaum bekannte
Tatsache, dalR im Anschlu3 an diesen Kongrel3 die erste
deutsche Friedensgesellschaft in Kénigsberg gegrindet
wordon ist, und zwar nicht blof3 an der Wirkungsstatte des
groRen Philosophen, sondern auch durch den Enkel eines
Mannes, der zu Kants nédchsten Freunden gehdrt hatto: den
Dr. med. Robert Motherby. Motherby war als' Abgesandter
der Konigsberger ,.freien evangelischen”, d. i. freireligitsen
Gemeinde nach Frankfurt gegangen und hatte ihr am 10. Sep-
tember 1850 seinen Bericht abgestattet. Acht Tage spater
fand dann eine groRere Versammlung statt, in der etwa
hundert Personen den ,Friedensvereinl grindeten, zu dessen
erstem Vorsitzenden am 2. Oktober Motherby selbst ge-
wahlt wurde. Unterstiitzt wurden die Bestrebungen des Ver-
‘eins durch das Wochenblatt der genannten Gemeinde, den
von Julius Rupp herausgegebenen .OstpreufBischen Volks-
boten; der schon seit einem Jahr eine Reihe pazifistischer
Artikel gebracht hatte und seit Ende Januar 1851 auch eine
besondere Monatsbeilage, ,Der Volkerfriede', hinzufugte. Am
& Februar d. J. hielt Motherby auch in einer Mitglieder-
versammlung einen Vortrag ,lber Kants PYiedenstraktat’,
Uber den jedoch nichts Naheres bekannt ist. Zudem war die
Versammlung nur schwach besucht, und auch sonst scheint,
nach den erhaltenen Ausziigen zu urteilen, in den Verhand-
lungen und Publikationen des Vereins, die Schrift des grof3en
Landsmannes keine Rolle gespielt zu haben. Bereits nach
siebenmonatlichem Bestehen verfiel Uberdies der Verein,
infolge der hereinbrechenden Reaktion, der polizeilichen Auf-
lésung, und sechs Wochen spéater ging auch der Volksbote
mit Beiblatt ein >).

I) Wir entnehmen diese Nuohriohton der lirosohiire von
D. L. Siemering, Von der ersten deutschen Fricdensgcsellucluift zu
Kénigsberg *. Pr. Frankfurt a. M. 1909,
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Auf dem vierten Friedenskongre — zu London 1851 —
erscheinen zum ersten Mal Arbeiter Vertreter: fiinfzehn
an Zahl, aus Frankreich. Uberhaupt vollzieht sich in der
zweiten Halfte des Jahrhunderts die wichtige Anderung, daR
die Bewegung an Stelle ihres bis dahin fast rein ethisch-
religisen Anstrichs eine mehr, wirtschaftlich-politische,
sozusagen weltliche Richtung annimmt und im Zusammen-
hange damit auch konkretere Forderungen fir die Vdlker-
verstandigung zu formulieren beginnt. Zunachst tritt aller-
dings, unter dem EinfluR der Reaktion im Innern, die der
Freiheitsbewegung von 1848/49 in fast allen européischen
Staaten folgt, und der gleichzeitig wiedereinsetzenden Pe-
riode dul3erer Kriege, die Napoleons Ill. Regime trotz seines
pomphaften Ausspruchs: ,,Das Kaiserreich ist der Friede!*
herauffihrt, Uberhaupt ein lédngerer Stillstand ein. Abge-
sehen von einigen platonischen Liebeserklarungen der Re-
gierungen gelegentlich der Pariser Konferenz von 1856,
kommt es nur zu mehrfachen pazifistischen Antrdgen im
englischen Unterhaus (Cobden, Bright, Gladstone). 1804
wird dann durch dio Genfer Konvention — spéater erganzt
durch dio Petersburger Konvention von 1868 und die Brisseler
Deklaration von 1874 — wenigstens eine gewisse Humani-
sierung der Kriegsfiihrung, soweit die Leiden der‘Verwun-
deten in Betracht kommen, erreicht. 1867 finden gelegent-
lich des zwischen Frankreich und Preuf3en auszubrechen
drohenden Krieges grof3e Arbeiterdemonstrationen in Ber-
lin und Paris statt. In Paris begrindet im ndmlichen Jahr
Passy (t 1912) eine ,permanente internationale Friedens-
liga“, in Genf Garibaldi und Victor Hugo eine mehr demo-
kratisch gefarbte ,Friedens- und Freiheitsliga®, die im Sinne
Kants die Selbstbestimmung der Vélker als wichtigstes Frie-
densmittel bezeichnet. Am 16. September 1868 fal3t ein
Philosophen-Kongrel in Prag eine Friedensresolution. Am
21. Oktober 1869 stellt Rudolf Virchow im preuRBischen Ab-
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geordnetenhaus seinen Antrag, auf diplomatischem Wege eine
allgemeine Abristung herbeizufihren, der mit 215 gegen
99 Stimmen abgelehnt wird. Und wéhrend dos Krieges von
1870/71 ist es wiederum ein deutscher Philosoph, und
zwar ein Neukantianer, der damalige Zuricher Professor
F. A. Lange, der in einem Rundschreiben ,,an die Menschen-
freunde aller Nationen* eindringlich zum Frieden mahnt.

Seitdem hat sich die Friedensbewegung auf so viele
Lander und so viele Gebiete ausgedehnt, dal3  wir
nur' die wichtigsten Erscheinungen und Ergebnisse
herausheben koénnen, um sie sodann an Kants For-
derungen zu messen. Friedensge se llse haften, und zwar
nicht mehr lokalen, sondern nationalen, d. h. das ganze
betreffende Land umfassenden, Charakters haben sich
seitdem in allen Kulturlandern gebildet. Dem Beispiele der
Union, Englands und Frankreichs folgten zundchst die kleine-
ren, aber mehr parlamentarisch regierten Staaten, wie Hol-
land, Belgien, Danemark, Italien u. a.; Osterreich (Frau von
Suttner) erst 1891, Deutschland (A. H. Fried) erst im No-
vember 1892.

Immer mehr begann dann der Friedensgedanke auch in
die Parlamente einzudringen. Auch hier gingen die drei
ofters erwahnten westlichen Staaten als Pioniere voran,
wahrend im Deutschen Reichstage noch 1878 ein von zwei
Abgeordneten gestellter Antrag zugunsten der Schieds-
gerichtsbarkeit nicht einmal zu einer Debatte fuhrte und im
folgenden Jahre ein Abristungsantrag des Abgeordneten
von Buhler ,natirlich abgelehnt wurde. Ebenso waren
an der am 31. Oktober 1888 zu Paris erfolgten Griindung
derinterparlamentarischen Union zunichst wiederum
nur franzésische und englische Deputierte beteiligt; erst
spéter traten Abgeordnete der Ubrigen Nationen hinzu; deut-
sche Parlamentarier — die drei Freisinnigen Barth, Dohrn
und Bromel — nahmen erst 1890 teil. Jetzt besitzt die Union



Dio geschichtliche Entwicklung des Fricdonsgedankons.  XLlI

Uber 3600 Mitglieder in den Parlamenten aller européischen
Lander, sowie Japans und der Union: in Norwegen und Japan
sind alle, in Danemark und der Republik Portugal alle
aulRer einem Mitglieder, in Deutschland blo3 Ve (darunter
stehen nur noch Spanien, Ruméinien und Serbien!). Ilhr
Zweck ist nach § 1 der Statuten ein sehr gemaRigter: dafir
zu wirken, dalR in den betr. Staaten, ,,sei esauf dem Wege der
Gesetzgebung, sei es durch internationale Vertrdge, der
Grundsatz anerkannt werde, daf3 die Streitigkeiten zwischen
den Volkern der Schiedsgerichtsbarkeit unterbreitet wer-
den®, sowie ferner ,,auch andere Fragen des internationalen
offentlichen Rechts zu behandeln“. Sitz der |. U. ist Briissel,
sie besitzt einen aus zwei Mitgliedern jeder beteiligten Nation
bestehenden .interparlamentarischen Rat*“und ein interparla-
mentarisches Bureau, das von den meisten europdischen Re-
gierungen mit einer kleinen Summe — vom Deutschen
Reich z B. mit 6195 Franken — subventioniert wird. lhre
Konferenzen sollen in der Regel alljahrlich stattfinden.
Danebon begannen nun auch wieder die ,,Weltfrie-
denskongresse*, deren erster gelegentlich der Jahrhun-
dertfeier der grofRRen Revolution Ende Juni 1889 zu Paris,
zugleich mit der ersten interparlamentarischen Konferenz,
ins Leben trat. Der zweite tagte 1890 in London, der dritte
1891 in Rom, die folgenden nacheinander in Bern, Chikago,
Antwerpen, Budapest, Hamburg, Paris, Monaco (!) usw.;
auRerdem fanden noch eino Reihe nationaler Kongresse, be-
sonders in Frankreich, Italien und den skandinavischen L&n-
dern statt. — Die Zentralstolle der Friedensbewegung war
das 1892 errichtete und 1902 endgiltig vom KongrelR be-
statigte internationale Friedensbureau in Bern, das die
Vermittlung” zwischen den Gesellschaften der einzelnen Lan-
der Ubernahm, die Kongresse vorbereitete und ihre Beschlisse
ausfihrte, als Auskunfts- und Propagandastelle diente und
unter der Aufsicht eines stdndigen internationalen Komitees
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von 26 Personen stand. Die Friedenskongresse wollten: 1 zu
aktuellen politischen Situationen, die den Frieden bedrohen,
Stellung nehmen, 2. das internationale Recht weiter auszu-
gestalton suchen, 3. durch Kundgebungen, Petitionen, lite-
rarische und sonstige Propaganda fir den Friedensgedanken
wirken.

Die Friedens-Literatur hat sich denn auch in den
letzten Jahrzehnten gewaltig vermehrt: wenn auch weniger
an gréReren Werken, als an periodischen Zeitschriften (bzw.
Jahrbuchern) und an Broschiren und Einzelartikeln. Das
zweibandige .Handbuch der Friedensbewegung' von A. H.
Fried (2. Auflage 1911—1913), dessen reiches Material wir
in dieser Ubersicht oft dankbar benutzt haben, gibt in einem
besonderen Anhang von 40 Seiten (Il. Band, S. 423—462)
einen .Fuhrer durch die pazifistische Literatur Danach er-
scheinen allein 6 Zeitschriften in deutscher, 7 in franzo-
sischer, 12 (davon 6 in London, 5 in der Union, 1 in Japan)
in englischer, 2 in italienischer, je eine in holldndischer,
schwedischer, dénischer, polnischer, ungarischer und japa-
nischer Spracho. — Von Stiftungen zugunsten des
Friedens ist die bekannteste die des schwedischen —
Dynamiterfinders Alfred Nobel, nach dessen im April 1897
bekannt gegebenem Testament ein Finftel der Zinsen
seines ca. 35 Millionen schwedische Kronen (— ca. 39 Mill.
Mark) betragenden Vermoégens jahrlich demjenigen zugute
kommen soll, der am meisten und besten fir die Friedens-
sache gewirkt hat. Dazu kamen seit 1902 verschiedene Stif-
tungen des amerikanischen Milliardars Andrew Carnegie,
darunter eine von sechs Millionen Mark zur Errichtung eines
,Friedenspalastes’ im Haag, in dem alle kunftigen Schieds-
gerichtsverhandlungen stattfinden sollen, und der denn auch
am 28. August 1913 feierlich eingeweiht worden ist. Eine
noch gréfRere Summe, 10 Millionen Dollars, setzte Carnegie
1910 aus, ,,um die Abschaffung des internationalen Krieges,
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dieses héaRlichsten Fleckens unserer Zivilisation, zu be-
schleunigen®.

Auch die Regierungen nahmen allméhlich eine weniger
gegnerische Stellung zu der Friedensbewegung ein. Wah-
rend Bismarck sich noch durchaus ablehnend verhalten hatte
und auch sonst kaum eine Ermutigung seitenslder herrschen-
den (Jewalten, mindestens in den alten Festlandsstaaten Eu-
ropas, zu verzeichnen war, Uberraschte plétzlich der abso-
luteste aller europdischen Herrscher, Zar Nikolaus Il. von
RuB3land, am 28. August 188 die staunende Welt mit einem
im offiziellen ,Regierungsboten’ veroffentlichten Manifest,
das in entschiedenster Weise, mit manchen an Kant erinnern-
den Gedanken, fir einen ,,wahren und dauerhaften Frieden
zwischen allen Voélkern und eine Herabsetzung der unauf-
horlichen, kaum noch ertraglichen Kriegsristungen“ ein-
trat’)s Aber freilich, schon das im Januar 1899 folgende
Rundschreiben des russischen Ministers Murawiew, das zu
einer Konferenz einlud, suchte den Machten die Gesichts-
punkte des ,Friedenszaren' in starker Verwasserung mund-
—-gerecht zu machen. Fur das Verhalten der meisten (ubri-
gen Regierungen typisch war die Erklarung des Osterreichi-
schen Ministerprésidenten im Reichsrat, da3 das Auswartigo
Amt diesem ,hochherzigen, eminent humanitdren Gedanken“
»-Sympathisch gegeniiberstehe®, aber — um mit den Worten
seines ungarischen Kollegen fortzufahren — doch ,die
Schwierigkeiten nicht geringschatze, die der praktischen
Verwirklichung der gro3en Idee im Wege standen“. Dio
Regierung des Deutschen Reiches verschmahte auch den
Schein. Als einen ihrer offiziellen Vertreter zu der Haager
Friedenskonferenz entsandte sie den Munchener Vélkerrechts-
lehrer Stengel, der soeben ein hdéhnisches Pamphlet gegen
das Zarenmanifest veroffentlicht hatte. So war denn auch

1) A. H. Friod, Handbuch der Friedensbewegung (2 Aull. 1011)
bringt Bd. I, 201—203 den Wortlaut.
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von der von 26 Staaten, darunter auch China und der Tirkei,
beschickten, vom 18. Mai bis 29. Juli im Haus ,,ten Bosch*
bei Haag tagenden Konferenz nicht viel zu erwarten.
,Parturiunt montes, nascetur ridiculus mus®“. Die mit so
grolRem Aplomb begonnene Aktion ging beinahe nicht besser
aus als das Hornberger Schieen. Es wurden wohl allerlei
»Winsche* und ,,Erkldrungen* ausgesprochen, aber nur ein
sehr magerer positiver Fortschritt erzielt, indem zwar ein
Schiedsgerichtshof beschlossen wurde, aber, infolge von
Deutschlands Protest, — ohne seine Anrufung in inter-
nationalen Streitféllen obligatorisch zu machen! Auch die
zweite Haager Konferenz vom 15. Juli bis 18. Oktober
1907 ist darlber nicht hinausgekommen. Wiederum infolge
des Widerspruchs Deutschlands konnte man sich nicht ein-
mal daruber einigen, in ganz unwichtigen Féllen (angeblicher
Verletzung von Schiffahrts-, Eisenbahn-, Minz-, Telephon-,
Literaturabkommen u. &) die Schiedsgerichtsbarkeit obli-
gatorisch zu gestalten. So ist denn auch der Haager Schieds-
gerichtshof bisher nur in verhéltnisméRlig recht unwichtigen
Fallen in Aktion getreten.

Zu Ende des 19. Jahrhunderts glaubten eifrige Friedens-
freunde, daR allein die furchtbaren, kaum auszudenkenden
Wirkungen der neu erfundenen Kriegswerkzeuge und die
gegenseitige Furcht vor den gegenwaértigen Millionenheeren
den Krieg zwischen den gleichgeriusteten Gro3méchten der
Erde, ja den Krieg Uberhaupt zur Unmdglichkeit machen
wiurden, wie das Werk eines Russen J. von Bloch (,,Der
Krieg“, 6 Bde. 1899) ausfuhrlich auseinandersetzte. Die
Tatsachen belehrten sie leider eines Besseren. Gerade seit-
dem hat eine Epoche neuer Kriege eingesetzt. Die beiden
.Friedensvolker* xa-i ¢joxrjv, die Union und England, gingen
dabei voran, und noch dazu gegen einen weit schwéacheren
Gegner: die Spanier bzw. die Buren. Der Friedenszar begann
1904 den blutigen Krieg mit Japan. Und so hat es sich an
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den verschiedensten Enden der Erde — auch Deutschland
hatte ja seinen Hererokrieg s fortgesetzt bis zu dem Tri-
poliskrieg Italiens und den beiden neuesten Balkankriegen.
Das einzige'gunstige Faktum, das sich fiir eine Besserung
der Verhdltnisse anfihren 1aRt, ist die Tatsache, dal} wenig-
stens zwischen den eigentlichen GroRmachten Europas der
Krieg bis jetzt (1914!) glucklich vermieden wurde: obwohl
er mehrmals nahe genug schien, und die deutschen, fran-
zosischen, englischen, Osterreichischen, italienischen und
russischen Chauvinisten wahrlich an seinem Nichtausbruch
unschuldig sind. Wie wenig im Grunde trotz der ,inter-
parlamentarischen Union®, der Priedensgedanke in der Mehr-
heit der deutschen Volksvertretung sich festgesetzt hat,
zeigte die rasche Annahme der neuen Heeresvorlage, trotz
der gewaltigen Mehrforderungen an Menschen und Geld, die
sie brachte, durch alle birgerlichen Parteien, einschlief3lich
samtlicher liberalen und Zentrumspazifisten. Etwas besser
steht es in Frankreich, kaum besser in den ubrigen Grof3-
staaten. Trotz aller schonen Worte von Volkerverstandi-
gung und gegenseitiger Anngherung wird, unter Zustimmung
der Parlamentsmehrheiten, unentwegt weiter geristet.

Auch von derjenigen Seite, von der man eine besonders
energische Forderung der Friedenssache erwarten sollte,
den beiden christlichen Kirchen, geschieht nichts Nach-
druckliches. Wohl haben gelegentlich Papst Leo XIII. und
Pius X. in einer Ansprache an das geheime Konsistorium bzw.
in einem Antworttelegramm an einen Friedenskongrel3 ihre
Sympathien fir den Frieden ausgedriickt. Aber solche pla-
tonischen Sympathieerklarungen erlassen heute, bei ge-
gebener Gelegenheit, auch weltliche Staatsoberh&upter oder
ihre Vertreter. Ernstliches dagegen ist, soviel wir wissen,
von dem Papsttum nicht unternommen worden, selbst als es
sich um den von dem eigenen Lande ausgegangenen Uber-
fall von Tripolis handelte. Npch schlimmer fast steht es
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in dieser Beziehung mit der evangelischen Kirche. Der prote-
stantische Stadtpfarrer Umfrid in Stuttgart erhielt wegen
seiner eifrigen Friedensagitation nicht nur von seiner Vor-
gesetzten Behdrde Verwarnungen Uber Verwarnungen, son-
dern wurde auch von zahlreichen Amtsbridern darob ange-
feindet, ja von einem dieser offiziellen, Vertreter der Re-
ligion der Liebe sogar &ffentlich mit dem Schmeichelnamen
eines ,Friedenshetzers* belegt. Und als im Jahre 1912
ein Mitglied des preuRischen Abgeordnetenhauses den Krieg
als einen ,,Hohn auf Gott, auf das Christentum und auf die
Menschheit”* zu bezeichnen wagte, wurde er vom Présidenten
unter dem Beifall der konservativ-klerikalen, also ,,Christ
liehen“, Mehrheit zur Ordnung gerufen. Um so erfreulicher
ist es zu begriufen, daf} im August 1915 eine Anzahl liberaler
evangelischer Theologen, vor allem Universitatslehrer (Rade,
Weinei u. a.), einen mutigen und energischen Aufruf zu-
gunsten des ,Friede auf Erden!” erlieBen, in dem sie eine
,»verstandigung der Volker uUber eine Rechtsgemein’
schaft“ verlangten, ,die das Unrecht des Krieges durch
den Rechtsspruch ersetzt und den Voélkern die Ethik zu-
mutet, die zwischen den Einzelmenschen selbstverstandlich
ist“. ,,Mit diesen Forderungen®“, so wird mit Recht gesagt,
,dio den Urgedanken des Evangeliums entsprechen, sollten
diejenigen voranstehen, die auf Katheder und Kanzel die Re-
ligion des Gekreuzigten verkunden“. Und es wird ,,schmerz-
lich bedauert®, dafd ,,bisher nur ein verschwindender Teil
der deutschen evangelischen Theologen den Vdlkerfrieden
offentlich vertritt, dal wir diese praktische Gefolgschaft
Christi der kirchenfremden Sozialdemokratie uUberlassen®.
Anders steht es in der Schweiz, wo am 24. November 1912
das Baseler Munster einmitig und freudig den Vertretern
des internationalen Sozialismus zu ihrer Friedenskundgebung
zur Verfugung gestellt wurde, die der strengglaubige Pfarrer
Taschler mit den Worten willkommen hiel3: ,,Was Sie wollen,
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das ist auch unser Herzenswunsch,, das ist der Wille Gottes,
das ist das Evangelium Jesu.“

Kehron wir nun zu Kant zuriick uad fragen: Wie viele
von Kants Forderungen heute erfiullt sind? sokdnnen
wir nicht dem optimistischen Urteile L. Steinsl) beistimmen,
dalR dieselben ,,im letzten Jahrhundert vielfach [7] in dio
offentliche Sittlichkeit eingegangen, Gemeinplatz geworden*
seien. Prifen wir daraufhin zunachst Kants sechs ,,Pralimi-
nar-Artikel“!

1 Der erste, dall kein Friedensschlu den geheimen
Vorbehalt zu einem neuen Kriege enthalten solle, ist, weil
er nicht sowohl rechtlicher als moralischer Natur ist, schwer
zu beurteilen. Im allgemeinen mag man ehrlicher geworden
sein; immerhin hat z. B. noch vor kurzem dio Turkei einen
Teil dessen, was sie in dem ersten Balkankrieg verloren,
wahrend des zweiten ohne weiteres wiederzuerlangen ge-
sucht.

2. DalR ein Staat ohne Befragen der Bevolkerung, durch
Erbschaft oder Heirat an ein anderes Firstengeschlecht
fallt, kommt bei den Kleinstaaten auch heute jioch vor.
Durch Kauf ist noch 1865 Lauenburg an Preuf3en gelangt.
Zu Schenkung oder Tausch — ausgenommen an Verbiin-
dete, wie nach dem lItalienischen Kriege von 1859 — sind
die heutigen Regierungen nicht uneigenniitzig genug. Doch
kommt der Tausch bei Kolonien vor (Deutsch-franzdsischer
Vertrag uber Neukamerun).

3. Weiter als je sind wir von der Verwirklichung gerade
des wichtigsten Préaliminarartikels, der, wenn auch nur all-
mahlichen, Abschaffung der stehenden Heere und ihrer Um-
wandlung in eine nur der nationalen Verteidigung dienende
Volksmiliz entfernt.

3 ,Zukunft* 1898 (Bd. 25), S. UIf.
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4. Ebensosehr wvon der Beseitigung der Verwendung
und Erhéhung der Staatsschulden zum Zweck der mili-
térischen Rustungen.

5. Dagegen ist gewalttdtige Einmischung in die Ver-
fassung und Regierung eines anderen Landes zwischen den
heutigen GroRBmé&chten allerdings aufer Gebrauch gekom-
men, wahrend sie gegenilber barbarischen oder halbbarbari-
schen Staaten (Marokko, Persien u. a.) noch immer geibt
wird.

6. Von den ,ehrlosen Stratagemen® waren Meuchelmord,
Giftmischerei, Bruch der Kapitulation wéhrend des Krieges
wohl schon zu Kants Zeiten selten und kommen heute zwi-
schen Kulturstaaten kaum mehr vor. Dagegen ist der
Gebrauch von Spionen und die damit verbundene Spionen-
riecherei, eine notwendige Folge der sogenannten mili-
térischen Geheimnisse und des bestdndigen Argwohns einer
Macht gegen die andere, auch in den Friedenszustand (ber-

gegangen.
Und wie steht es mit der Erfillung der drei ,,Definitiv—
Artikel“? j

I. DalR die Verfassung in allen Staaten ,,republikanisch®,
d. h. bei Kant parlamentarisch sein soll, ist insofern ver-
wirklicht, als wenigstens alle sogenannten Kulturstaaten
heute ein Parlament besitzen, sogar China, Ruf3land und die
Turkei: wenn auch keineswegs sémtliche Verfassungen der
von unserem Philosophen geforderten ldee des reinen Rechts-
staates entsprechen und noch weniger Uberall in ,republi-
kanischem* Geiste regiert wird.

Il. Zu einem Foderalismus oder Friedensbund freier
Staaten sind, wie wir sahen, erst schwache Ansitze vor-
handen.

I1l. Am wenigsten aber ist Kants Forderung erfullt,
dal3 sich das Recht der Menschen auf andere Weltgegenden
bloR auf ein Recht zu deren ungehindertem Besuch be-
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schréanken soll. Vielmehr ist die Eroberung und Aufteilung
fremder Erdteile (Afrika!) zu unserer Zeit in weit groRerem
Male, als in derjenigen Kants, zur Wirklichkeit geworden.

Trotz alledem brauchen diejenigen nicht zu verzagen,
die mit Kant das allmihliche Emporkommen eines ,,ewigen
Friedens”, d. h. nicht eines Zustandes der ,,Versumpfung®,
des ,,Materialismus®, eines ,,faulen Kirchhoffriedens*, son-
dern einer Zeit bewegten Lebens und Kampfens, die nur
Recht und Gesetz an Stelle der brutalen Gewalt setzen
will und eben deshalb gerade alle idealen Kréfte des Men-
schen, Pflichttreue und Hingabe fiir das Ganze verlangt,
die, sage ich, eine solche Zeit fur mdglich halten und dafir
zu arbeiten gewillt sind. Denn langsam scheint sich doch,
trotz aller soeben betrachteten gegenteiligen Erscheinungen,
ein Fortschritt in dieser Richtung anzubahnen. Nicht, dafi
wir dabei besonderen Wert auf die Ausspriche einzelner ange-
sehener Manner legten. Gewil3 ist es als erfreuliches Zeichen
zu begriiRen, wenn beispielsweise im Gegensatz zu dem
bekannten Worte Moltkes: ,,Der ewige Friede ist ein Traum
und nicht einmal ein schéner Traum, der Krieg ein Element
der von Gott eingesetzten Weltordnung“1 in unserer Zeit

) In einem Briefe an Bluntschli 1881. Ein Jahr vorher hatte
Ubrigens dorselbe Moltko in einem weniger bekannten Briefe an
oinen séchsischen Landmann umgekehrt den Krieg, solbst den
siegreichen, als ein ,nationales Unglick® bezeichnet. Leider sei
diese Meinung noch nicht dio allgemeine; sie kdnne es aber werden
durch eine bessere religiose und sittliche Erziehung der Volker
(zitiert nach Kohrbaoh, Einl. zu s. Ausgabe unsorer Schrift S. XVI1).
In seinen jungeren Jahron hatte sioh Moltko sogar ,,offen zur
vielverspotteten Idee einos ewigon Friedens be-
kannt“ und den Godankon ,naheliegend*“ gefunden ,die Milliarde,
welche Europa jahrlich seine Militarbudgets kosten“ — heute sind
es Milliarden —, ,die Millionen Méanner im ristigen Mannesalter

alle diose unermeUlichon Kréfte mehr und mehr produktiv zu
nutzen* (Oes. Schrillen 11, 286/.)

Knut. Zum owlgsu Frieden. 4
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ein anderer militdrischer Fachmann, der englische Kriegs-
minister Haldane, sich in Wort und Tat fiir das Werk der Ver-
standigung eifrig bemiuht und o6ffentlich auf einem Lord-
mayorsbankett von einer Zeit spricht, die ,,auf das Barbaren-
tum der Gegenwart mit Staunen zuriickblicken wird“. Aber
mit noch so frommen Woinschen, noch so ehrlicher sitt-
licher Entristung, mit der Errichtung noch so vieler Frie-
densgesellschaften allein ist es nicht getan. Was uns viel-
mehr, trotz aller gegenwértigen Kriege, mit der Hoffnung
auf bessere Zeiten erfillen darf, das ist in erster Linie
der Lauf der Dinge selbst, die Logik der Tatsachen,
auf die schon Kant seine ,,Garantie” des ,,ewigen Friedens*
baute, deren Gewalt und Ausdehnung er aber noch nicht
voraussehen konnte. Die riesenhafte Entwicklung des mo-
dernen Verkehrs in Schiffahrt und Eisenbahn, Landdurch-
stichen und Luftbeherrschung, Post-, Telephon- und Tele-
graphenwesen, die ungeheuere Steigerung der industriellen
Produktion, des Konsums und des Handels mit allen ihren
Folgen (internationaler Warentausch, Weltpreisbildungu. v.a.)
haben ganz andere Vorbedingungen einer moglichen Orga-
nisation der Kulturvilker geschaffen: sie haben aus der
begrenzten Volkswirtschaft friherer Zeiten eine Weltwirt-
schaft gemacht. Dazu kommt die wachsende Internationali-
tat des geistigen Verkehrs in allen Wissenschaften, Kiinsten
und Verzweigungen der Technik)- So haben die Worte
Kants von ,unserem durch sein Gewerbe so sehr verket-
teten Weltteil“ (unten S. 57) und von der Rechtsverletzung
»an einem Platze der Erde, die ,,an allen*“ gefuhlt werde*
(S. 25), heute eine von dem Philosophen noch nicht ge-
ahnte Ausdehnung auf alle Gebiete des Lebens bekommen.
Wéhrend aber auf allen diesen Gebieten alles einem
immer stirkeren Zusammenschlu3 der Menschheit oder

* Vgl. das Kapitol: ,Die realen Grundlagen der Friedensbe-
wegung" in Frieds Hundbuoh | S. 23—74.
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doch der Kulturvélker zustrebt, und zwar in einer immer
rascher sich vollziehenden Entwicklung, die unaufhaltbar
ist und sich nicht mehr zuriickschrauben laRt, wahrend fast
Uberall der GrofRbetrieb an die Stelle des Kleinbetriebs, und
auch im sozialen Leben die Organisation, die Vergesell-
schaftung an die Stolle der Vereinzelung tritt: so sind wir
politisch noch auf dem Standpunkt des Klein- urid Einzel-,
ja sozusagen Gegeneinanderbetriebs der einzelnen Staaten,
des anarchischen laissez aller, laisser faire anstatt zusammen-
fassender Ordnung geblieben. Der Widerspruch zwischen
der tatséchlichen wirtschaftlich-geistigen Entwicklung und
dem veralteten politisch-diplomatischen Betrieb wird immer
groRer und durch die fortwéhrend gesteigerten Ristungs-
lasten an Menschen und Geld, die alle Lénder gleichmaRig
belasten und doch ihr Kréafteverhéltnis nicht wesentlich ver-
schieben, noch mehr erhoht, so dal} schlielRlich, entweder
durch einen furchtbaren Zusammenstof3 oder auf dem Wege
vernunftiger Vereinbarung der gleichméaRlig interessierten
Staaten, eine internationale Ordnung der Dinge herbeigefiihrt
werden mul3.

Und warum sollte auch ein derartiger Zusammenschlufd
zunagchst der ,Vereinigten Staaten Europas“, spater der
ganzen Erde nicht méglich sein, wenn schon zu Saint-Pierres
Zeit das Deutsche Reich und die niederldndischen General-
staaten und fiir die staatliche Vereinigung verschiedenen
Nationalitaten die freilich kleine Schweiz als Vorbild dienen
konnte, bei der keine Nationalitét ihre Eigenart aufzugeben
braucht, wozu seitdem so méchtige Gebilde wie die Ver-
einigten Staaten von Nordamerika und das britische Welt-
reich getreten sind. Wie schon innerhalb der Staaten die
Auseinandersetzungen sich viel weniger gewaltsam als friher
zu vollziehen beginnen, wie die Revolutionen in Portugal
und der Turkei sich fast ohne Blutvergief3en vollzogen haben,
an Stelle der Arbeitoraufstiande Streiks, an Stelle der Ver-

4%
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treibung oder Tétung Fremder der Boykott ihrer Erzeugnisse
tritt: so zadhlt Fried auch fir die auswaértige Politik allein
fur die Periode 1904—10 nicht weniger als 18 ,nicht
gefuhrte Kriege*, d. h. Falle friedlicher Beilegung drohen-
der Kriegsgefahr auf. So steht, um wiederum mit Kant
zu reden (s. unten S. 58), der ,kinftige groRe Staats-
koérper, wovon die Vorwelt kein Beispiel aufzuzeigen hat*
zwar flr jetzt noch sehr im rohen Entwirfe* da, aber es
fangt sich doch ,gleichsam schon ein Gefuhl (sc. davon)
in allen Gliedern, deren jedem an der Erhaltung des Ganzen
gelegen ist, an zu regen“. Auf die Dauer wird es allen
hemmenden und desorganisierenden Kréften unmdéglich sein,
den unwiderstehlichen Lauf der Dingo aufzuhalten; sie wer-
den sich vielmehr, falls ihre Trager Einsicht genug besitzen,
ihm anschlieRen, im &ndern Falle mit Gewalt dazu gezwun-
gen werden. Fata volentctm ducuni, nolentem trahunt, wie
unser Philosoph zu sagen pflegte (u. a. auch S. 31).

Damit sind wir zum Schlisse bei der Frage nach den
gegenwadrtigen und zukinftigen geschiehtl,ichon Tré-
gern der Friedensbewegung angekommen. Denn, obwohl
die Logik der Dinge oft auch, ohne dafl3 die Menschen sich
dessen bewul3t werden, die Welt vorwérts treibt, so kann
doch keine geschichtliche Bewegung ohne menschliche Trieb-
kréfte, keine weltgeschichtliche ohne Massentriebkréfte sich
vollziehen. Schon unser Philosoph hat eine der wichtig-
sten Voraussetzungen des .Ewigen Friedens” in der be-
stimmenden Mitwirkung der N&chstbeteiligten, d. h. der
Vélker bei der Entscheidung Uber Krieg und Frieden ge-
sehen. Und in der Tat: mdgen die in dom historischen Teil
dieser Einleitung kurz skizzierten Friedensgesellschaften und
-kongresse, mdgen einzelne als Schriftsteller oder Agita-
toren noch so wohlmeinend und noch so enthusiastisch sich
bemiihen, sie werden nichts Sicheres und Dauerhaftes er-
reichen, wenn der Friedensgedanke nicht in die Massen der
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Volker dringt, und diese Massen, die kein Interesse am
Kriege haben, ihren Friedenswillen in eindrucksvoller Weise
an den Tag zu legen imstande sind. In dieser Beziehung
aber haben wir doch seit Kants Zeit bedeutende Fortschritte!
gemacht. Zwar hat noch in keinem européischen Grof3staat-
parlament die unbedingte Friedensrichtung die Mehrheit er-
langt, und als festeste Friedensstitzen koénnen zurzeit fast
nur die ihrer gemeinsamen Friedensinteressen bewul3ten
Arbeiterklassen der verschiedenen Lander betrachtet wer-
den. Aber langsam scheinen jetzt doch auch andere Kreise
davon erfa3t zu werden. Es war fur den Friedensfreund
ein erfreuliches Schauspiel, als sich zu Pfingsten dieses
Jahres (1914) aus eigenem Antrieb etwa 200 Abgeordnete
derjenigen beiden Nationen, von, deren Zusammenhalten
schon Kant die Herbeifuhrung eines dauernden euro-
paischen Friedens erhoffte, in Bern zusammenfanden, um
ihrem entschiedenen Friedenswillen energischen Ausdruck
zu geben und einen sténdigen Ausschul3 zur weiteren Fort-
fuhrung ihrer Bestrebungen einsetzten; und wenn auch aus
Deutschland nur wenige, so hatten doch in Frankreich schon
sehr zahlreiche birgerliche Parlamentarier dieser Kund-
gebung sich angeschlossen. Auch die Regierungen haben
sich, teils im Gefuhle ihrer eigenen gréReren Verantwor-
tung, teils in, wenn auch uneingestandener, Berlicksichtigung
dieser Stimmungen, in den letzten Jahren im groRRen und
ganzen als besonnene Wahrer des europdischen Friedens
bewahrt. Gewil3 bleibt noch viel zu wiinschen (brig, weil
auch in den Volkern die Widerstandskraft gegen die her-
gebrachten Einflisse und Vorurteile noch nicht stark genug
ist, wio das Beispiel des italienisch-tirkischen Krieges
und noch jungst ,der kulturell erst halbentwickelten Balkan-
stdimme gezeigt hat, aber ein allméhlicher Fortschritt er-
scheint uns doch unverkennbar. Darum wird Kants Zuver-
sicht auf die dereinstigo Verwirklichung des ,,owigen Frio-
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dens* — und das bedeutet auch in seinem Sinne nicht ein
Aufhéren alles Kampfes (was ja mit Verneinung alles Lebens
gleichbedeutend ware), sondern nur Verdrangung seiner bru-
tal-tierischen Formen durch Vernunft und Recht — darum
wird diese Zuversicht auch nicht fir alle Zeiten ein leerer
Wahn bleiben, sondern eine Aufgabe, die, ,,weil die Zeiten,
in denen gleiche Fortschritte geschehen, hoffentlich immer
kiurzer werden®, ihrem Ziele ,bestandig néher kommt“.
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Zum ewigen Frieden.

Ob diese satirische Uberschrift auf dem Schilde jenes
holldndischen Gastwirts, worauf ein Kirchhof gemalt war, die
Menschen Uberhaupt, oder besonders die Staatsoberhdupter,
dio des Krieges nie satt werden konnen, oder wohl gar nur
die Philosophen gelte, die jenen sifen Traum trdumen, mag
dahingestellt sein. Das bedingt sich aber der Verfasser des
Gegenwartigen aus, daB, da der praktische Politiker mit dem
theoretischen auf dem Ful} stoht, mit grofl3er Selbstgeféllig-
keit auf ihn als einen Schulweisen herabzusehen, der dem
Staate, welcher von Erfahrungsgrundsétzen ausgehen misse,
mit seinen sachleeren Ideen keine Gefahr bringe, und den
man immer seine eilf Kegel auf einmal werfen lassen kann,
ohne dal} sich der weitkundige Staatsmann daran kehren
darf, dieser auch im Fall eines Streites mit jenem sofern kon-
sequent verfahren misse, hinter seinen auf gut Glick ge-
wagten und offentlich geduRerten Meinungen nicht Gefahr fur
den Staat zu wittern; — durch welche Clausula salvatoria
der Verfasser dieses sich dann hiemit in der besten Form wider
allo bosliche Auslegung ausdricklich verwahrt wissen will.



Erster Abschnitt,

welcher die Praliminarartikel zum ewigen Frieden unter
Staaten enthalt.

1. ,,Es soll kein Friedensschlu3 fir einen solchen gelten,
der mit dem geheimen Vorbehalt des Stoffs zu einem
y  kunftigen Kriege gemacht worden.*

Denn alsdann ware er ja ein bloRer Waffenstillstand, Auf-
schub der Feindseligkeiten, nicht Friede, der das Ende aller
Hostilitdten bedeutet, und dem das Beiwort ewig anzuhéngen
ein schon verdachtiger Pleonasm ist. Die vorhandenen, ob-
gleich jetzt vielleicht den Paziszierenden selbst noch nicht
bekannten, Ursachen zum kiinftigen Kriege sind durch den
Friedensschlul insgesamt vernichtet, sie mdgen auch aus
archivarischen Dokumenten mit noch so scharfsichtiger Aus-
spahungsgeschicklichkeitl) ausgeklaubt sein. — Der Vorbo-
halt (reservatio mentalis) alter allererst kinftig auszuden-
kender Préatensionen, deren kein Teil fur jetzt Erwéhnung tun
mag, weil beide zu sehr erschopft sind, den Krieg fortzu-
setzen, bei dem bdsen Willen, die erste gunstige Gelegenheit
zu diesem Zweck zu benutzen, gehort zur Jesuitenkasuistik und
ist unter der Wiurde der Regenten, sowie die Willfahrigkeit
zu dergleichen Deduktionen unter der Wirde eines Ministers
desselben, wenn man die Sache, wie sie an sich selbst ist,
beurteilt. —

Wenn aber nach aufgekléarten Begriffen der Staatsklug-
heit in besténdiger VergréRerung der Macht, durch welche
Mittel es avjch sei, die wahre Ehre dos Staats gesetzt wird, so
fallt freilich jenes Urteil als schulmafRig und pedantisch in die
Augen.

a) Handschrift 2: Aufsp8hung»goichicklichkmt*
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2. ,,Es soll kein fir sich bestehender Staat (klein oder
grol3, das gilt hier gleichviel) von einem anderen
Staate durch Erbung, Tausch, Kauf oder Schenkung
erworben werden kdénnen.“

Ein Staat ist namlich nicht (wie etwa der Boden, auf
dem er seinen Sitz hat) eine Habe (patrimonium). Er ist eine
Gesellschaft von Menschen, Uber die niemand anders als er
selbst zu gebieten und zu disponieren hat. lhn aber, der selbst
als Stamm seine eigene Wurzel hatte, als Pfropfreis einem
andern Staate einzuverleiben, heif3t seine Existenz als einer
moralischen Person aufheben und aus der letzteren eine Sache
machen, und widerspricht also der ldee des urspriinglichen
Vertrags, ohne die sich kein Recht Uber ein Volk denken
1aRt.*) In welche Gefahr das Vorurteil dieser Erworbungsart
Europa, denn die &ndern Weltteile haben nie davon gewuf3t,
in unsern bis auf die neuesten Zeiten gebracht habe, dafl} sich
namlich auch Staaten einander heuraten koénnten, ist jeder-
mann bekannt, teils als eine neue Art von Industrie, sich
auch ohne Aufwand von Kréften durch Familienbindnisse
Ubermachtig zu machen, teils auch auf solche Art den Lander-
besitz zu erweitern. — Auch die Verdingung der Truppen
eines Staats an einen dndern gegen einen nicht gemeinschaft-
lichen Feind ist dahin zu zahlen; denn die Untertanen werden
dabei als nach Belieben zu handhabende Sachen gebraucht und
verbraucht. #

3. ,,Stehende Heere (miles perpctuus) sollen mit der
Zeit ganz aufhdren.”

> Denn sie bedrohen andere Staaten unaufhdrlich mit Krieg
durch die Bereitschaft, immer dazu geristet zu erscheinen;
reizen diese an, sich einander in Menge der Gerlsteten, die
keine Grenzen kennt, zu Ubertreffen, und indem durch dio
darauf verwandten Kosten der Friede endlich noch driickender
wird als ein kurzer Krieg, so sind sie selbst Ursache von

*) Ein Erbreich int nicht ein Staat, der von einem &ndern
Stautu, sondern dessen liecht zu regieren an eine andere physische
I’orson vererbt werden kann. Der Staat erwirbt alsdann einen
Regenten, nicht dieser ulb ein solcher (d. i. der schon ein anderes
Reich besitzt) den Staat.
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Angriffskriegen, um diese Last loszuwerden; wozu kommt,
dal zum To6ten oder getdtet zu werden in Sold genommen zu
sein, einen Gebrauch von Menschen als blofRen Maschinen
und Werkzeugen in der Hand eines adndern (des Staats) zu
enthalten scheint, der sich nicht wohl mit dem Rechte der
Menschheit in unserer eigenen Person vereinigen la3t.») Ganz
anders ist es mit der freiwilligen periodisch vorgenommenen
Ubung der Staatsbiirger in Waffen bewandt, sich und ihr
Vaterland dadurch gegen Angriffe von auen zu sichern. —
Mit der Anh&dufung eines Schatzes wirde es ebenso gehen,
dal er, von &andern Staaten als Bedrohung mit Krieg an-
gesehen, zu zuvorkommenden Angriffen nétigte (weil unter
den drei Machten, der Heeresmacht, der Bundesmacht
und der Geld macht, die letztere wohl das zuverlédssigste
Kriegswerkzeug sein dirfte), wenn nicht die Schwierigkeit, die
Grofe desselben zu erforschen, dem entgegenstande.

4. ,Es sollen keine Staatsschulden in Beziehung auf
duRBere Staatshandel gemacht werden.*

Zum Behuf der Landestkonomie (der Wegebesserung,
neuer Ansiedelungen, Anschaffung der Magazine fiir besorg-
liche MiRwachsjahre usw.) auBerhalb oder innerhalb dem
Staate Hilfe zu suchen, ist diese Hilfsquelle unverdéchtig.
Aber als entgegenwirkende Maschine der Méachte gegenein-
ander, ist ein Kreditsystem ins Unabsehliche anwachsender
und doch immer fiir die gegenwaértige Forderung (weil sie
doch nicht von allen Glaubigern auf einmal geschehen wird)
gesicherter Schulden — die sinnreicho Erfindung eines handel-
treibenden Volks in diesem Jahrhundert*») — eine gefahrliche
Geldmacht, néamlich ein Schatz zum Kriegfihren, der die
Schétze aller é&ndern Staaten zusammengenommen Ubertrifft,

u) H* und 1 Aufl. haben zu diesen Worten folgende An-
merkung: So antwortete ein bulgarischer First dom griechischen
Kaiser, der den Zwist mit ihm nicht durch Vergicliung des Bluts
seiner Untertanen, sondern gutmutigerweiso durch einen Zweikampf
ubmachcn wollte: ,,Ein Schmied, der Zungen hat, wird das glihenue
Eisen aus den Kohlen nicht mit den Handen hornusnehmen.” Der
Grund, uns welchem sio in der 2. Aufl. fehlt, liegt offenbar darin,
dali sio im 2. Abschn. beim 2. Defmitivartikel (unten S. 131) in wenig
veranderter Weise noch einmal vorkommt.

b) Das System der Staatsschulden kam zuerst in England auf.
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und nur durch den einmal bevorstehenden Ausfall der Taxen
(der doch auch durch die Belebung des Verkehrs vermittelst
dor Ruckwirkung auf Industrie und Erwerb noch lange hin-
gehalten wird) erschopft werden kann. Diese Leichtigkeit,
Krieg zu fihren, mit der Neigung der Machthabenden dazu,
welche der menschlichen Natur eingeartet zu sein scheint,
verbunden, ist also ein grofRes Hindernis des ewigen Friedens,
welches zu verbieten um desto mehr ein Praliminarartikel des-
selben sein miuRte, weil der endlich doch unvermeidliche Staats-
bankerott manche andere Staaten unverschuldet in den Schaden
mit verwickeln muR3, welches eine offentliche Lasion der letz-
teren sein wiirde. Mithin sind wenigstens andere Staaten be-
rechtigt, sich gegen einen solchen und dessen Anmalf3ungen
zu verbiinden.

5. ,,Kein Staat soll sich in die Verfassung und Regie-
rung eines &ndern Staats gewalttdtig einmischen.

Denn was kann, ihn dazu berechtigen? Etwa das Skandal,
was er den Untertanen eines &ndern Staats gibt? Es kann
diesor vielmehr durch das Beispiel der groRon Ubel, die sich
ein Volk durch seine Cesetzlosigkeit zugezogen hat, zur War-
nung dienen; und Uberhaupt ist das bose Beispiel, was eine
freie Person der &ndern gibt, (als scandalum acceptum) keine
Lasion derselben. — Dahin wiirde zwar nicht zu ziehen sein,
wenn ein Staat sich durch innere Veruneinigung in zwei Teile
spaltete, deren jeder fur sich einen besonderen Staat vorstellt,
der auf das tJanze Anspruch macht; wo einem derselben Bei-
stand zu leisten einem &uf3ern Staat nicht fur Einmischung in
die Verfassung des dndern (denn es ist alsdann Anarchie) an-
gerechnet werdon kénnte. Solange aber dieser innere Streit
noch nicht entschieden ist, wiirde diese Einmischung duf3erer
Méchte Verletzung der Rechte eines nur mit seiner innern
Krankheit ringenden, von keinem &ndern abhangigen Volks,
selbst also ein gegebenes Skandal sein und die Autonomie
aller Staaten unsicher machen.

C. ,,Es sall sich kein Staat im Kriege mit einem andern
solche Feindseligkeiten erlauben, welche das wechsel-
seitige Zutrauen im kinftigen Frieden unmdglich
machen mussen: als da sind Anstellung der Mcuchel-
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mdorder (percussores), Giftmischer (venefid), Bre-
chung der Kapitulation, Anstiftung des Ver-
rats (perduellio) in dem bekriegton Staat etc.")“

Das sind ehrlose Stratagemen. Denn irgendein Vertrauen
auf die Denkungsart des Feindes mufl3 mitten im Kriege noch
tibrigbleiben, weil sonst auch kein Friede abgeschlossen wer-
den konnte, und die Feindseligkeit in einen Ausrottungskrieg
(bellum intemecinwm) ausschlagen wirde; da der Krieg doch
nur das traurige Notmittel im Naturzustande ist (wo kein Ge-
richtshof vorhanden ist, der rechtskraftig urteilen koénnte),
durch Gewalt sein Recht zu behaupten; wo keiner von beiden
Teilen fir einen ungerechten Feind erklart werdon kann (weil
das schon einen Richterausspruch voraussetzt), sondern der
Ausschlag desselben (gleich als vor einem sogenannten
Gottesgerichte) entscheidet, auf wessen Seite das Recht ist;
zwischen Staaten aber sich kein Bestrafungskrieg (bellum pu-
nitivuvi) denken laRt (weil zwischen ihnen kein Verhéltnis
eines Obern zu einem Untergebenen stattfindet). — Woraus
denn folgt: dal3 ein Ausrottungskrieg, wo die Vertilgung beide
Teile zugleich und mit dieser auch alles Rechts treffen kann,
den ewigen Frieden nur auf dem grofen Kirchhofe der Men-
schengattung stattfinden lassen wiirde. Ein solcher Krieg also,
mithin auch der Gebrauch der Mittel, die dahin fihren, muRR
schlechterdings unerlaubt sein. — DalRR aber die genannte
Mittel unvermeidlich dahin fihren, erhellt daraus: daf3 jene
hollische Kiinste, da sie an sich selbst niedertrachtig sind,
wenn sie in Gebrauch gekommen, sich nicht lange innerhalb
der Grenze des Krieges halten, wie etwa der Gebrauch der
Spione (uti exploratoribus), wo nur die Ehrlosigkeit anderer
(die nun einmal nicht ausgerottet werden kann) benutzt wird,
sondern auch in den Friedenszustand Ubergehen und so die
Absicht desselben ganzlich vernichten wirden.

*

Obgleich die angefiihrte Gesetze objektiv, d. i. in der
Intention der Machthabenden, lauter Verbotgesetze (legrx
prohUritivae) sind, so sind doch einige derselben von der

a) Kchrbach streicht da» ,.etc.”
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strengen, ohne Unterschied der Umstédnde geltenden Art
(leges strictae), die sofort auf Abschaffung dringen (wie Nr. 1,
5, 6); andere aber (wie Nr. 2, 3, 4), die zwar nicht als Aus-
nahmen von der Rechtsregel, aber doch in Ricksicht auf die
Ausiubung dei®elben, durch die Umstédnde, subjektiv fur
die Befugnis erweiternd (leges latae), und Erlaubnisse ent-
halten*)), die Vollfuhrung aufzuschieben, ohne doch den
Zweck aus den Augen zu verlieren, der diesen Aufschub, z. B.
der Wiedererstattung der gewissen Staaten nach Nr. 2
entzogenen Freiheit, nicht auf den Nimmertag (wie August
zu versprechen pflegte, ad calendas graecas) auszusetzen, mit-
hind) die Nichterstattung, sondern nur, damit sie nicht Ubereilt
und so der Absicht selbst zuwider geschehe, die Verzégerung
erlaubt. Denn das Verbot betrifft hier nur die Erwerbungs-
art, die fernerhin nicht gelten soll, aber nicht den Besitz-
stand, der, ob er zwar nicht den erforderlichen Rechtstitel
hat, doch zu seiner Zeit (der putativen Erwerbung) nach der
damaligen offentlichen Meinung von allen Staaten fir recht-
méaRig gehalten wurde).*)

*) Ob es auBer dein Gebot (leges praeceptivae) und Verbot
(Uyex prohibitivae) noch Erlaubnisgesetze (leges permissivae)
der reinen Vernunft geben koénne, ist bisher nicht ohne Grund be-
zweifelt worden. Denn Gesetze Uberhaupt entbulten einen Grund
objektiver praktischer Notwendigkeit, Erlaubnis aber einen der
praktischen Zuféalligkeit gewisser Handlungen; mithin wirde ein
Erlaubnisgesetz Notigung zu einer Handlung zu dem, wozu je-
mand nicht gendtigt werden kann, enthalten, welches, wenn das
Objekt des Gesetzes in beiderlei Beziehung einerlei Bedeutung
hatte, ein Widerspruch sein wirde. — Nun geht aber hier im Er-
luubnisgesetze das vorausgesetzte Verbot nur auf die kiinftige Er-
werbungsart eines Hechts (z B. durch Erbschaft), die Befreiung
aber von diesem Verbot, d. i. die Erlaubnis, auf den gegenwértigen
Besitzstand, welcher letztere im Uberschritt aus dem Naturzustande
in den birgerlichen als ein, obwohl unrechtméRiger, dennoch ehr-
licher Besitz (possessio pulaliva) nach einem Erlaubnisgesetz des
Naturrechts noch fernerhin fortdauern kann: obgleich ein putativer
Besitz, sobald er als ein solcher erkannt worden, im Naturzusténde,
imgloicbcn eine &dhnlicho Erwerbungsart im nachmaligen burger-
lichen (nach geschehenem Uberschritt) verboten ist, welche Befug-
nis des fortdauernden Besitzes nicht stattfinden wirde, wenn eine
solche vermeintliche Erwerbung im biirgerlichen Zustundo geschehen

Knut. Zuiu™owlgtu Fr»ii'u.
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ware; denn da wiirde or, als Lasion, sofort nach Entdeckung seiner
UnrechtmaRigkeit aufhéren missen.

Ich habe hiemit nur beildufig die Lehrer des Naturrochts auf
den Begriff einer lex permissiva, welcher sich einer syBtematisch-
einteilendon Vernunft von selbst durbietet, aufmerksam machen
wollen; vornehmlich du im Zivilgesetze (statutarischen»)) 6fters da-
von Gebrauch gemacht wird, nur mit dem Unterschiede, dal! das
Verbotgesetz fur sich allein dasteht, die Erlaubnis aber nicht als
einschrankende Bedingung (wie es sollte) in jenes Gesetz mit liinoin-
gebracht, sondern unter die Ausnahmen geworfen wird. — Da heif3t
es dann: dies oder jenes wird verboten: es sei denn, Nr. 1, Nr 2,
Nr. 8, und so weiter ins Unabsehliche, d&>) Erlaubnisse nur zu-
féalligerweise nicht nach einem Prinzip, sondern durch Herumtappen
unter vorkommenden Féllen, zum Gesetz hinzukommen; denn sonst
hétten die Bedingungen in die Formel des Verbotsgesetzes
mit hineingebracht werden missen, wodurch es dann zugleich ein
Erlaubnisgesetz geworden wére. — Es ist daher zu bedauern, dal
die sinnreiche, aber unaufgeldst gebliebene Preisaufgabe des ebenso
weisen als scharfsinnigen Herrn Grafen von Windischgratz»),
welche gerade auf das letztere drang, so bald verlassen worden.
Denn die Mdglichkeit einer solchen (der mathematischen alinlicheu)
Formel ist der einzige echte Probierstein einer konsequent bleiben-
den Gesetzgebung, ohne welche das sogenannte tun certum immer
ein frommer Wunsch bleiben wird, — Sonst wird man blo3 gene-
rale Gesetze (die im allgemeinen gelten), aber keine universale
(die allgemein gelten) haben, wie es doch der Begriff eines Ge-
setzes zu erfordern scheint.

u) Kant: ,statuarischen“; korr. Hartenstein und Schubert.

b) Kant: ,die*; Hartenstein und Kehrbacli: ,wo die*; korr.
H. Maier.

c) Namlich: wie Kontraktformeln zu entwerfen seien, die uber-
haupt keiner doppelten Auslegung fahig seien. Graf Jos. Niklas
Windisch-Graetz (1744—1802), selbst politiscli-j uristischer Schrift-
steller, ist wohl identisch mit dem von Kant in seinem Briefe an
F. H. Jacobi vom ili. August 1789 wegen seiner edlen Denkart,
gelobten, dem er als Gegengabe fir dessen ihm gesandte Schriften
1790 ein Exemplar seiner Kritik der Urteilskraft zugeheu lie
(RBi-ie/W. 11, S. 72f. 100f. 143; 111, 16).



Zweiter Abschnitt,

welcher die Deflnltlvurtlkel zum ewigen Frl«dou unter
Staaten enthalt.

Der Friedenszustand unter Menschen, die nebeneinander
leben, ist kein ISfaturzustariJ (status naturalis), der vielmehr
ein Zustand des Krieges ist, d. i. wenngleich nicht immer ein
Ausbruch der Feindseligkeiten, doch immerwahrende Be-
drohung mit denselben. Er muf} also gestiftet werden; denn
die Unterlassung der letzteren ist noch nicht Sicherheit dafir,
und ohne daR3 sie einem Nachbar von dem &ndern geleistet wird
(welches aber nur in einem gesetzlichen Zustande ge-
schehen kann), kann jener diesen, welchen er dazu aufge-
fordert hat, als einen Feind behandeln.*)

*) Gemeiniglich nimmt man an, da® man gegen niemand feind-
lich verfahren durfe, als nur, wenn er mich Bchon téatig ladiert
hat, und das ist auch ganz richtig, wenn beide im burgerlich-
gesetzlichen Zustande sind. Denn dadurch, dal dieser in den-
selben getreten ist, leistet er jenem (vermittelst der Obrigkeit,
welche Uber beide Gewalt hat) die erforderliche Sicherheit. —
Der Mensch aber (oder das Volle) im bloRen Naturstande benimmt
mir diese Sicherheit und ladiert mich schon durch eben diesen
Zustand, indem er neben mir ist, obgleich nicht tétig (facto), doch
durch die Gesetzlosigkeit seines Zustandes (statu iniusto), wodurch
ich bestadndig von ihm bedroht werdo, und ich kann ihn nétigen,
entweder mit mir in einen gemeinschaftlich-gesetzlichen Zustand
zu treten, oder aus meiner Nachbarschaft zu weichen. — Das
Postulat also, was allen folgenden Artikeln zum Grundo liegt, ist:
Allo Menschen, die aufeinander wechselseitig einflicien konnen,
missen zu irgendeiner birgerlichen Verfassung gehdren.

Alle rechtliche Verfassung aber ist, was die Personen betrifft,
die darin stehen,

1 die nach dem Staatsbirgerrcclit der Menschen in einem
Volko (tut civitatis),

2. nach dem Vdlkerrecht der Staaten in Verhéltnis gegen
einander (iw* gentium),

8. die nach dem Weltbirgerrecht, sofern Menschen und
Stnaten, in dulRerem aufeinander eiutieUenden Verhaltnis stehend,
als UUrger eines allgemeinen Menschenstoats anzusehen sind (ium
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Erster Doflnitivartikel zum ewigen Frieden.

Die birgerliche Verfassung in jedem Staate soll re-
publikanisch sein.

Die erstlich nach Prinzipien der Freiheit der Glieder
einer Gesellschaft (als Menschen), zweitens nach Grundsatzen
der Abhéangigkeit aller von einer einzigen gemeinsamen Ge-
setzgebung (als Untertanen), und drittens die nach dem Gesetz
der Gleichheit derselben (als Staatsbiirger) gestiftete Ver-
fassung, — die einzige, welche aus der Idee des urspriing-
lichen Vertrags hervorgeht, auf der alle rechtliche Gesetz-
gebung eines Volks gegriindet sein muf3, ist die republika-
nische.*) Diese ist also, was das Recht betrifft, an sich

cosmopoUticum). Diese Einteilung ist nicht willkurlich, sondern
notwendig in Beziehung auf die Idee vom ewigen Frieden. Donn
wenn nur einer von diesen im Verhdltnisse des physischon Ein-
flusses auf den andeni und doch im Naturstande wére, so wirde
damit der Zustand des Krieges verbunden sein, von dem befreit
zu werden hier eben die Absicht ist.

*) Rechtliche (mithin &uRere) Freiheit kann nicht, wie
man wohl zu tun pflegt, durch die Befugnis definiert werden:
alles zu tun, was man will, wenn man nur keinem unrecht tut.
Denn was heilit Befugnis? Die Mdglichkeit einer Handlung,
sofern man dadurch keinem unrecht tut. Also wurde die Erklarung
so lauten: Freiheit ist die Mdglichkeit der Handlungen, dadurch
man keinem unrecht tut. Man tut keinem unrecht») (man mag
auch tun, was man will), wenn man nur keinem unrecht tut: folg-
lich ist es leere Tautologie. — Vielmehr ist meine duRere (recht-
liche) Freiheit so zu erkléren: sie ist die Befugnis, keinen &uReren
Gesetzen zu gehorchen, als zu denen ich meine Beistimmung habe
geben konnen. — Ebenso ist dulore (rechtliche) Gleichheit in
reinem Staate dasjenige Verhéltnis der Staatsburger, nach welchem
keiner den &ndern wozu re'chtlicF~verl)in3en kann, olmu daR er
sicto zugleTeh demTTeVeU RQiefwirft',-von diesem wechselseitig auf
dieselbe Art auch verbunden werden zu tén non. (Vom Prinzip
der'rcchtlich’en Abhangigkeit, da dieses schon-in dem Begriffe
einer Staatsverfassung Uberhaupt liegt, bedarf es keiner Erklarung).
— Die Giiltigkeit dieser angebornen, zur Menschheit notwendig ge-
hérenden und unverauerlichen Rechte wird durch dus Prinzip
der rechtlichen Verhaltnisse des Menschen selbst zu hdheren Wesen
(wenn er eich solche denkt) bestétigt und erhoben, indem er eich
nach ebendenselben Grundséatzen auch als Staatsbiirger einer uber-
sinnlichen Welt vorstellt. — Denn was meine Freiheit betrifft, so

a) 1 Aufl. ,. .. die Erklarung einer Befugnis so lauteu:
Mantut keinem unrecht usw.*
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selbst diejenige, welche allen Arten der birgerlichen Konsti-
tution urspringlich zum Grunde liegt; und nun ist nur die
Frage: ob sie auch die einzige ist. die zum ewigen Frieden
hinfiihren kann?

Nun hat aber die republikanische Verfassung auf3er der
Lauterkeit ihres Ursprungs, aus dem reinen Quell des Rechts-
begriffs entsprungen zu sein, noch die Aussicht in dio ge-
winschte Folge, namlich den ewigen Frieden; wovon der
Grund dieser ist— Wenn (wie es in dieser Verfassung nicht
anders sein kann) die Beistimmung der Staatsbirger dazu er-
fordert wird, um zu beschlieBen, ob Krieg sein solle oder

habo ich selbst in Ansehung der géttlichen, von mir durch blolie
Vernunft erkennbaren Gcsetzo keine Verbindlichkeit, als nur so-
fern ich dazu selber habo meino Beistimmung geben kénnen (denn
durch’s Freiheitsgosetz meiner eigenen Vernunft mache ich mir
allererst einen Begriff vom goéttlichen Willen). Was in Ansehung
des erhabensten Weltwesens aufer Gott, welches ich mir etwa
denken mdchte (einen grolRen Aon»)), das Prinzip der Gleichheit
betrifft, so ist kein Grund da, warum®), wenn ich inmeinem Posten
meine Pflicht tue, wie jener Aon es in dem seinigen, mir blof3
die Pflicht zu gehorchen, jenem aber das liecht zu befehlen zu-
kommen solle. — DalR dieses Prinzip der Gleichheit nicht (sowie
das der Freiheit) auch auf das Verhdltnis zu Gott paldt, davon
ist der Grund dieser, weil dieses Wesen das einzige ist, bei dem
der Pflichtbegriff aufhort.

Was aber das liecht der Gleichheit aller Staatsbirger als Unter-
tanen betrifft, so kommt es in Beantwortung der Frage von der
Zuléssigkeit des Erbadels allein darauf an: ob der vom Staat
zugestandene Rang (eines Untertans vor dem é&ndern) vor dem
Verdienst, oder dieses vor jenem vorhergehen misse. — Nun
ist offenbar: f J-i Rang mit der Geburt verbundon wird,
es ganz ungewild ist, ob das Verdienst (Amtsgeschicklichkeit und
Amtstreue) auch folgen werde; mithin ist es ebensoviel, als ob er
ohno alles Verdienst dem Begunstigten zugestanden wiirde (Befehls-
haber zu sein); welches der allgemeine Volkswillo in einem ur-
spriinglichen Vertrage (der doch das Prinzip aller Rechte ist) nie
beschlieen wird. Denn ein Edelmann ist darum nicht, sofort ein
edler Mann. — Was den Amtsadel (wio man den .Hang einer
hoheren Magistratur nennen koénnte, und den man sich durch Ver-
dienste erworben muB) betrifft, so klebt der Rang da nicht als
Eigentum an der Person, sondern am Posten, und dio Gleichheit
wird dadurch nicht verlotzt; weil, wenn jene ihr Amt niederlegt,
sie zugleich den Rang ablegt und unter das Volk zurlcktritt. —

a) Solche Aonen spielten eine Rolle im Gnostizismus [Vor-
lander, Gesch. d. Philos. |, 216).

b) Kant, Kehrbach, Akad.-Ausg.: ,warum ich"; korr. Jlurten-
atein und Schubert.



14 Zum ewigen Frieden. 2. Abschnitt. <

nicht, so ist nichts natirlicher als daf3, da sio alle Drangsale
des Krieges uber sich selbst beschlieRen miiften (als da sind:
selbst zu fechten; die Kosten des Krieges aus ihrer eigenen
Habe herzugeben; die Verwistung, die er hinter sich Iaft,
kimmerlich zu verbessern; zum UbermaRe dos Ubels endlich
noch eine den Frieden selbst verbitternde, nie [wegen nahor,
immer neuer Kriege] zu tilgende Schuldenlast selbst zu Uber-
nehmen), sio sich sehr bedenken werden, ein so schlimmes
Spiel anzufangen: dahingegen in einer Verfassung, wo der
Untertan nicht Staatsbirger, diese also nicht republikanisch
ist, es die unbedenklichste Sache von der Welt ist, woil da*
Oberhaupt nicht Staatsgenosse, sondern Staatseigentimer ist,
an seinen Tafeln, Jagden, Lustschldssern, Hoffesten u. dgl.
durch den Krieg nicht das Mindeste einbuft, diesen also wie
eine Art von Lustpartie aus unbedeutenden Ursachen be-
schlieen und*) der Ansténdigkeit wegen dem*») dazu allezeit
fertigen diplomatischen Korps die Rechtfertigung desselben

gleichgultig Uberlassen kann.

* *
*

Damit man die republikanische Verfassung nicht (wie ge-
meiniglich geschieht) mit der demokratischen verwechsele,
mul3 folgendes bemerkt werden. Die Formen eines Staate
(civitas) konnen entweder nach dom Unterschiede der Per-
sonen, welche die oberste Staatsgewalt inne haben, oder nach der
Rogierungsart des VVolks durch sein Oberhaupt, er mag sein
welcher er wolle, eingeteilt werden; die erste heil3t eigentlich
die Form der Beherrschung (forma imperii), und es sind nur
drei derselben moglich, wo ndmlich entweder nur Einer, oder
Einige unter sich verbunden, oder Alle zusammen, weicht,
dio burgerliche Gesellschaft ausmachen, die Herrschergewalt
besitzen (Autokratie, Aristokratie und Demokratie,
Firstengewalt, Adelsgewalt und Volksgewalt). Die zweite ist
die Form der Regierung (forma regiminis) und betrifft die
auf dio Konstitution (den Akt des allgemeinen Willens, wo-
durch die Menge ein Volk wird) gegrindete Art, wie der Staat
von seiner Machtvollkommenheit Gebrauch macht: und ist in
dieser Beziehung entweder republikanisch oder despo-
tisch. Der Republikanism ist das Staatsprinzip der Ab-

a) ,,und“ fehlt in H *
b) H*: ,wegen der dem*“
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Sonderung der ausfihrenden Gewalt (der Regierung) von der
gesetzgebendeh; der Despotism ist das der eigenméchtigen
Vollziehung des Staats von Gesetzen, die er selbst gegeben
hat, mithin der 6ffentliche Wille, soforn er von dem Regenten
als sein Privatwille gehandhabt wird. — Unter den drei Staats-
formen ist die der Demokratie im eigentlichen Verstande des
Worts notwendig ein Despotism, weil sie eine exekutive
Gewalt grindet, da alle Uber und allenfalls auch wider Einen
(der also nicht miteinstimmt), mithin alle, die doch nicht alle
sind, beschlieRen; welches ein Widerspruch des allgemeinen
Willens mit sichlselbst und mit der Freiheit ist.

Alle Regierungsform namlich, die nicht représentativ
ist, ist eigentlich eine Unform, weil der Gesetzgeber in einer
und derselben Person zugleich Vollstrecker seines Willens (so
wenig wio das Allgemeine des Obersatzes in einem Vernunft-
scfilusse zggleich die Subsumtion des Besondern unter jenem im
Untersatze) sein kann; und wenngleich die zwei &ndern Staats-
verfassun'gen sofern immer fehlerhaftsind, daf3 sie einer solchw*
Regierungsart Raum geben, so ist es bei ihnen doch wenigstens
moglich, dal3 sie eine dem Geiste eines reprasentativen Sy-
stems gemélRe Regierungsart annehmen, wie etwa Friedrich If.
wenigstens sagte: er sei blof3 der oberste Diener des Staats*),
dahingegen die demokratische es unmdglich macht, weil alles
da Herr sein will. — Man kann daher sagen: je kleiner das
Personale der Staatsgewalt (die Zahl der Herrscher), je groRer
dagegen die Reprasentation derselben, desto mehr stimmt die
Staatsverfassung zur Moglichkeit des Republikanism, und sie
kann hoffen, durch allmahliche Reformen sich dazu endlich
zu erheben. Aus diesem Grunde ist es in der Aristokratie
schon schwerer als in der Monarchie, in der Demokratie aber

*) Mun hat die hoho Benennungen, die einem Beherrscher
oft beigelegt werden (dio eines géttlichen Gesalbten, eines Ver-
wesers des gottlichen Willens auf Erden und Stellvertreters des-
selben) als grobo, schwindlig machende Schmeicheleien oft ge-
tadelt; aber mich dunkt, ohne Grund. — Weit gefehlt, daf sie den
Landesherrn sollten hochmiitig machen, bo missen Bio ihn violmehr
in Heiner Seele demditigen, wenn er Vorstand hat (welches man
doch voraussotzen mu3) und es bedenkt, dal er ein Amt uber-
nommen habe, was fiir einen Menschen zu grof3 ist, ndmlich das
Heiligste, was Gott auf Erden hat, das Recht der Menschen
cu verwalten, und diesem Augapfel Gottes irgendworin zu nahe
getreten zu sein, jederzeit in Besorgnis stehen mufR3.
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unmoglich, anders als durch gewaltsame Revolution zu dieser
einzigen vollkommen rechtlichen Verfassung zu gelangen. Es
ist aber an der Regierungsart *) dem Volke ohne alle Ver-
gleichung mehr gelegen, als an der Staatsform (wiewohl auch
auf diesor ihre mehrere oder mindere Angemessenheit zu
jenem Zwecke sehr viel ankommt). Zu jener aber, wenn sie
dem Rechtsbegriffe gemal sein soll, gehdrt das représentative
System, in welchem allein eine republikanische Regierungsart
mdglich, ohne welches sie (die Verfassung mag sein, welche
sie wolle) despotisch und gewalttétig ist. — Keine der alten
sogenannten Republiken hat dieses gekannt, und sie muf3ten

« sich dariber auch schlechterdings in den Despotism auflésen,
der unter der Obergewalt eines Einzigen noch der ertraglichste
unter allen ist.

Zweiter Deiinitivartikel zum ewigen Frieden.

Das Volkerrecht soll auf einen Foderalism freier
Staaten gegrindet sein.

Volker als Staaten kénnen wie einzelne Menschen beurteilt
werden, dio sich in ihrem Naturzusténde (d.i. in der Unab-

*) Mailet du Pan») rihmt in seiner genietdnenden, aber hohlen
und sachleeren Sprache: nach violjadhriger Erfahrung endlich zur
Uberzeugung von der Wahrheit des bekannten Spruchs des Pope
gelangt zu sein: ,LaR Uber die beste Regierung Narren streiten;
die bestgefiihrte ist dio beste. Wenn das soviel sagen soll: die
am besten geruhrte Regierung ist am besten gefiihrt, so hat or nach
Swifts Ausdruck eine NuRR aufgebissen, die ihn mit einer Made
belohnte; soll es aber bedeuten, sie sei auch die beste Regierungs-
art, d. i. Staatsverfassung, so ist es grundfalsch; denn Exempel
von guten Regierungen beweisen nichts fur dio Rogierungsart. —
Wer hat wohl besser regiert als ein Titus und Marcus Aurelius,
und doch hinterlieR@ der eine einon Domitian, der andero einen
Oommodus zu Nachfolgern; welches bei eiuer guten Staatsver-
fnssung nicht hétte geschehen konnen', da ihre Untauglichkeit zu
diesom Posten frih genug bekannt war, und dio Macht des Be-
herrschers auch hinreichend war, um sio auszuschlicBen.

a) Mailet du Pan (1749—1800) sclirieb als heftiger Uogncr
der Revolution: Uber die frantiisinchc Revolution und deren Dauer,
deutsch von dem bekannten Friedr. Gaitt, Berlin 17U4. Der im
folgonden angefiihrte Spruch befindet sich in Popes sinkiv Of man
ILf, 803f. [Nach . Maier.]
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héngigkeit von dulRern Gesetzen) schon durch ihr Nebenein-
andersein ladieren, und deren jeder um seiner Sicherheit willen
von dem andern fordern kann und soll, mit ihm in eine der
burgerlichen ahnliche Verfassung zu treten, wo jedem sein
Recht gesichert werden kann. Dies wiro ein Vélkerbund,
der aber gleichwohl kein Voélkerstaat sein mif3te. Darin aber
ware ein Widerspruch: weil ein jeder Staat das Verhéltnis
eines Oberen (Gesetzgebenden) zu einem Unteren (Gehor-
chenden, ndmlich dem Volk) enthélt, viele Volker aber in
einem Staate nur ein Volk ausmachen wirden, welches (da
wir hier das Recht der Vdlker gegeneinander zu erwéagen
haben, sofern sie soviel verschiedene Staaten ausmachen und
nicht in einem Staat zusammenschmelzen sollen) der Voraus-
setzung widerspricht.

Gleichwie wir nun die Anhénglichkeit der Wilden an ihre
gesetzlose Freiheit, sich lieber unaufhorlich zu balgen, als
sich einem gesetzlichen, von ihnen selbst zu konstituierenden
Zwange zu unterworfen, mithin die tolle Freiheit der verninf-
tigen vorzuziehen, mit tiefer Verachtung ansehen und als
Rohigkeit, Ungeschliffenhoit und viehische Abwurdigung der
Menschheit betrachten, so, sollte man denken, miften ge-
sittete Volker (jedes fir sich zu einem Staat vereinigt) eilen,
aus einem so verworfenen Zustande je eher desto lieber her-
auszukommen. Statt dessen aber setzt vielmehr jeder Staat
seine Majestat (denn Volksmajestét ist ein ungereimter Aus-
druck) gerade darin, gar keinem &uf3eren gesetzlichen Zwange
unterworfen zu sein, und der Glanz seines Oberhauptes besteht
darin, daf? ihm, ohne daRR er sich eben selbst in Gefahr setzen
darf, viele Tausende zu Gebot stehen, sich fiir eine Sache,
dio sie nichts angeht, aufopfern zu lassen*), und der Unter-
schied der européischen Wilden von den amerikanischen be-
steht hauptséchlich darin, dal3, da manche Stdmme der letz-
teren von ihren Feinden ganzlich sind gegessen worden, dio

*) So gab ein bulgarischer First dem griechischen Kaiser,
der gutmitigerweiso seinen Streit mit ihm durch einen Zweikampf
ansmachen wollte, zur Antwort: ,Ein 8chmicd, der Zangen hat,
wird das glihende Eiscu aus den Kohlen nicht mit seinen Hénden
hernuslangen.* »)

a) vgl. obou S. 120.
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erstoren ihre Uberwundenen besser zu benutzen wissen, ais
sie zu verspeisen, und lieber die Zahl ihrer Untertanen, mithin
auch dio Menge der Werkzeuge zu noch jlusgebreiteteren Krie-
gen durch sie zu vermehren wissen.

Bei der Bosartigkeit der menschlichen Natur, die pich

im freien Verhéltnis der Voélker unverhohlen blicken 1a3t (in-
dessen dal? sie im birgerlich-gesetzlichen Zustande durch den
Zwang dor Regierung sich sehr verschleiert), ist os doch")
zu verwundern, dal das Wort Recht aus der Kriegspolitik
noch nicht ate pedantisch ganz hat verwiesen werden konnen,
und sich noch kein Staat erkiihnot hat, sich fir die letztere
Meinung offentlich zu erklaren; denn noch werden Hugo
Grotius, Pufendorf, Vattelb) u a m. (lauter leidige
Troster), obgleich ihr Kodex, philosophisch oder diplomatisch
abgefal3t, nicht die mindeste gesetzliche Kraft hat oder auch
nur haben kann (weil Staaten als solche nicht unter einem
gemeinschaftlichen duReren Zwange stehen), immer treuherzig
zur Rechtfertigung eines Kriegsangrifis angefihrt, ohne
daid es ein Beispiel gibt, daR jemals ein Staat durch mit Zeug-
nissen so wichtiger Méanner bewaffnete Argumente wére be-
wogen worden, von seinem Vorhaben abzustehen. — Diese
Huldigung, die jeder Staat dem Rechtsbegriffe (wenigstens
( den Worten nach) leistet, beweist doch, daf? eine noch groRere,
obzwar zurzeit schlummernde, moralische Anlage im Men-
schen anzutreffen sei, Uber das bodse Prinzip in ihm (wtw er
nicht ableugnen kann) doch einmal Meister zu werden, und
dies auch von andern zu hoffen; denn sonst wiirde das Wort
Recht den Staaton, die sich einander befehden wollen, nie in
den Mund kommen, es sei denn, blo3 um seinen Spott damit
zu treiben, wie jener gallische First«) es erklarte: ,,Es ist

u) H* uud 1. Aufl.: ,doch sehr*

b) Die Vélkorrechtslehrer Hugo Grotius (1583—1645) und
Samuel von Pufendorf (1632—1694) sind bekannt. Emerich de
Vattel (1714—67), ein franzosischer Schweizer, studierte Leibniz-
Wolfscho Philosophie, tmt in kurtiratl.-séchsische Dienste, war
oine Zolllang séens. Gesandter in Bern und verfaldte eine Reihe
stuats|]ihilosophischer Schriften, deren beriihmteste das Droit den yeti»
(Neuchéatel 1768, deutsch Nurnberg 1760 u. 6.) war.

c) Kant hat wohl an den bekannton Brennus (Vae victil!)
gedacht. Vgl. unten S. 140.
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der Vorzug, den die Natur dem Starkern Uber den Schwachem
gegeben hat, dal3 dieser ihm gehorchen soll.*

Da die Art, wie Staaten ihr liecht verfolgen, nie, wie
bei einem auleren Gerichtshofe, der Prozel3, sondern nur der
Krieg sein kann, durch diesen aber und seinen ginstigen Aus-
schlag, den Sieg, das Recht niclit entschieden wird, und durch
den Friedensvertrag zwar wohl dem diesmaligen Kriege,
aber, nicht dem Kriegszustinde (immer zu einem neuen Vor-
wand zu finden) ein Ende gemacht wird (den man auch nicht
geradezu fur ungerecht erklaren kann, weil in diesem Zu-
stande jeder in seiner eigenen Sache Richter ist), gleichwohl
aber von Staaten nach dem Vélkerrecht nicht eben das gelten
kann, was von Menschen im gesetzlosen Zustande nach dem
Naturrecht gilt, ,,aus diesem Zustande herausgehen zu sollen*
(weil sie als Staaten innerlich schon eine rechtliche Verfassung
haben und also dem Zwange anderer, sie nach ihren Rechts-
begriffen unter eine erweiterte gesetzliche Verfassung zu brin-
gen, entwachsen sind), indessen dal3 doch die Vernunft vom
Throne der hdchsten moralisch gesetzgebenden Gewalt herab
den Krieg als Rechtsgang schlechterdings verdammt, den Frie-
denszustand dagegen zur unmittelbaren Pflicht macht, welcher
doch, ohne einen Vertrag der Volker unter sich, nicht gestiftet
oder gesichert werden kann: — so muf3 es einen Bund von
besonderer Art geben, den man den Friedensbund (foedus
paciflcum) nennen kann, der vom Friedensvertrag (pac-
tum pacis) darin unterschieden sein wirde, dal3 dieser blof3
einen Krieg, jener aber alle Kriege auf immer zu endigen
suchte. Dieser Bund geht auf keinen Erwerb irgendeiner

| Macht des Staats, sondern lediglich auf Erhaltung und Siche-
1rung der Freihoit eines Staats fur sich selbst und zugleich
*anderer verbiindeten Staaten, ohne daR diese doch sich des-
halb (wie Menschen im Naturzustande) offentlichen Gesetzen
und einem Zwange unter denselben unterwerfen dirfen. —
Die Ausfihrbarkeit (objektive Realitat) dieser Idee der Fode-
ralitat, dio sich allmahlich Uber alle Staaten erstrecken
soll und so zum ewigen Frieden hinfuhrt, 143t sich dar-
stellen. Denn wenn das Glick es so fiigt: da ein mach-
tiges und aufgeklartes Volk sich zu einer Republik (die
ihrer Natur nach zum ewigen Frieden geneigt sein muR)
bilden kann, so gibt dieso einen Mittelpunkt der fodera-
tiven Vereinigung fur andere Staaten ab, um sich an sio an-
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zuschlieRen und so den Freiheitszustand der Staaten geméanR
der Idee des Volkerrechts zu sichern und sich durch mehrere
Verbindungen dieser Art nach und nach immer weiter auszu-
breiten.

Dal3 ein Volk sagt: ,,Es soll unter uns kein Krieg sein;
denn wir wollen uns in einen Staat formieren, d.i. uns selbst
eine oberste gesetzgebende, regierende und richtende Gewali
setzen, die unsere Streitigkeiten friedlich ausgleicht,” — das
1Rt sich verstehen.—-—-—-Wenn aber dieser Staat sagt: ,,Es
soll kein Krieg zwischen mir und dndern Staaten sein, obgleich
ich keine oberste gesetzgebende Gewalt erkenne, die mir mein,
und der ich ihr Recht sichere®, so ist es gar nicht zu ver-
stehen, worauf ich dann das Vertrauen zu meinem Rechte
grinden wolle, wenn es nicht das Surrogat des birgerlichen
Gesellschaftsbundes, namlich der freie Foderalism ist, den die
Vernunft mit dem Begriffe des Vélkerrechts notwendig ver-
binden muf3, wenn Uberall etwas dabei zu denken Ubrigbloi-
ben sall.

Bei dem Begriffe des Voélkerrechts, als eines Rechts zum
Kriege, laRt sich eigentlich gar nichts denken (weil es ein
Recht sein soll, nicht nach allgemein giltigen auRern, die
Freiheit jedes einzelnen einschrdnkenden Gesetzen, sondern
nach einseitigen Maximen durch Gewalt, was Recht sei, zu
bestimmen), es muf3te denn darunter verstanden werden: daf’
Menschen, die so gesinnt sind, ganz recht geschieht, wenn sie
sich untereinander aufreiben und also den ewigen Frieden
in dem weiten Grabe finden, das alle Greuel der Gewalttétig-
keit samt ihren Urhebern bedeckt. — Fir Staaten im Verhalt-
nisse untereinander kann es nach der Vernunft keino andere
Art geben, auB dem gesetzlosen Zustande, der lauter Krieg
enthalt, herauszukommen, als daf3 sie, ebenso wie einzelne
Menschen, ihre wilde (gesetzlose) Freiheit aufgeben, sich zu
offentlichen Zwangsgesetzen bequemen und so einen (freilich
immer wachsenden) Volkerstaat (civitas gentium), der zu-
letzt alle Voélker der Erde befassen wirde, bilden. Da sio
dieses aber nach ihrer Idee vom Vélkerrecht durchaus nicht
wollen, mithin, was in thesi richtig ist, in hypothen verwerfen,
so kann an die Stelle der positiven Idee einer Weltrepublik
(wenn nicht alles verloren werden soll) nur das negative Sur-
rogat eines den Krieg abwehrenden, bestehenden und sich
immer ausbreitenden Bundes den Strom der rechtscheuenden,
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feindseligen Neigung aufhalten, doch mit besténdiger Gefahr
ihres Ausbruchs. (Furor impius intus — fremit horridus
ore crucnto.«) Virgil.*))

Dritter DeflInitivartikel zum ewigen Frieden.

.Das Weltblurgerrecllt soll auf Bedingungen der
allgemeinen Hospitalitat eingeschrankt sein.

Es ist hier, wie in den vorigen Artikeln, nicht von Philan-
thropie, sondern vom R echt die Rede, und da bedeutet Hospi-
talitat (Wirtbarkeit) das Recht eines Fremdlings, seiner An-
kunft auf dem Boden eines &ndern wegen von diesem nicht
feindselig behandelt zu werden. Dieser kann ihn abweisen,
wenn es ohne seinen Untergang geschehen kann; solange er
aber auf seinem Platz sich friedlich verhalt, ihm nicht feindlich
begegnen. Es ist kein Gastrecht, worauf dieser Anspruch
machen kann (wozu ein besonderer wohltétiger Vertrag er-
fordert werden wiirde, ihn auf eine gewisse Zeit zum Haus-
genossen zu machen), sondern ein Besuchsrecht, welches
allen Menschen zusteht, sich zur Gesellschaft anzubieten ver-
moge des Rechts des gemeinschaftlichen Besitzes der Ober-

*) Nach einem beendigten Kriege, beim Friedensschlusse,
mochte es wohl fiir ein Volk nicht unschicklich sein, daf3 nach
dem Dankfeste ein Bul3tag ausgeschrieben wirde, den Himmel im
Namen des Staats um Gnade fiur die grofRe Versundigung anzurufen,
die das menschliche Geschlecht sich noch immer zu Schulden
kommen laRt, sich keiner gesetzlichen Verfassung im Verhéltnis
auf andere Volker figen zu wollen, sondern stolz auf seine Unab-
hangigkeit lieber das barbarische Mittel des Krieges (wodurch doch
das, was. gesucht wird, namlich das Recht eines jeden Staats nicht
ausgemacht wird) zu gebrauchen. — Die Dnnkfeste wahrend dem
Kriege Uber einen erfochtenen Sieg, die Hymnen, die (auf gut
israelitisch) dem Herrn der Heerscharen gesungen werden,
stehen mit der moralischen Idee des Vaters der Menschen in nicht
minder starkem Kontrast: weil sie auBer der Gleichgultigkeit wegen
der Art, wie Volker ihr gegenseitiges Recht suchen (die traurig
genug ist), noch eine Freude hineinbringen, recht viel Menschen
oder ihr Gluck zernichtet zu haben.

a) Aus Aeneis |, 204—96. Deutsch «=innen tobt ruchlose Wut
furchtbar mit blutigem Rachen,
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flaiche der Erde, auf der als Kugelflache sie sich nicht ins
Unendliche zerstreuen konnen, sondern endlich sich doch
nebeneinander dulden») miissen, urspringlich aber niemand an
einem Orte der Erde zu sein mehr Recht hat, als der andere.
— Unbewohnbare Teile dieser Oberflache, das Meer und die
Sandwiisten, trennen diese Gemeinschaft, doch so, daR das
Schiff oder das Kamel (das Schiff der Wiste) es moglich
machen, Uber diese herrenlosen Gegenden sich einander zu
nahern und das Recht der Oberflache, welches der Men-
schengattung gemeinschaftlich zukommt, zu einem madglichen
Verkehr zu benutzen. Die Unwirtbarkeit der Seekusten (z. B.
der Barbaresken), Schiffe in nahen Meeren zu rauben oder
gestrandete Schiffsleute zu Sklaven zu machen, oder die der
Sandwisten (der arabischen Beduinen), die Anndherung zu
den nomadischen Stammen als ein Recht anzusehen, sie zu
plindern, ist also dem Naturrecht zuwider, welches Hospi-
talitétsrecht aber, d. i. die Befugnis der fremden Ankémmlinge
sich nicht weiter erstreckt, als auf die Bedingungen der Mog-
lichkeit, einen Verkehr mit den alten Einwohnern zu ver-
suchen. — Auf diese Art kdénnen entfernte Weltteile mitein-
ander friedlich in Verhéaltnisse kommen, die zuletzt offent-
lich gesetzlich werden und so das menschliche Geschlecht
endlich einer weltbirgerlichen Verfassung immer naher brin-
gen koénnen.

Vergleicht man hiemit das inhospitale Betragen der
gesitteten, vornehmlich handeltreibenden Staaten unseresWelt-
teils, so geht die Ungerechtigkeit, die sie in dem Besuche
fremder Lénder und Volker (welches ihnen mit dem Erobern
derselben fiir einerlei gilt) beweisen, bis zum Erschrecken
weit. Amerika, die Negerlédnder, die Gewlrzinseln, das Kap
usw. waren bei ihrer Entdeckung fur sie Lander, die keinem
angehorten; denn die Einwohner rechneten sie fir nichts. In
Ostindien (Hindustan) brachten sie unter dem Vorwande blof3
beabsichtigter Handelsniederlagen fremde Kriegesvolker hin-
ein, mit ihnen aber Unterdrickung der Eingebornen, Auf-
wiegelung der verschiedenen Staaten desselben zu weit aus-
gebreiteten Kriegen, Hungersnot, Aufruhr, Treulosigkeit, und
wie die Litanei aller Ubel, die das menschliche Geschlecht
dricken, weiter lauten mag.

a) Kant: ,,dulden zu*“; korr. Hartenstein.
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China*) und Japan (Nipon), die den Versuch mit solchen
Gésten gemacht hatten, haben daher weislich, jenes zwar den

*) Um dieses groRe Reich mit dem Namen, womit es sieb
selbst benennt, zu schreiben (nédmlich China, nicht Sina, od«
einen diesem &hnlichen Laut), darf man nur Georgii Alphab. Tibet.*)
pag. 661—654, vornehmlich Nota b unten, nachsehen. — Eigentlich
flhrt es, nach des Petersburger Prof.' FischerI) Bemerkung, keinen
bestimmten Namen, womit es sich selbst benennt; der gewohnlichste
ist noch der des Worts Kin, namlich Gold (welches die Tibetaner
mit Ser ausdriicken), daher der Kaiser Konig des Goldes (des
herrlichsten Landes von der Welt) genannt wird, welches Wort
wohl im Reiche selbst wie Chin lauten, aber von den italienischen
Missionarien (des G utturalbuchstabens wegen) wie Kin ausgesprochen
sein mag. — Hieraus ersieht man daun, dal3 das von den Rémern
sogenannte Land der Serer China war, die Soide aber tUber Groli-
Tibet (vermutlich durch Klein-Tibet und die Bucliarei uber
Persien, so weiter) nach Europa gefdrdert worden, welches zu manchen
Betrachtungen Uber das Altertum dieses erstaunlichen Staats, in
Vergleichung mit dem von Hindustan, bei der Verknupfung mit
Tibet und durch dieses mit Japan hinleitet; indessen daR der
Name Sina oder Tschina, den die Nachbarn diesem Lande geben
sollen, zu nichts hinfuhrt. — & Vielleicht a3t sich auch die ur-
alte, obzwar nie recht bekannt gewordene, Gemeinschaft Europens
mit Tibet aus dem, was uns |l esychius«) hievon aufbehalten hat,
namlich dem Zuruf KovC ‘OunaC (Konx Ompax) des Hierophanten
in den Eleusinischen Geheimnissen erklaren. (S. Reise des jingeren
Anaeharsisd), 5. Teil, S. 447 u. f) — Denn nach Georgii Alph.
Tibet, bedeutet das Wort Concioa Gott, welches eine auffallende
Ahnlichkeit mit Konx hat. Pah-cio (ib. p. 620), welches von den
Griechen leicht wie pax ausgesprochen werden konnte, promulga-

a) Ein Augustiner-Monch Antonius Georgius gab 1762 zum
Nutzen der apostolischen Missionen ein Alphabetum Tibetanum
heraus. Vorausgeechickt war eine Untersuchung Uber Land und
Leute von Tibet, deren Ursprung, Sitten, Religion usw. Kant er-
wahnt dasselbe Werk auch in seiner Religion innerhalb etc. (Phil.
Bibi. Bd. 46) S. 124 Anm.

b) Joh. Eberh. Fischer aus Esslingen (1697—1771) nahm an
einer Expedition nach Kamtschatka teil und starb als Professor der
Geschichte in Petersburg. Die von Kant erwahnte Bemerkung
findet sich in seinen Quaextiones Petropolitanae Gott. u. Gotha 1770.
|H. Maier],

c) Hesyohius, griechischer Grammatiker in Alexandria um
500 n. Chr., verfasste ein reichhaltiges Lexikon seltenor Worter
und Wortformen.

d) Der ausgezeichnete Archéologe Abbé Barthélémy beschrieb
das gesamte Leben der alten Griechen in dem vierbandigen Werke
Voyage du jeune Anacluirsis en Grece, das Kant nach der deutschen
Ubersetzung Biesters (Iferl. 17921f.) zitiert, die er sich im Sept. 1798
durch seinen Verleger Lagarde in Berlin besorgte (Briefw. IT, 438).



24 Zum ewigen Eriedeu. 2. Abschnitt.

Zugang, aber nicht den Eingang, dieses auch den ersteren nur
einem einzigen europdischen Volk, den Holldndern, erlaubt,
die sie aber doch dabei wie Gefangene von der Gemeinschaft
mit den Eingebornen ausschlieBen. Das Argste hiebei (oder
auB dem Standpunkto eines moralischen Richters betrachtet
das Beste.) ist, daR sie dieser Gewalttatigkeit nicht einmal
froh werden, daR alle diese Handlungsgesellschaften auf dem
Punkte des nahen Umsturzes stehen, daR die Zuckerinseln,
dieser Sitz der allergrausamsten und ausgedachtesten Skla-
verei, keinen wahren Ertrag abwerfen, sondern nur mittelbar
und zwar zu einer nicht sehr I6blichen Absicht, ndmlich zu
Bildung der Matrosen fir Kriegsflotten und also wieder zu
Fuhrung der Kriege in Europa dienen, und dieses Méchten,
die von der Frommigkeit viel Werks machen, und, indem sie
Unrecht wie Wasser trinken, sich in der Rechtglaubigkeit fur
Auserwdhlte gehalten wissen wollen.

tor legis, die durch die ganze Natur verteilte Gottheit (auch Cen-
tre« genannt, p. 177). Om aber, welches La Croze») durch bene-
dictus, gesegnet, Ubersetzt, kann, auf die Gottheit angewandt,
wohl nichts anderes als den Soliggepriesenen bedeuten, p. 607.
Da nun P. Eranz. Horatius von den tibetanischen Lamas, die
er oft befrug, was sie unter Gott (Concioa) verstanden, jederzeit
die Antwort bekam: ,,Es ist die Versammlung aller lloiligen*
(d. i. der seligen, durch die Lamaische Wiedergeburt nach vielen
Wanderungen durch allerlei Kérper endlich in die Gottheit zurick-
gekehrten, in Burchane, d. i. anbetungswirdige Wesen verwan-
delten Seelen p. 223), so wird jenes geheimnisvolle Wort: Konx
Ompax, wohl das heilige {Konx), selige (Um) und weise (1lax),
durch die Welt Uberall verbreitete hdchste Wesen (die personifi-
zierte Natur) bedeuten sollen und, in den griechischen Mysterien
gebraucht, wohl den Monotheism fiur die Epopten, im Gegen-
satz mit dom Polytheism des Volks angedeutet haben; obwohl
P. HoratiuB (u. a. 0.) hierunter einen Atheism witterte. — Wie
aber jenes geheimnisvolle Wort uber Tibet®) zu den Griechen ge-
kommen, lalit sich auf obige Art erklaren und umgekehrt dadurch
auch der frihe Verkehr Europens mit China Uber Tibet (vielleicht
eher noch als mit Hindustan) wahrscheinlich machen.Q

a) M. V. de Lacroze (1661—1739), gelehrter franzdsischoi
Benediktiner, starb zu Berlin [Maier].

b) 1 Aufl.: ,die Tibet*

c) Uber das ratselhafte Konxonipax hatte Hamann schon
1779 eine gleichbetitelte, noch ratselhaftere Abhandlung geschrieben
(s. Hamanns Schriften u. Briefe ed. 1'etri Bd. 111, S. 3>17.,, 373—83
nebst Erlduterungen S. 319 «373).
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Da es nun mit der unter den Volkern der Frde einmal
durchgéngig uberhand genommenen (engeren oder weiteren)
Gemeinschaft so weit gekommen ist, dal3 die Rechtsverletzung
an einem Platz der Erde an allen gefuhilt wird: so ist die
Idee eines Weltburgerrechts keine phantastische und Uber-
spannte Vorstellungsart des Rechts, sondern eine notwendige
Ergénzung des ungeschriebenen Kodex sowohl des Staats als
Vélkerrechts zum o6ffentlichen Menschenrechte iberhaupt, und
so zum ewigen Frieden, zu dem man sich in der kontinuier-
lichen Anngherung zu befinden nur unter dieser Bedingung
schmeicheln darf.

Erster») Zusatz.
Von der Garantie des ewigen Friedens.

Das, was diese Gewdahr (Garantie) leistet, ist nichts Ge-
ringeres als die groRBe Kinstlerin Natur (natura daedala
re,rum), aus deren mechanischem Laufe sichtbarlich Zweck-
maRigkeit hervorleuchtet, durch die Zwietracht der Menschen
Eintracht selbst wider ihren Willen emporkommen zu lassen,
und darum, gleich als Notigung einer ihren Wirkungsgesetzen
nach uns unbekannten Ursache, Schicksal, bei Erwégung
aber ihrer ZweckméRigkeit im Laufe der Welt, als tiefliegende
Weisheit einer hoheren, auf den objektiven Endzweck des
menschlichen Geschlechts gerichteten und diesen Weltlauf pra-
determinierenden Ursache, Vorsehung*) genannt wird, die

*) Im Mechaniam der Natur, wozu der Mensch (als Sinnen-
wesen) mit gehdrt, zeigt sich eine ihrer Existenz schon zum Grunde
liegende Form, die wir uns nicht anders begreiflich machen kénnen,
als indem wir ihr den Zweck eines sie vorher bestimmenden Welt-
urhebers unterlegen, dessen Vorherbestimmung wir die (gottliche)
Vorsehung Uberhaupt und, sofern sie in den Anfang der Welt
gelegt wird, die grindende (providentia conditrix; aemel jussit,
ncmper parent, Augustin.), im Laufe der Natur aber diesen nach
allgemeinen Gesetzen derl) ZweckmaRigkeit zu erhalten, die wal-
tende Vorsohung (providentia gubematrix), ferner zu besonderen,
aber von dem Mensclion nicht vorherzusehenden, sondern nur aus
dem Erfolg vermuteten Zwecken, die leitende (providentia direc-
trix), endlich sogar in Ansehung einzelner Begebenheiten als gott-
licher Zwecke nicht mehr Vorsehung, sondern Figung (directio

a) ,Erster” fehlt in der 1 Aufl.,, weil der zweite Zusatz erst
in der 2 Auflage hinzugekotuiucn ist.
b) 11*: ,in dor*

Knut. Zum ewigen Frieden
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wir zwar eigentlich nicht an diesen Kunstanstalten der Natur
erkennen, oder auch nur daraus auf sie schlieRen, sondern
(wie in aller Beziehung der Form der Dinge auf Zwecke Uber-

extraordinaria) nennen, welche aber (da sie in der Tat auf Wunder
hinweiset, obgleich die Begebenheiten nicht so genannt werden)
als solche erkennen zu wollen, torichte Vermessenheit des Menschen
ist: weil aus einer einzelnen Begebenheit auf ein besonderes Prinzip
der wirkenden Ursache (da? diese Begebenhoit Zweck und nicht
bloR3 naturmechanische’'Nebenfolge aus einem anderen, uns ganz
unbekannten Zwecke sei) zu schlieen ungereimt und voll Eigen-
dinkel ist, so fromm und demdiitig auch die Sprache hieruber lauten
mag. — Ebenso ist auch die Einteilung der Vorsehung (inateria-
liter betrachtet), wie sie auf Gegenstdnde in der Welt geht,
in die allgemeine und besondere, falsch und sich selbst wider-
sprechend (da3 sie z. B. zwar oino Vorsorge znr Erhaltung der
Gattungen der Geschopfe sei, die Individuen aber dem Zufall Uber-
lasse); denn Bie wird eben in der Absicht allgemein genannt, da-
mit kein einziges Ding als davon ausgenommen gedacht werde. —
Vermutlich hat man hier die Einteilung der Vorsehung (forma-
lite r betrachtet) nach der Art der Ausfiihrung ihrer Absicht gemeint:
nédmlich in ordentliche (z. B. das jéhrliche Sterben und Wieder-
aufleben der Natur nach dem Wechsel der Jahreszeiten) und aufl3er-
ordentliche, (z B. die Zufuhrung des Holzes an die Eiskisten,
das da nicht wachsen kann, durch die Meerstrome fiir die dortigen
Einwohner, die ohne das nicht leben kdnnten»)), wo, ob wir gleich
die physisch-mechanische Ursache dieser Erscheinungen uns gut
erklaren kénnen, (z. B. durch die mit Holz bewachsenen Ufer der
Flisse der temperierten Lander, in welche jene B&dume hineinfallen
und etwa durch den Golfstrom weiter verschleppt werden), wir
dennoch auch die teleologische nicht bersohen missen, die auf
die Vorsorge einer Uber die Natur gebietenden Weisheit hinweiset. —
Nur was den in den Schulen gebréuchlichen Begriff eines gottlichen
Beitritts oder Mitwirkung (concursus) zu einer Wirkling in der
Sinnenwelt betrifft, so mul3 dieser wegfallen. Denn das Ungleich-
artige paaren wollen (aryphes iungere equish)) und den, der selbst
die vollstandige Ursache der Weltveranderuugen ist, seine eigene
pradetermiuierende VorsehuBg wéhrend dem Weltlaufe ergénzen
zu lassen (die also mangelhaft gewesen sein mifte), z. B. zu sagen,
da ndchst Gott der Arzt den Kranken zurecht gebracht habe,
also als Beistand dabei gewesen sei, ist erstlich an sich wider-
sprechend. Denn causa Holitaria non iuvat.e) Gott ist der Urheber
des Arztes Bamt allen seinen Heilmitteln, und so mn3 ihm, wenn
man ja bis zum hdchsten, uns theoretisch unbegreiflichen Urgrinde
hinaufsteigen will, die Wirkung ganz zugeschrieben werden. Oder
man kann sie uueh ganz dem Arzt zusclireiben, sofern wir diese

a) Kant: ,konnten“; Itorr. Hartenstein und Schubert.

b) ™ Greife mit Kossen zusammenspannen (Virgil Eclog.
VITI 27)).

0) m-eino fir sich allein stehendo Ursache nitzt nicht.
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haupt) nur hinzudenken koénnen und missen, um uns von
ihrer Moglichkeit nach der Analogie menschlicher Kunsthand-
lungen einen Begriff zu machen, deren Verhéltnis und Zu-
sammenstimmung aber zu dem Zwecke, den uns die Vernunft
unmittelbar vorschreibt (dem moralischen), sich vorzustellen,
eine ldee ist, die zwar in theoretischer Absicht uber-
schwenglich, in praktischer aber (z. B. in Ansehung desPflicht-
begriffs vom ewigen Frieden, um jenen Mechanism der
Natur dazu zu benutzen) dogmatisch und ihrer Realitat nach
wohl gegrundet ist. — Der Gebrauch des Wortes Natur ist
auch, wenn es wie hier blo3 um Theorie (nicht um Religion)
zu tun ist, schicklicher fiir die Schranken der menschlichen
Vernunft (als die sich in Ansehung des Verhiltnisses der
Wirkungen zu ihren Ursachen innerhalb den Grenzen mdg-
licher Erfahrung halten mufl) und bescheidener als der
Ausdruck einer fur uns erkennbaren Vorsehung, mit dem
man sich vermessenerweise ikarische Fligel ansetzt, um dem
Geheimnis ihrer unergrindlichen Absicht ndher zu kommen.

Ehe wir nu,n diese Gewahrleistung néher bestimmen, wird
es notig sein, vorher den Zustand nachzusuchen, den die Natur
fir die auf ihrem grof3en Schauplatz handelnde Personen ver-
anstaltet hat, der ihre Friedenssicherung zuletzt notwendig
macht; — alsdann aber allererst die Art, wie sie diese leiste.

Ihre provisorische Veranstaltung besteht darin: dal3 sie
1. fur die Menschen in allen Erdgegenden gesorgt hat, daselbst

Begebenheit als nach der Ordnung der Natur erklarbar in der
Kette der Weltursachen verfolgen. Zweitens bringt eine solche
Denkungsart auch um alle bestimmte Prinzipien der Beurteilung
eine» Effekts. Aber in moralisch-praktischer Absicht (die
also ganz aufs Ubersinnliche gerichtet ist), z. B. in dem Glauben,
dul Gott den Mangel unserer eigenon Gerechtigkeit, wenn nur
unsere Gesinnung echt war, auch durch uns unbegreifliche Mittel
erganzen werde, wir also in der Bestrebung zum Guten nichts
nachlasseti sollen, ist der Begriff des gottlichen coTWurttus ganz
schicklich und sogar notwendig; wobei es sich aber von selbst ver-
steht, da niemand eine gute Handlung (als Begebenheit in der
Welt) hieraus zu erkldaren versuchen mul3, welches ein vorgeb-
liches») theoretisches Erkenntnis doB Ubersinnlichen, mithin unge-
reimt ist.

a?] 1 Aufl.: ,vergebliches* (schon von Kant als Druokfehler
bezeichnet)
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leben zu kénnen; — 2. sie durch Krieg allerwérts hin, selbst
in die unwirtbarsten Gegenden getrieben hat, um sie zu be-
volkern; — 3. durch ebendenselben sie in mehr oder weniger
gesetzliche Verhéltnisse zu treten gendtigt hat.») — Dald in
den kaltenWiisten am Eismeere noch das Moos wachst, welches
das Renntier unter dem Schnee hervorscharrt, um selbst
die Nahrung oder auch das Angespann des Ostjaken oder
Samojeden zu sein; oder dal3 die salzigen Sandwiisten doch
noch dem Kamel})), welches zu Bereisung derselben gleichsam
geschaffen zu sein scheint, um sie nicht unbenutzt zu lassen,
enthaltend), ist schon bewundernswirdig. Noch deutlicher
aber leuchtet der Zweck hervor, wenn man gewahr wird, wie
auRer den bepelzten Tieren am Ufer des Eismeeres noch Rob-
ben, Walrosse und Walfische an ihrem Fleische Nahrung und
mit ihrem Tran Feuerung fir die dortigen Anwohner dar-
reichen. Am meisten aber erregt die Vorsorge der Natur
durch das Treibholz Bewunderung, was sie (ohne dal3 man
recht weil3, wo es herkommt) diesen gewéchslosen Gegenden
zubringt, ohne welches Material sie weder ihre Fahrzeuge
und Waffen noch ihre Hitten zum Aufenthalt zurichten kénn-
ten; wo sie dann mit dem Kriege gegen die Tiere gnug zu tun
haben, um unter sich friedlich zu leben.-——-Was sie aber
dahin getrieben hat, ist vermutlich nichts anderes als der
Krieg gewesen. Das erste Kriegs Werkzeug aber unter allen
Tieren, die der Mensch binnen der Zeit der Erdbevolkerung
zu zdhmen und héuslich zu machen gelernt hatte, ist das
Pferd — denn der Elefant gehort in die spatere Zeit, ndmlich
des Luxus schon errichteter Staaten —, sowie die Kunst,
gewisse, fir uns jetzt ihrer ursprunglichen Beschaffenheit
nach nicht mehr erkennbare Grasarten, Getreide genannt,
anzubauen, imgleichen die Vervielféaltigung und Verfeinerung
der Obstarten durch Verpflanzung und Einpfropfung (viel-
leicht in Europa«) blol3 zweier Gattungen, der Holzépfel und
Holzbirnen) nur im Zustande schon errichteter Staaten, wo
gesichertes Grundeigentum stattfand, entstehen konnte, —

a) 111 ,Verhdltnisse gebracht hat*

b) Die Stelle ist bo unverstandlich. H. Maier vermutet als
Sinn: ,das dem Kamel unentbehrliche Futter enthalten.” Die bis-
herigen Ausgaben anderten ,,dom Kamel“ in: ,das Kamel.”

0) ,,in Europa“ fehlt in H1
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nachdem die Menschen vorher in gesetzloser Freiheit von dem
Jagd-*), Fischer- und Hirtenleben bis zum Ackerleben
durchgedrungen waren, und nun Salz und Eisen erfunden
ward, vielleicht die ersten») weit und breit gesuchten Artikel
eines Handelsverkehrs verschiedener Voélkerb), wodurch sie
zuerst in ein friedliches Verhéltnis gegeneinander und so
selbst mit Entfernteren in Einverstéandnis, Gemeinschaft und
friedliches Verhéltnis untereinander«) gebracht wurden.

Indem die Natur nun dafur gesorgt hat, da3 Menschen
allerwarts auf Erden leben kénnten, so hat sie zugleich auch
despotisch gewollt, da3 sie allerwérts leben sollten, wenn-
gleich wider ihre Neigung, und selbst ohne daf? dieses Sollen
zugleich einen Pflichtbegriff voraussetzte, der sie hiezu ver-
mittelst eines moralischen Gesetzes verbande, — sondern sie
hat, zu diesem ihrem Zweck zu gelangen, den Krieg gewdhlt.
— Wir sehen namlich Vélker, die an der Einheit ihrer Sprache
die Einheit ihrer Abstammung kennbar machen, wie die Sa-
mojeden am Eismeer einerseits, und ein Volk von dhnlicher
Sprache, zweihundert Meilen davon entfernt, im Altaischen
Gebirge andererseits, wozwischen sich ein anderes, néamlich
mongolisches”), berittenes und hiemit kriegerisches Volk, ge-
drangt und so jenen Teil ihres Stammes, weit von diesem, in
die unwirtbarsten Eisgegenden versprengt hat, wo sie gewil3

*) Unter allen Lebensweisen ist das Jagdleben ohne Zweifel
der gesitteten Verfassung am meisten zuwider: weil die Familien,
die sich da vereinzelnen miissen, einander bald fremd und ionae.li,
in weitlaufigen AViildern zerstreut, auch bald feindselig werden,
da eine jede zu Erwerbung ihrer Nahrung und Kleidung viel Kaum
bedarf. — Das Noachische Blutvorbot, 1 M. IX, 4—6 (wel-
ches, ofters wiederholt, nachher gar den notiangenommenen Christen
aus dem Heidentum, obzwar in anderer Riicksicht, von den Juden-
christen zur Bedingung gemacht wurde, Apost. Gesch. XV, 20.
X X1, 26), scheint urantiinglich nichts anderes als das Verbot des
.Jagerlebeus gowesen zu sein: weil in diesem der Fall, da« Fleisch
roh zu essen, oft eintreten muf3. mit dem letzteren also das erstere
zugleich verboten wird.

a) Orig.-Druck und H’: ,erstoren*; korr. Hartenstein (richtig
auch in HY).

b) Das in allen bisherigen Ausgabon hinter ,,Volker* folgende
,swurden* von der Akad.-Ausg. — nach H' — wieder gcstrichno.

©) ,und.... einander” fehlt in H1

d) Kant: mongalischcs; korr. Hartonstein und Schubert.
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nicht aus eigener Neigung sich hin verbreitet hatten*)*); —
ebenso die Finnen in der nérdlichsten Gegend von Europa,
Lappen genannt, von den jetzt ebenso weit entfernten, aber
der Sprache nach mit ihnen verwandten Ungern durch da-
zwischen eingedrungene gotische und sarmatische Vélker ge-
trennt; und was kann wohl anders die Eskimos (vielleicht ur-
alte européische Abenteurer, ein von allen Amerikanern ganz
unterschiedenes Geschlecht) im Norden und die Pescherés
im Siiden von Amerika bis zum Feuerlahde hingetrieben haben,
als der Krieg, dessen sich die Natur als Mittel bedient, die
Erde allerwérts zu bevolkern? Der Krieg aber selbst bedarf
keines besondern Bewegungsgrundes, sondern scheint auf dio
menschliche Natur gepfropft zu sein, und sogar als etwas
Edles, wozu der Mensch durch den Ehrtrieb, ohne eigenniitzige
Triebfedern, beseelt wird, zu gelten: so daR Kriegesmut
(von amerikanischen Wilden sowohl als den européischen in
den Ritterzeiten) nicht bloB, wenn Krieg ist (wie billig),
sondern auch, dal3 Krieg sei, von unmittelbarem groRem Wert
zu sein geurteilt wird, und er oftb), blol3 um jenen zu zeigen,
angefangen, mithin in dem Kriege an sich selbst eine innere
Wiirde gesetzt wird, sogar dal3 ihm auch wohl Philosophen,
als einer gewissen Veredlung der Menschheit, eine Lobrede
halten, uneingedenk des Ausspruchs jenes Griechen: ,,Der
Krieg ist darin schlimm, da er mehr bdse Leute macht, als
er deren wegnimmt.“«) — Soviel von dem, was die Natur fur

*) Man konnte fragen: Wenn die Natur gewollt bat, diese Eis-
kisten sollten nicht unbewohnt bleiben, was wird aus ihren Be-
wohnern, wenn sie ihnen dereinst (wie zu erwarten ist) kein Treib-
holz mehr zufiihrte? Denn esist zu glauben, daR bei fortrickender
Kultur die Einsassen der temperierten Erdstriche das Holz, was
an den Ufern ihrer Stréome wachst, besser benutzen, es nicht in
die Strome fullen und so in die See wesjschwemmeu lassen werden.
Ich antworte): Die Anwohner des Obstroms, des .Tenisei, des
Lena usw. worden es ihnen durch Handel zufihren, und dafir die
Produkt« aus dem Tierreich, woran das Meer an den Eiskiisten so
reioh ist, einhandeln, wenn sie (die Natur) nur allererst den Frieden
unter ihnen erzw'ungen haben wird.

a) ,wo ... hatten* fehlt in H".

b) ,,oft* desgl.

c) Vgl. auch Bd. 45, 8. 36, Anm. (unten).
d) ,.Ich antworte* fehlt in H*.
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ihren eigenen Zweck in Ansehung der Menschengattung
als einer Tierklasse tut.

Jetzt ist die Frage, die das Wesentliche der Absicht auf
den ewigen Frieden betrifft: ,,Was die Natur in dieser Absicht,
beziehungsweise auf den Zweck, den dem Menschen seine
eigene Vernunft zur Pflicht macht, mithin zur Beginstigung
seiner moralischen Absicht tue, und wie sie die Gewahr
leiste, daf’ dasjenige, was der Mensch nach Freiheitsgesetzen
tun sollte, aber nicht tut, dieser Freiheitl) unbeschadet auch
durch einen Zwang der Natur, dal3 er es tun werde, gesichert
sei, und zwar nach allen drei Verhaltnissen des offentlichen
Rechts, des Staats-, Vdélker- und weltburgerlichen
Rechts.” — Wenn ich von der Natur sage: sie will, daf3
dieses oder jenes geschehe, so heilt das nicht soviel als: sie
legt uns eine Pflicht auf, es zu tun (denn das kann nur die
zwangsfreie praktische Vernunft), sondern sie tut es selbst,
wir mdgen wollen oder nicht (fata volcntem ducunt, nolenlcvi
trahunt).b) ,

1 Wenn ein Volk auch nicht durch innere MiRRhelligkeit
gendtigt wirde, sich unter den Zwang offentlicher Gesetze zu
begeben, so wirde es doch der Krieg von auf3en tun, indem
nach der vorher erwdhnten Naturanstalt ein jedes Volk ein
anderes es drangende Volk zum Nachbar vor sich findet,
gegen das es sich innerlich zu einem Staat bilden muf3, um
als Macht gegen diesen geristet zu sein. Nun ist die repu-
blikanische Verfassung die einzige, welche dem Recht der
Menschen vollkommen angertessen, aber auch die schwerste
zu stiften, vielmehr noch zu erhalten ist, dermafRen daf? viele
behaupten, es misse ein Staat von Engeln sein, weil Men-
schen mit ihren selbstsiichtigen Neigungen einer Verfassung
von so sublimer Form nicht fahig wéren. Aber nun kommt
die Natur dem verehrten, aber zur Praxis ohnméachtigen all-
gemeinen, in der Vernunft gegrindeten Willen, und zwar
gerade durch jene selbstsiichtigen Neigungen zu Hilfe, so
dal es nur auf eine gute Organisation des Staats ankommt
(die allerdings im Vermogen der Menschen ist), jener ihro
Kréfte so gegeneinander zu richten, dal} eine die anderen in

a) 11': ,moralischen Freiheit*
b) s. oben S. 113.
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ihrer zerstdrenden Wirkung aufhélt oder diese aufhebt: so
daR der Erfolg fur die Vernunft so ausféllt, als wenn beide
gar nicht da waren, und so der Mensch, wenngleich nicht ein
moralisch—-guter Mensch, dennoch ein guter Bulrger zu sein
gezwungen wird. Das Problem der Staatserrichtung ist, so
hart wie es auch klingt, selbst fir ein Volk von Teufeln
(wenn sie nur Verstand haben) auflosbar und lautet so: ,,Eine
Menge von verninftigen Wesen, die insgesamt allgemeine Ge-
setze flr ihre Erhaltung verlangen, deren jedes aber ingeheim
sich davon auszunehmen geneigt ist, so zu ordnen und ihre
Verfassung einzurichten &), daf3, obgleich sie in ihren Privat-
gesinnungen einander entgegenstreben, diese einander doch
so aufhalten, dal} in ihrem 6ffentlichen Verhalten der Erfolg
ebenderselbe ist, als ob sie keine solche bdsen Gosinnungen
hatten.“ Ein solches Problem mu3 aufléslich sein. Denn es
ist nicht die moralische Besserung der Menschen, sondern nur
der Mechanism der Natur, von dem die Aufgabe zu wissen ver-
langt, wie man ihn an Menschen benutzen kénne, um den
Widerstreit ihrer unfriedlichen Gesinnungen in einem Volk
S0 zu richten, dald sie sich unter Zwangsgesetze zu begeben
einander selbst nétigen und so den Friedenszustand, in wel-
chem Gesetze Kraft haben, herbeifiihren miissend) Man kann
dieses auch an den wirklich vorhandenen, noch sehr unvoll-
kommen organisierten Staaten sehen, daR sie sich doch im
aufRReren Verhalten dem, was die Rechtsidee vorschreibt, schon
sehr ndhern, obgleich das Innere der Moralitat davon sicher-
lichc) nicht die Ursache ist (wie denn auch nicht von dieser
die gute Staatsverfassung, sondern vielmehr umgekehrt von
der letzteren allererst die gute moralische Bildung eines Volks
zu erwarten ist), mithin der Mechanism der Natur durch selbst-
suichtige Neigungen, die natiirlicherweise einander auch duRer-
lich entgegenwirken, von der Vernunft zu einem Mittel ge-
braucht werden kann, dieser ihrem eigenen Zweck, der recht-
lichen Vorschrift, Raum zu machen und hiemit auch, soviel
an dem Staat selbst liegt, den inneren sowohl als duRReren
Frieden zu beférdern und zu sichern. — Hier heif3t oe also:
Die Natur will unwiderstehlich, da3 das Recht zuletzt die

a) ,und . . . einzurichten* fehlt in H*.
b) Der ganze Satz ,Donn . . . nuiissen fehlt in H*.
c) ,.sicherlich* desgl.
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Obergewalt erhalte. Was man nun hier») verabsaumt zu tun,
das macht sich zuletzt») selbst, obzwar mit viel Ungemach-
lichkeit.») — ,,Biegt man das Rohr zu stark, so bricht’s; und
wer zu viel will, der will nichts.” Bouterwek.b)

2. Die Idee des Volkerrechts setzt die Absonderung

vieler voneinander unabhéngiger benachbarter Staaten voraus;
und obgleich ein solcher Zustand an sich schon ein Zustand
des Krieges ist (wenn nicht eine foderative Vereinigung der-
selben dem Ausbruch der Feindseligkeiten vorbeugt): so ist
doch selbst dieser nach der Vernunftidee besser als die Zu-
sammenschmelzung derselben d.urch eine die anderen Uber-
wachsende unu in eine Universalmonarchie Ubergehende
Macht; weil die Geseke mit dem vergréRerten Umfange der
Regierung immer mehr an ihrem Nachdruck einbuf3en, und
ein seelenloser Despotism, nachdem er die Keime des Guten
ausgerottet hat, zuletzt doch in Anarchie verféallt. Indessen
ist dieses das Verlangen jedes Staats (oder seines Oberhaupts),
auf diese Art sich in den dauernden Friedenszustand zu ver-
setzen, dalR er womdglich die ganze Welt beherrscht. Aber
die Natur will es anders. — Sie bedient sich zweier Mittel,
um Vojker von der Vermischung abzuhalten und sie abzu-
sondern, der Verschiedenheit der Sprachen und der Reli-
gionen*), dio zwar den Hang zum wechselseitigen Hasse
und Vorwand zum Kriege bei sich fuhrt, aber doch bei an-

*) Verschiedenheit der Religionen: oiu wunderlicher
Ausdruck! Gorade, als ob man auch von verschiedenen Moralen
sprache. Es kann wohl verschiedene Glaubensartin historischer,
nicht in die Roligion, sondern in dio Geschichte der zu ihrer Be-
forderung gebrauchten, ins Feld der Gelehrsamkeit einschlagender
Mittel«) und ebenso verschiedene Keligionsbiucher (Zondavosta,
Vedam, Koran usw.) geben, aber nur eine einzige, fur allo Menschon
und in allen Zeiten giltige Religion. Jene also kdnnen wohl
nichts anderes als nur das Vehikel der Religion, was zufallig ist
und nach Verschiedenheit der Zeiten und Orter verschieden sein
kann, enthalten.

a) ,hier”, ,zuletzt“ und ,,obzwar ... Ungeméchlichkeit* fehlt
in H*.

b) Friedrich Boutorwok (1766—1828), Professor der Philo-
sophie in Gottingen, war neboubei auch Dichter. Xant rihmt in
seinem Briefo an ihn vom 7. Mai 1793 ,,die frohe geiatvollo Laune,
dadurch mich lhre Gedichte oft vergnigt haben.“

c) Statt ,,Glaubensarten .. . Mittel* hat H1 nur: ,dio
Moral Vortragende Bichor*
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wachsender Kultur und der allméhlichen Annadherung der Men-
schen zu gréRerer Einstimmung in Prinzipien, zum Einver-
stéandnisse in einem Frieden leitet, der nicht, wie jener Despo-
tism (auf dem Kirchhofe der Freiheit), durch Schwéachung aller
Kréfte, sondern durch ihr Gleichgewicht im lebhaftesten»)
Wetteifer derselben hervorgebracht und gesichert wird.

3. Sowie die Natur weislich die Volker trennt, welche
der Wille jedes Staats, und zwar selbst nach Griinden des
Vélkerrechts, gern unter sich durch List oder Gewalt ver-
einigen mochte: so vereinigt sie auch andererseits Volker, dio
der Begriff des Weltbirgerrechts gegen Gewalttétigkeit und
Krieg nicht wiirde gesichert haben, durch den wechselseitigen
Eigennutz. Es ist der Handelsgeist* der mit dem Kriege
nicht zusammen bestehen kann, und der frilher oder spéter
sich jedes Volks bemachtigt. Weil nédmlich unter allen der
Staatsmacht untergeordneten Machten (Mitteln) die Geld-
macht wohl die zuverldssigste sein mdchte, so sehen sich
Staaten (freilich wohl nicht eben durch Triebfedern der Mo-
ralitat) gedrungen, den edeln Frieden zu beférdern und, wo
auch immer in der Welt Krieg auszubrechen droht, ihn durch
Vermittelungen abzuwehren, gleich als ob sie deshalb im be-
sténdigen Bundnisse stdnden; denn grof3e Vereinigungen zum
Kriege konnen der Natur der Sache nach sich nur hdochst
selten zutragen und noch seltener gliicken.-—--Auf die Art
garantiert die Natur durch den Mechanism in denb) mensch-
lichen Neigungen selbst den ewigen Frieden; freilich mit einer
Sicherheit, dio nicht hinreichend ist, die Zukunft desselben
(theoretisch) zu weissagen, aber doch in praktischer Absicht
zulangt und es zur Pflicht macht, zu diesem (nicht blof3 chi-
mérischen) Zwecke hinzuarbeiten.®)

Zweiter Zusatz.«)
Geheimer Artikel zum ewigen Frieden.

Ein geheimer Artikel in Verhandlungen des offentlichen
Rechts ist objektiv, d.i. seinem Inhalte nach betrachtet ein
Widerspruch; subjektiv aber, nach der Qualitdt der Person

a) H 1 hat nur: ,durch don lebhaftesten*

b) Statt ,in den* hat H 1 (dem auch Akad.-Ausg. folgt): ,.der*
c) Die Sperrung von uns nach H 1 horgostellt.

d) Dieser Zusatz ist erst in der 2. Auflage hiuzugokommen.
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beurteilt, die ihn diktiert, kann gar wohl darin ein Geheimnis
Btatthaben, dafR? sie es namlich fir ihre Wirde bedenklich
findet, sich offentlich als Urheberin desselben anzukindigen.

Der einzige Artikel dieser Art ist in dem Satze enthalten:
Die Maximen der Philosophen Uber die Bedingungen
der Moéglichkeit des 6ffentlichen Friedens sollen von
den zum Kriege geriisteten Staaten zu Rate gezogen
werden.

Es scheint aber fur die gesetzgebende Autoritat eines
Staats, dem man natirlicherweise die grof3te Weisheit beilegen
muf3, verkleinerlich zu sein, Uber die Grundsatze seines Ver-
haltens gegen andere Staaten bei Untertanen (den Philo-
sophen) Belehrung zu suchen; gleichwohl aber sehr ratsam,
es zu tun. Also wird der Staat die letzteren stillschwei-
gend (also indem er ein Geheimnis daraus macht) dazu auf-
fordern, welches soviel heifdt als: er wird sie frei und 6ffent-
lich Uber die allgemeinen Maximen der Kriegsfihrung und
Friedensstiftung reden lassen (denn das werden sie schon
von selbst tun, wenn man es ihnen nur nicht verbietet), und die
Ubereinkunft der Staaten untereinander iiber diesen Punkt
bedarf auch keiner besonderen Verabredung der Staaten unter
sich in dieser Absicht, sondern liegt schon in der Verpflichtung
durch allgemeine (moralisch-gesetzgebende*)) Menschenver-
nunft. — Es ist aber hiemit nicht gemeint: da3 der Staat
den Grundsétzen des Philosophen vor don Aussprichen des
Juristen (dos Stellvertreters der Staatsmacht) don Vorzug ein-
raumen misse, sondern nur, dal man ihn hére. Der letztere,
der die Wage des Rechts und nebenbei auch das Schwert der
Gerechtigkeit sich zum Symbol gemacht hat, bedient sich ge-
meiniglich des letzteren, nicht um etwa blof3 alle fremden Ein-
flisse von dem ersteren abzuhalten, sondern, wenn die eine
Schale nicht sinken will, das Schwert mit hineinzulegen (vae
viciis): wozu der Jurist, der nicht zugleich (auch der Moralitat
nach) Philosoph ist, die gré3te Versuchung hat, weil es seines
Amts nur ist, vorhandene Gesetze anzuwenden, nicht abor, ob
diese selbst nicht einer Verbesserung bedirfen, zu unter-
suchen, und rechnet diesen in der Tat niedrigeren Rang seiner
Fakultat, darum weil er mit Macht begleitet ist (wie es auch
mit den beiden anderon der Fall ist), zu den héheren. — Die

r) Kant: ,moralische gesetzgebende*; korr. H. Maier.
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philosophische steht unter dieser verbiindeten Gewalt auf einer
sehr niedrigen Stufe. So heildt es z. B. von der Philosophie,
sie sei die Magd der Theologie (und ebenso lautet es von
den zwei anderen). — Man sieht aber nicht recht, ,,0b sie ihrer
gnadigen Frauen die Fackel vortriigt oder die Schleppe nach-
tragt.”*)

Dal3 Konige philosophieren oder Philosophen Kénige wir-
den, ist nicht zu erwarten, aber auch nicht zu winschen:
weil der Besitz der Gewalt das freie Urteil der Vernunft un-
vermeidlich verdirbt. Dal} aber Konige oder konigliche (sich
selbst nach Gleichheitsgesetzen beherrschende) Volker die
Klasse der Philosophen nicht schwinden oder verstummen,
sondern offentlich sprechen lassen, ist beiden zu Beleuchtung
ihres Geschaftes unentbehrlich, und weil diese Klasse ihrer
Natur nach der Rottierung und Klubbenverbiindung unféhig
ist, wegen der Nachrede einer Propagande verdachtlos.

a) Dasselbe Bild braucht Kant im Streit der Facultitm
(Bd. 46d der Phil. Bibi.) S. 67.



Anhang.

Uber die MiBhelligkeit zwischen der Moral und der
Politik, in Absicht auf den ewigen Frieden.

Die Moral ist schon an sich selbst eine Praxis in objektiver
Bedeutung, als Inbegriff von unbedingt gebietenden Gesetzen,
nach denen wir handeln sollen, und es ist offenbare Unge-
reimtheit, nachdem man diesem Pflichtbegriff seine Autoritét
zugestanden hat, noch sagen zu wollen, dal3 man es doch nicht
kénne. Denn alsdann fallt dieser Begriff von selbst weg
(ultra possc nemo obligaiur); mithin kann es keinen Streit
der Politik als ausiibender Rechtslehre mit der Moral, als
einer solchen, aber theoretischen (mithin keinen Streit der
Praxis mit der Theorie) geben: man mifte denn unter der
letzteren eine allgemeine Klugheitslehre, d. i. eine Theorie
der Maximen verstehen, zu seinen auf Vorteil berechneten Ab-
sichten die tauglichsten Mittel zu waéhlen, d.i. leugnen, daf
es Uberhaupt eine Moral gebe.

Die Politik sagt: ,,Seid klug wie die Schlangen;*
die Moral setzt (als einschréankende Bedingung) hinzu: ,,und
ohne Falsch wie die Tauben.”“ Wenn beides nicht in einem
Gebote zusammen bestehen kann, so ist wirklich ein Streit
der Politik mit der Moral; soll aber doch durchaus beides ver-
einigt sein, so ist der Begriff vom Gegenteil absurd, und die
Frage, wie jener Streit auszugleichen sei, 13t sich gar nicht
einmal als Aufgabe hinstellen. Obgleich der Satz: Ehrlich-
keit ist die beste Politik, eine Theorie enthalt, der
die Praxis leider! sehr hé&ufig widerspricht: so ist doch
der gleichfalls theoretische: Ehrlichkeit ist besser
denn alle Politik, Uber allen Einwurf unendlich er-
haben, ja die unumgéngliche Bedingung der letzteren.
Der Grenzgott der Moral weicht nicht dem Jupiter (dem
Grenzgott der Gowalt); denn dieser steht noch unter dem
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Schicksal, d.i. die Vernunft ist nicht erleuchtet genug, die
Reihe der vorherbestimmenden Ursachen zu Ubersehen, die
den glucklichen oder schlimmen Erfolg aus dem Tun und
Lassen der Menschen nach dem Mechanism der Natur mit
Sicherheit vorherverkiindigen (obgleich ihn dem Wunsche ge-
maR hoffen) lassen. Was man aber zu tun habe, um im Gleise
der Pflicht (nach Regeln der Weisheit) zu bleiben, dazu und
hiemit zum Endzweck leuchtet sie uns uberall hell genug vor.

Nun griindet aber der Praktiker (dem die Moral bloRRe
Theorie ist) seine trostlose Absprechung unserer gutmitigen
Hoffnung (selbst bei eingerdumtem Sollen und Kénnen)
eigentlich darauf: daf3 er aus der Natur des Menschen vorher-
zusehen vorgibt, er werde dasjenige nie wollen, was er-
fordert wird, um jenen zum ewigen Frieden hinflihrenden
Zweck zustande zu bringen. — Freilich ist das Wollen aller
einzelnen Menschen, in einer gesetzlichen Verfassung nach
Freiheitsprinzipien zu leben (die distributive Einheit des
Willens aller), zu diesem Zweck nicht hinreichend, sondern
dal3 alle zusammen diesen Zustand wollen (die kollektive
Einheit des vereinigten Willens): diese Auflésung einer schwe-
ren Aufgabe wird noch dazu erfordert, damit ein Ganzes der
burgerlichen Gesellschaft werde; und da also Uber diese Ver-
schiedenheit des partikularen Wollen» aller noch eine ver-
einigende Ursache desselben hinzukommen muf3, um einen ge-
meinschaftlichen Willen herauszubringen, welches keiner von
allen vermag: so ist in der Ausfiihrung jener Idee (in der
Praxis) auf keinen &ndern Anfang des rechtlichen Zustandes
zu rechnen als den durch Gewalt, auf deren Zwang nachher
das offentliche Recht gegriindet wird; welches dann freilich
(da man ohnedem des Gesetzgebers moralische Gesinnung hie-
bei wenig in Anschlag bringen, kann, er werde, nach ge-
schehener Vereinigung der wiisten Menge in ein Volk, diesem
es nun») Uberlassen, eine rechtliche Verfassung durch ihren
gemeinsamen Willen zustande zu bringen) grof3e Abweichun-
gen von jener Idee (der Theorie) in der wirklichen Erfahrung
schon zum voraus erwarten laRt.

Da heif3t es dann: wer einmal die Gewalt in Handen hat,
wird sich vom Volk nicht Gesetze vorschreiben lassen. Ein
Staat, der einmal im Besitz ist, unter keinen &uReren Gesetzen

a) Druck: ,,nur“; korr. Hartenstein (auch in n*).
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zu stehen, wird sich in Ansehung der Art, wie er gegen andere
Staaten sein Recht suchen soll, nicht von ihrem Richterstuhl
abhéngig machen, und selbst ein Weltteil, wenn er sich einem
andern, der ihm Ubrigens nicht im Wege ist, Uberlegen fihlt,
wird das Mittel der Verstérkung seiner Macht durch Berau-
bung oder gar Beherrschung desselben nicht unbenutzt lassen;
und so zerrinnen nun alle Plane der Theorie fir das Staats-,
Volker- und Weltburgerrecht in sachleere, unausfiihrbare
Ideale; dagegen eine Praxis, die auf empirische Prinzipien
der menschlichen Natur gegrindet ist, welche es nicht fir zu
niedrig hélt, aus der Art, wie esin der Welt zugeht, Belehrung
fir ihre Maximen zu ziehen, einen sicheren Grund fir ihr
Gebdudo der Staatskiugheit zu finden allein hoffen koénne.
Freilich, wenn es keine Freiheit und darauf gegriundetes
moralisches Gesetz gibt, sondern alles, was geschieht oder
geschehen kann, bloRer Mechanism der Natur ist, so ist Po-
litik (als Kunst, diesen zur Regierung der Menschen zu be-
nutzen) die ganze praktische Weisheit, und der Rechtsbegriff
ein sachleerer Gedanke. Findet man diesen aber doch un-
umganglich nétig mit der Politik zu verbinden, ja ihn gar
zur einschréankenden Bedingung der letztem zu erheben, so
muf3 die Vereinbarkeit beider eingerdumt werden. Ich kann
mir nun zwar einen moralischen Politiker, d.i. einen, der
die Prinzipien der Staatsklugheit so nimmt, daf3 sie mit der
Moral zusammen bestehen konnen, aber nicht, einen politi-
schen Moralisten denken, der sich eine Moral so schmiedet,
wie es der Vorteil des Staatsmanns sich zutrdglich findet.
Der moralische Politiker wird es sich zum Grundsatz
machen: wenn einmal Gebrechen in der Staatsverfassung oder
im Staatenverhdltnis angetroffen werden, die man nicht hat
verhiiten koénnen, so sei es Pflicht, vornehmlich fir Staats-
oberhaupter, dahin bedacht zu sein, wie sie sobald wie mdglich
gebessert und dem Naturrecht, sowie es in der ldee der Ver-
nunft uns zum Muster vor Augen steht, angemessen gemacht
werden konne: sollte es auch ihrer Selbstsucht Aufopferungen
kosten. Da nun die Zerreif3ung eines Bandes der staats- oder
weltbiirgerlichen Vereinigung, ehe noch eine bessere Verfas-
sung an die Stelle derselben zu treten in Bereitschaft ist, aller
hierin mit der Moral einhelligen Staatsklugheit zuwider ist:
so ware es zwar ungereimt, zu fordern, jenes Gebrechen misse
sofort und mit Ungestim abgeéndert werden; aber daf3 wenig-
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stens die Maxime der Notwendigkeit einer solchen Abénde-
rung dem Machthabenden innigst beiwohne, um in bestandiger
Annéherung zu dem Zwecke (der nach Rechtsgesetzen besten
Verfassung) zu bleiben, das kann doch von ihm gefordert wer-
den. Ein Staat kann sich auch schon republikanisch regie-
ren, wenn er gleich noch der vorliegenden Konstitution nach
despotische Herrschermacht besitzt; bis allméhlich dasVolk
des Einflusses der bloRBen Idee der Autoritdt des Gesetzes
(gleich als ob es physische Gewalt besdRe) féahig wird und
sonach zur eigenen Gesetzgebung (welche urspriinglich auf
Recht gegrundet ist) tichtig befunden wird. Wenn auch durch
den Ungestim einer von der schlechten Verfassung erzeugten
Revolution unrechtmiligerweise eine gesetzmiligere er-
rungen wére, so wirde es doch auch alsdann nicht mehr fir
erlaubt gehalten werden missen, das Volk wieder auf die
alte zurickzufilhren, obgleich waéhrend derselben jeder, der
sich damit gewalttdtig oder arglistig bemengt, mit Recht den
Strafen des Aufruhrers unterworfen sein wirde. Was aber
das auflere Staatenverhaltnis betrifft, so kann von einem Staat
nicht verlangt werden, dal3 er seine, obgleich despotische,
Verfassung (die aber doch die stérkere in Beziehung auf
duRere Feinde ist) ablegen solle, solange er Gefahr l&uft,
von andern Staaten sofort verschlungen zu werden; mithin
mul3 bei jenem Vorsatz doch auch die Verzégerung der Aus-
flhrung bis zu besserer Zeitgelegenheit erlaubt sein.™)

Es mag also immer sein, dal3 die despotisierende (in der
Ausubung fehlende) Moralisten wider die St::atsklugheit (durch
Ubereilt genommene oder angepriesene Malregeln) mannig-

*) Dies sind Erlaubnisgesetzo der Vernunft, den Stand eines
mit Ungerechtigkeit behafteten ¢ffentlichen Rechts noch so lange
beharren zu lassen, bis zur vélligen Umwaélzung alles entweder von
selbst gereift oder durch friedliche Mittel der Reife nahe gebracht
worden: weil doch irgendeine rechtliche, obzwar nur in ge-
ringem Grade rechtmaRige, Verfassung besser ist als gar keine,
welches letztero Sclucksal (der Anarchie) eine Ubereilte Reform
trefl'en wirde. — Die Staatsweisheit wird sich also in dem Zu-
stande, worin die Dingo jetzt sind, Reformen dom Ideal des oflent-
licheu Rechts angemessen zur Pflicht machen; Revolutionen aber,
wo sie dio Natur von selbst herbeifuhrt, nicht zur Beschonigung
einer noch groReren Unterdrickung, sondern als Ruf der Natur
benutzen, eine auf Freilieitsprinzi]>ien gegrindete gesetzlicho Ver-
fassung, als die einzige dauerhafte, durch griindliche Reform zustande
zu bringen.
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faltig verstolRen: so mulR sie doch die Erfahrung bei diesem
ihrem Verstol3 wider die Natur nach und nach in ein besseres
Gleis bringen; statt dessen die moralisierende Politiker, durch
Beschonigung rechtswidriger Staatsprinzipien, unter dem Vor-
wande einer des Guten nach der ldee, wie sie die Vernunft
vorschreibt, nicht fahigen menschlichen Natur, soviel an
ihnen ist, das Besserwerden unmdglich machen und die
Rechtsverletzung verewigen.

Statt der Praxis, deren sich diese staatskluge Ménner
rihmen, gehen sie mit Praktiken um, indem sie blof3 darauf
bedacht sind, dadurch, daR3 sie der jetzt herrschenden Gewalt
zum Munde reden (um ihren Privatvorteil nicht zu verfehlen),
das Volk und womdglich die ganze Welt preiszugeben; nach
der Art echter Juristen (vom Handwerke, nicht von der
Gesetzgebung), wenn sie sich bis zur Politik versteigern
Denn da dieser ihr Geschéfte nicht ist, Uber Gesetzgebung
selbst zu verninfteln, sondern die gegenwértigen Gebote des
Landrechts zu vollziehen, so muR3 ihnen jede jetzt vorhandene
gesetzliche Verfassung und, wenn diese héhern Orte abge-
andert wird, die nun folgende immer die beste sein; wo dann
alles so in seiner gehdérigen mechanischen Ordnung ist. Wenn
aber diese Geschicklichkeit, fur alle Séttel gerecht zu sein,
ihnen den Wahn einflof3t, auch Uber Prinzipien einer Staats-
verfassung uberhaupt nach Rechtsbegriffen (mithin a priori,
nicht empirisch) urteilen zu kénnen; wenn sie darauf grofl3 tun,
Menschen zu kennen (welches freilich zu erwarten ist, weil
sie mit vielen zu tun haben), ohne doch den Menschen, und
was aus ihm gemacht werden kann, zu kennen (wozu ein
hoherer Standpunkt der anthropologischen Beobachtung er-
fordert wird), mit diesen Begriffen aber versehen, ans Staats-
und Volkerrecht, wie es die Vernunft vorschreibt, gehen: so
kénnen sie diesen Uberschritt nicht anders als mit dem Geist
der Schikane tun, indem sie ihr gewohntes Verfahren (eines
Mechanisms nach despotisch gegebenen Zwangsgesetzen) auch
da befolgen, wo die Begriffe der Vernunft einen nur nach
Freiheitsprinzipien gesetzméRligen Zwang begriindet wissen
wollen, durch welchen allererst eine zu Recht besténdige
Staatsverfassung moglich ist; welche Aufgabe der vorgebliche
Praktiker mit Vorbeigehung jener Idee empirisch, aus Er-
fahrung, wie die bisher noch am besten bestandenen, mehren-
teils aber rechtswidrigen Staatsverfassungen eingerichtet

Kuut. Zum awlgou I'ncdrn. 7
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waren, losen zu kdnnen glaubt. — Die Maximen, deren er sich
hiezu bedient (ob er sie zwar nicht laut werden lait), laufen
ohngefahr auf folgende sophistische Maximen hinaus.

1. Fac et excusa. Ergreife die gunstige Gelegenheit zur
eigenmdchtigen Besitznehmung (entweder eines Rechts des
Staats Uber sein Volk, oder uber ein anderes benachbarte);
die Rechtfertigung wird sich weit leichter und zierlicher nach
der Tat vortragen und die Gewalt beschonigen lassen (vor-
nehmlich im ersten Fall, wo die obere Gewalt im Innern so-
fort auch die gesetzgebende Obrigkeit ist, der man gehorchen
mufB3, ohne dariiber zu verninfteln), als wenn man zuvor auf
Uberzeugende Grinde sinnen und die Gegengriinde dariiber
noch erst abwarten wollte. Diese Dreustigkeit selbst gibt einen
gewissen Anschein von innerer Uberzeugung der RecbtmiRig-
keit der Tat, und der Gott bomis eventus ist nachher der beste
Rechtsvertreter.

2. Si fecisti, nega. Was du selbst verbrochen hast, z. B.
um dein Volk zur Verzweiflung und so zum Aufruhr zu brin-
gen, das leugne ab, dal es deine Schuld sei; sondern be-
haupte, dal® es die der Widerspenstigkeit der Untertanen oder
auch, bei deiner Bemachtigung eines benachbarten Volks, die
Schuld der Natur des Menschen sei, der, wenn er dem anderen
nicht mit Gewalt zuvorkommt, sicher darauf rechnen kann,
dal3 dieser ihm zuvorkommen und sich seiner beméchtigen
werde.

3. Divide et impe.ra. Das ist: sind gewisse privilegierte
Haupter in deinem Volk, welche dich blo3 zu ihrem Ober-
haupte (primus inter pares) gewahlt haben, so veruneinige
jene untereinander und entzweie sie mit dem Volk: stehe nun
dem letzteren unter Vorspiegelung gréRerer Freiheit bei, so
wird alles von deinem unbedingten Willen abhiingen. Oder
sind es dul3ere Staaten, so ist Erregung der MiRhelligkeit unter
ihnen ein ziemlich sicheres Mittel, unter dem Schein des Bei-
standes des Schwacheren einen nach dem anderen dir zu unter-
werfen.

Durch diese politische Maximen wird nun zwar niemand
hintergangen; denn sie sind insgesamt schon allgemein be-
kannt; auch ist es mit ihnen nicht der Fall sich zu schamen,
als ob die Ungerechtigkeit gar zu offenbar in die Augen leuch-
tete. Denn weil sich groRe Machte nie vor dem Urteil dos
gemeinen Haufens, sondern nur eine vor der andern schamen,
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was aber jene Grundsatze betrifft, nicht das Offenbarwerden,
sondern nur das MiRlingen derselben sie beschamt machen
kann (denn in Ansehung der Moralitdt der Maximen kommen
sie alle untereinander Uberein): so bleibt ihnen immer die po-
litische Ehre dbrig, auf die sie sicher rechnen koénnen, nam-
lich die der VergroRerung ihrer Macht auf welchem Wege
sie auch erworben sein mag.*)

* *
*

Aus allen diesen Schlangenwendungen einer unmorali-
schen Klugheitslehre, den Friedenszustand unter Menschen
aus dem kriegerischen des Naturzustandes herauszubringen,

*) Wenngleich eine gewisse in der menschlichen Natur ge-
wurzelte Bisartigkeit von») Menschen, die in einem Staat zu-
sammen leben, noch bezweifelt und statt ihrer der Mangel einer noch
nicht woit genug fortgeschrittenen Kultur (die Rohigkeit) zur Ursache
der gesetzwidrigen Erscheinungen ihror Denkungsart mit einigem
Scheine angefiihrt werden mdochte, so fallt sie doch im &uReren
Verhéltnis der Staaten gegeneinander ganz unverdeckt und un-
widersprechlich in die Augen. Im Innern jedes Staats ist sie
durch den Zwang der birgerlichen Gesetze verschleiert, weil der
Neigung zur wechselseitigen Gewalttatigkeit der Burger eine grofRere
Gewalt, namlich die der Regierung, machtig entgegenwirkt, und
so nicht allein dem Ganzen einen moralischen Anstrich (causae
non causae) gibt, sondern auch dadurch, daf3 dem Ausbruch gesetz-
widriger Neigungen ein Riegel vorgeschoben wird, die Entwicke-
lung der moralischen Anlage zur unmittelbareu Achtung fiirs Recht
wirklich viel Erleichterung bekommt. — Denn ein jeder glaubt
nun von sich, da er wohl den Rechtsbegriff heilig halten und
treu befolgen wiirde, wenn er sich nur von jedem lindern eines
Gleichen gewadrtigen konnte, welches letztere ihm die Regierung
zum Teil sichert; wodurch dann ein groRer Schritt zur Moralitéat
(obgleich noch nicht moralischer Schritt) getan wird, diesem Pflicht-
begriff auch um sein selbst willen, ohne Riicksicht auf Erwiderung,
anhénglich zu sein. — Da ein jeder aber, bei seiner guten Mei-
nung von sich selber, doch die bdse Gesinnung bei allen anderen
voraussetzt, so sprechen sie einander wechselseitig ihr Urteil: daf
sie alle, was das Faktum betrifft, wenig taugen (woher es komme,
da es doch der Natur dos Menschen, als eines freien AVesens,
nicht schuld gegeben werden kann, mag unerdértert bleiben). Da
aber doch auch die Achtung fiir den Rechtsbegriff, deren der
Mensch sich schlechterdings nicht entschlageu kann, die Theorie
des Vermdgens, ihm angemessen zu worden, auf das Feierlichste
sanktioniert, so sieht ein jeder, dal} er seinerseits jenem gemaf
handeln misse, andere mdgen es halten, wie sie wollen.

a) H’: ,an 7*
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erhellt wenigstens so viel: da die Menschen, ebensowenig in
ihren Privatverhaltnissen als in ihren éffentlichen, dem Rechts-
begriff entgehen kénnen und sich nicht getrauen, die Politik
offentlich bloRR auf Handgriffe der Klugheit zu grinden, mit-
hin dem Begriffe eines 6ffentlichen Rechts allen Gehorsam
aufzukindigen (welches vornehmlich in dem des Volkerrechts
auffallend ist), sondern ihm an sich alle gebuhrende Ehre
widerfahren lassen, wenn sie auch hundert Ausflichte und
Bemaéntelungen aussinnen sollten, um ihm in der Praxis aus-
zuweichen und der verschmitzten Gewalt die Autoritat anzu-
dichten, der Ursprung und der Verband alles Rechts zu sein.
— Um dieser Sophisterei (wenngleich nicht der durch sie
beschonigten Ungerechtigkeit) ein Ende zu machen und die
falschen Vertreter der Méachtigen der Erde zum Gesténdnisse
zu bringen, daf? es nicht das Recht, sondern die Gewalt sei,
der sie zum Vorteil sprechen, von welcher sie, gleich als
ob sie selbst hiebei was zu befehlen hatten, den Ton annehmen,
wird es gut sein, das Blendwerk aufzudecken, womit man sich
und andere hintergeht, das oberste Prinzip, von dem die Ab-
sicht auf den ewigen Frieden ausgeht, ausfindig zu machen
und zu zeigen: dal alles das Bose, was ihm im Wege ist, davon
herriihre, daf’ der politische Moralist da anfangt, wo der mo-
ralische Politiker billigerweise endigt, und, indem er so die
Grundsatze dem Zweck unterordnet (d. i. die Pferde hinter den
Wagen spannt), seine eigene Absicht vereitelt, die Politik
mit der Moral in Einverstandnis zu bringen.

Um die praktische Philosophie mit sich selbst einig zu
machen, ist nétig, zuvdrderst die Frage zu entscheiden: ob in
Aufgaben der praktischen Vernunft vom materialen Prin-
zip derselben, dem Zweck (als Gegenstand der Willkir), der
Anfang gemacht werden misse, oder vom formalon, d. i-
demjenigen (blof3 auf Freiheit im duRern Verhéltnis gestell-
ten), darnach es heif3t: Handle so, da? du wollen kannst, deine
Maxime solle ein allgemeines Gesetz werden (der Zweck mag
sein, welcher er wolle).

Ohne alle Zweifel mul3 das letztere Prinzip vorangenen;
denn es hat als Rechtsprinzip unbedingte Notwendigkeit, statt
dessen das erstere nur unter Voraussetzung empirischer Be-
dingungen des Vorgesetzten Zwecks, namlich dor Ausfiihrung
desselben, nétigend Ist, und wenn dieser Zweck (z. B. der ewige
Friede) auch Pflicht wére, so mute doch diese selbst aus
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dem formalen Prinzip der Maximen, &uRerlich zu handeln,
abgeleitet worden sein. — Nun ist das erstere Prinzip, das des
politischen Moralisten (das Problem des Staats-, Volker-
und Weltburgerrechts), eine blole Kunstaufgabe (prohlema
teclinicum); das zweite dagegen, als Prinzip des moralischen
Politikers, welchem es eine sittliche Aufgabe (prohlema
morale) ist, im Verfahren von dem anderen himmelweit unter-
schieden, um den ewigen Frieden, den man nun nicht blo3 als
physisches Gut, sondern auch als einen aus Pflichtanerkennung
hervorgehenden Zustand wiinscht, herbeizufuhren.

Zur Auflésung des ersten, ndmlich des Staats-Klugheits—
problems, wird viel Kenntnis der Natur erfordert, um ihren
Mechanism zu dem gedachten Zweck zu benutzen, und doch
ist alle diese ungewif} in Ansehung ihres Resultats, den ewigen
Frieden betreffend: man mag nun die eine oder die andere der
drei Abteilungen des 6ffentlichen Rechts nehmen. Ob das Volk
im Gehorsam und zugleich im Flor besser durch Strenge oder
Lockspeise der Eitelkeit, ob durch Obergewalt eines einzigen
oder durch Vereinigung mehrerer Haupter, vielleicht auch
bloR durch einen Dienstadel, oder durch Volksgewalt im In-
nern und zwar auf lange Zeit gehalten werden kdnne, ist un-
gewil3. Man hat von allen Regierungsarten (die einzige echt-
republikanische, die aber nur einem moralischen Politiker in
den Sinn kommen kann, ausgenommen) Beispiele des Gegen-
teils in der Geschichte. — Noch ungewisser ist ein auf Sta-
tuten nach Ministerialplanen vorgeblich errichtetes Vélker-
recht, welches in der Tat nur ein Wort ohne Sache ist und
auf Vertrégen beruht, die in demselben Akt ihrer Beschliel3ung
zugleich den geheimen Vorbehalt ihrer Ubertretung enthalten.
— Dagegen dringt sich die Auflésung des zweiten, namlich
des Staatsweisheitsproblems, sozusagen von selbst auf,
ist jedermann einleuchtend und macht alle Kiinstelei zuschan-
den, fuhrt dabei gerade zum Zweck; doch mit der Erinnerung
der Klugheit, ihn nicht ubereilterweise mit Gewalt herbeizu-
ziehen, sondern sich ihm, nach Beschaffenheit der glinstigen
Umsténde, unabldssig zu nahern.

Da heil3t es denn: , Trachtet allererst nach dom Reiche
der reinen praktischen Vernunft und nach seiner Gerechtig-
keit, so wird euch euer Zweck (die Wohltat des ewigen Frie-
dens) von selbst zufallen.” Denn das hat die Moral Eigen-
timliches an sich, und zwar in Ansehung ihrer Grundsétze des
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offentlichen Rechts (mithin in Beziehung auf eine a priori
erkennbare Politik), daf3, je weniger sie das Verhalten von
dem Vorgesetzten Zweck, dem beabsichtigten, es sei physi-
schom oder sittlichem Vorteil, abhéngig macht, desto mehr sie
dennoch zu diesem im allgemeinen zusammenstimmt; welches
daher kommt, weil es gerade der a priori gegebene allgemeine
Wille (in einem Volk oder im Verhéltnis verschiedener Volker
untereinander) ist, dor allein, was unter Menschen Rechtens
ist, bestimmt; diese Vereinigung des Willens aller aber, wenn
nur in der Auslibung konsequent verfahren wird, auch nach
dem Mechanism der Natur zugleich die Ursache sein kann, die
abgezweckte Wirkung hervorzubringen und dem Rechtsbe-
griffe Effekt zu verschaffen. — So ist es z. B. ein Grundsatz
der moralischen Politik: dal3 sich ein Volk zu einem Staat nach
den alleinigen Rechtshegriffen der Freiheit und Gleichheit ver-
einigen solle, und dieses Prinzip ist nicht auf Klugheit, sondern
auf Pflicht gegrindet. Nun modgen dagegen politische Mora-
listen noch soviel Uber den Naturmechanism einer in Gesell-
schaft tretenden Menschenmenge, welcher jene Grundsétze
entkréaftete und ihre Absicht vereiteln werde, verninfteln, oder
auch durch Beispiele schlecht organisierter Verfassungen alter
und neuer Zeiten (z. B. von Demokratien ohne Représentations—
system) ihre Behauptung dagegen zu beweisen suchen, so ver-
dienen sie kein Gehor; vornehmlich da eine solche verderbliche
Theorie das Ubel wohl gar selbst bewirkt, was sie vorhersagt,
nach welcher der Mensch mit den ibrigen lebenden Maschinen
in eine Klasse geworfen wird, denen nur noch das Bewul3tsein,
daf3 sie nicht freie Wesen sind, beiwohnen dirfte, um sie in
ihrem eigenen Urteil zu den elendesten unter allen Weltwesen
zu machen.

Der zwar etwas renommistisch klingende, sprichwortlich
in Umlauf gekommene, aber wahre Satz'-Fiat iustitia, pcrcat
mundus, das heiflt zu deutsch: ,,Es herrsche Gerechtigkeit,
die Schelme in der Welt mdgen auch insgesamt dariiber zu-
grunde gehen,” ist ein wackerer, alle durch Arglist oder Ge-
walt vorgezeichneten krummen Wege abschneidender Rechts-
grundsatz; nur daf er nicht miBverstanden und etwa als Er-
laubnis, sein eigenes Recht mit der grdf3ten Strenge zu be-
nutzen (welches der ethischen Pflicht widerstreiten wirde),
sondern als Verbindlichkeit der Machthabenden, niemanden
Bein Recht au8 Ungunst oder Mitleiden gegen andere zu wei-
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gern oder zu schmélern, verstanden wird; wozu vorziglich
eine nach reinen Rechtsprinzipien eingerichtete innere Ver-
fassung des Staats, dann aber auch die der Vereinigung des-
selben mit &ndern benachbarten oder auch entfernten Staaten
zu einer (einem allgemeinen Staat analogischen) gesetzlichen
Ausgleichung ihrer Streitigkeiten erfordert wird. — Dieser
Satz will nichts anderes sagen als: die politische Maximen
missen nicht von der aus ihrer Befolgung zu erwartenden
Wohlfahrt und Glickseligkeit eines jeden Staats, also nicht
vom Zweck, den sich ein jeder derselben zum Gegenstéande
macht (vom Wollen), als dem obersten (aber empirischen)
Prinzip der Staatsweisheit, sondern von dem reinen Begriff
der Rechtspflicht (vom Sollen, dessen Prinzip a priori durch
reine Vernunft gegeben ist) ausgehen, die physischen Folgen
daraus mogen auch sein, welche sie wollen. Die Welt wird
keinesweges dadurch untergehen, dal der bésen Menschen
weniger wird. Das moralisch Bose hat die von seiner Natur
unabtrennliche Eigenschaft, da es in seinen Absichten (vor-
nehmlich in Verhéltnis gegen andere "“Gleichgesinnte) sich
selbst zuwider und zerstérend ist und so dem (moralischen)
Prinzip des Guten, wenngleich durch langsame Fortschritte,
Platz macht.

Es gibt also objektiv (in der Theorie) gar keinen Streit
zwischen der Moral und der Politik. Dagegen subjektiv (in
dem selbstsiichtigen Hange der Menschen, der aber, weil er
nicht auf Vernunftmaximen gegriindet ist, noch nicht Praxis
genannt werden muf3) wird und mag er immer bleiben, weil er
zum Wetzstein der Tugend dient, deren wahrer Mut (nach dem
Grundsatze: tu ne cede malis, sed contra audentior ito»)), in
gegenwartigem Fallo nicht sowohl darin besteht, den Ubeln
und Aufopferungen mit festem Vorsatz sich entgegenzusetzen,
welche hiebei tbernommen werden miissen, sondern dem weit
geféahrlicheren lugenhaften und verréaterischen, aber doch ver-
ninftelnden, die Schwéche der menschlichen Natur zur Recht-
fertigung aller Ubertretung vorspiegelnden bdsen Prinzip in
uns selbst in die Augen zu sehen und seine Arglist zu besiegen.

a) «= Weiche dem Unglick nicht, sondern tritt ihm um so
wagemutiger entgegen. Dieser Lieblingsspruch Kants steht Virgil
Aentiis VI 96.
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In der Tat kann der politische Moralist sagen: Regent und
Volk, oder Volk und Volk tun einander nicht unrecht, wenn
sie einander gewalttatig oder hinterlistig befehden, ob sie zwar
Uberhaupt darin unrecht tun, dal3 sie dem Rechtsbegriffe, der
allein den Frieden auf ewig begrinden konnte, alle Achtung
versagen. Denn weil der eine seine Pflicht gegen den &ndern
Ubertritt, der gerade ebenso rechtswidrig gegen jenen gesinnt
ist, so geschieht ihnen beiderseits ganz recht, wenn sie sich
untereinander aufreiben, doch so, da’ von dieser Rasse immer
noch genug Ubrigbleibt, um dieses Spiel bis zu den entferntesten
Zeiten nicht aufhdren zu lassen, damit eine spate Nachkommen-
schaft an ihnen dereinst ein warnendes Beispiel nehme. Die
Vorsehung im Laufe der Welt ist hiebei gerechtfertigt; denn
das moralische Prinzip im Menschen erlischt nie, die prag-
matisch zur Ausfilhrung der rechtlichen ldeen nach jenem
Prinzip tluchtige Vernunft wéchst noch dazu bestindig durch
immer fortschreitende Kultur, mit ihr aber auch die Schuld
jener Ubertretungen. Die Schopfung allein: daR namlich ein
solcher Schlag von verderbten Wesen tberhaupt hat auf Erden
sein sollen, scheint durch keine Theodicee gerechtfertigt wer-
den zu kdénnen (wenn wir annehmen, daf3 es mit dem Men-
schengeschlechte nie besser bestellt sein werde noch kdnne);
aber dieser Standpunkt der Beurteilung ist fur uns viel zu
hoch, als da3 wir unsere Begriffe (von Weisheit) der obersten
uns unerforschlichen Macht in theoretischer Absicht unter-
legen kénnten. — Zu solchen verzweifelten Folgerungen wer-
den wir unvermeidlich hingetrieben, wenn wir nicht annehmen,
die reinen Rechtsprinzipien haben objektive Realitét, d. i. sie
lassen sich ausfilhren; und darnach misse auch von seiten
des Volks im Staate, und weiterhin von seiten der Staaten
gegeneinander gehandelt werden; die empirische Politik mag
auch dagegen einwenden, was sie wolle. Die wahre Politik
kann also keinen Schritt tun, ohne vorher der Moral gehuldigt
zu haben, und obzwar Politik fiir sich selbst eine schwere
Kunst ist, so ist doch Vereinigung derselben mit der Moral
gar keine Kunst; denn diese haut den Knoten entzwei, den
jene nicht aufzulésen vermag, sobald beide einander wider-
streiten. — Das Recht der*) Menschen muf3 heilig gehalten
werden, der herrschenden Gewalt mag es auch noch so grof3o

a) Kant: ,,dem*; korr. Maier.
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Aufopferung kosten. Man kann hier nicht halbieren und das
Mittelding eines pragmatisch-bedingten Rechts (zwischen Recht
und Nutzen) aussinnen, sondern alle Politik muf3 ihre Knie
vor dem ersteren beugen, kann aber dafiir hoffen, obzwar
langsam, zu der Stufe zu gelangen, wo sie beharrlich glénzen
wird.

Von der Einhelligkeit der Politik mit der Moral nach
dem transzendentalen Begriffe des o6ffentlichen Rechts.

Wenn ich von aller Materie des offentlichen Rechts
(nach den verschiedenen empirisch-gegebenen Verhaltnissen
der Menschen im Staat oder auch der Staaten untereinander),
so wie es sich die Rechtslehrer gewohnlich denken, abstra-
hiere, so bleibt mir noch die Form der Publizitat Ubrig,
deren Mdglichkeit ein jeder Rechtsanspruch in sich enthélt,
weil ohne jene es keine Gerechtigkeit (die nur als 6ffentlich
kindbar gedacht werden kann), mithin auch kein Recht, das
nur von ihr erteilt wird, geben wiirde.

Diese Fahigkeit der Publizitdt mul3 jeder Rechtsanspruch
haben, und sie kann also, da es sich ganz leicht beurteilen 1&aM3t,
ob sie in einem vorkommenden Falle stattfinde, d.i. ob sie
sich mit den Grundsitzen des Handelnden vereinigen lasse
oder nicht, ein leicht zu brauchendes, a priori in der Vernunft
anzutreffendes Kriterium abgeben, im letzteren Falle die
Falschheit (Rechtswidrigkeit) des gedachten Anspruchs (prae-
tensio iuris) gleichsam durch ein Experiment der reinen Ver-
nunft sofort zu erkennen.

Nach einer solchen Abstraktion von allem Empirischen,
was der Begriff des Staats- und Vélkerrechts enthélt (der-
gleichen das Bosartige der menschlichen Natur ist, welches
den Zwang notwendig macht), kann man folgenden Satz die
transzendentale Formel des offentlichen Rechts nennen:

,Alle auf das Recht anderer Menschen bezogene
Handlungen, deren Maxime sich nicht mit der Publizitét
vertragt, sind unrecht.*

Dieses Prinzip ist nicht blo3 als ethisch (zur Tugend-
lehre gehérig), sondern auch als juridisch (das Recht der
Menschen angehend) zu betrachten. Denn eine Maxime, die

11+
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ich nicht darf laut worden lassen, ohne dadurch meine eigene
Absicht zugleich zu vereiteln,, die durchaus verheimlicht
werden muf3, wenn sie gelingen soll, und zu der ich mich
nicht 6ffentlich bekennen kann, ohne daf3 dadurch unaus-
bleiblich der Widerstand aller gegen meinen Vorsatz gereizt
werde, kann diese notwendige und allgemeine, mithin a priori
einzusehende Gegenbearbeitung aller gegen mich nirgend wo-
von anders als von der Ungerechtigkeit her haben, womit sie
jedermann bedroht. — Es ist ferner bloR negativ, d.i. es
dient nur, um vermittelst desselben, was gegen andere nicht
recht ist, zu erkennen. — Es ist gleich einem Axiom uner-
weislich-gewil3 und Uberdem leicht anzuwenden, wie aus fol-
genden Beispielen des o6ffentlichen Rechts zu ersehen ist.

1 Was das Staatsrecht (ius civitatis), namlich
innere, betrifft: so kommt in ihm die Frage vor, welche
viele fir schwer zu beantworten halten, und die das transzen-
dentale Prinzip der Publizitat ganz leicht auflést: ,,Ist Aufruhr
ein rechtmaRiges Mittel fiur ein Volk, die driickende Gewalt
eines sogenannten Tyrannen (non titulo, sed exercitio talis)
abzuwerfen? Die Rechte des Volks sind gekrankt, und ihm
(dem Tyrannen) geschieht kein Unrecht durch die Entthro-
nung; daran ist kein Zweifel. Nichtsdestoweniger ist cs doch
von den Untertanen im hochsten Grade unrecht, auf diese Art
ihr Recht zu suchen, und sie kénnen ebensowenig Uber Un-
gerechtigkeit klagen, wenn sie in diesem Streit unterlagen
und nachher deshalb die harteste Strafe ausstehen mif3ten.

Hier kann nun vieles fiir und dawider verniinftelt werden,
wenn man es durch eine dogmatische Deduktion der Recht3-
grinde ausmachen will; allein das transzendentale Prinzip der
Publizitét des 6ffentlichen Rechts kann sich diese Weitlaufig-
keit ersparen. Nach demselben fragt sich vor Errichtung des
burgerlichen Vertrags das Volk selbst, ob es sich wohl ge-
traue, die Maxime des Vorsatzes einer gelegentlichen Empo-
rung offentlich bekannt zu machen. Man sieht leicht ein,
daR3, wenn man es boi der Stiftung einer Staatsverfassung zur
Bedingung machen wollte, in gewissen vorkommenden Féllen
gegen das Oberhaupt Gewalt auszuilben, so mifte das Volk
sich einer rechtmaRigen Macht Uber jenes anmaf3en. Alsdann
ware jenes aber nicht das Oberhaupt, oder, wenn beides zur
Bedingung der Staatserrichtung gemacht wirde, so wirde gar
keine moglich sein, welches doch die Absicht des Volks war.

das
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Das Unrecht des Aufruhrs leuchtet also dadurch ein, dafd die
Maxime desselben dadurch, da.R man sich 6ffentlich dazu
bekennte, seine eigene Absicht unméglich machen wirde.
Man mif3te sie also notwendig verheimlichen. — Das letztere
ware aber von seiten des Staatsoberhauptes eben nicht not-
wendig. Er kann frei heraussagen, dal3 er jeden Aufruhr mit
dem Tode der Radelsfuhrer bestrafen werde, diese mogen
auch immer glauben, er habe seinerseits das Fundamental-
gesetz zuerst Ubertreten: denn wenn er sich bewuf3t ist, die
unwiderstehlich© Obergewalt zu besitzen (welches auch
in jeder burgerlichen Verfassung so angenommen werden muf3,
weil der, welcher nicht Macht genug hat, einen jeden im Volk
gegen den andern zu schiitzen, auch nicht das Recht hat, ihm
zu befehlen), so darf er nicht sorgen, durch die Bekanntwer-
dung seiner Maxime seine eigene Absicht zu vereiteln, womit
auch ganz wohl zusammenhangt, daf3, wenn der Aufruhr dem
Volke gelange, jenes Oberhaupt in die Stelle des Untertans
zurlcktreten, ebensowohl keinen Wiedererlangungsaufruhr be-
ginnen, aber auch nicht ?u befurchten haben mifdte, wegen
seiner vormaligen Staatsfilhrung zur Rechenschaft gezogen
zu werden.

2. Was das Vdlkerrecht betrifft. — Nur unter Vor-
aussetzung irgendeines rechtlichen Zustandes (d. i. derjenigen
auReren Bedingung, unter ler dem Menschen ein Recht wirk-
lich zuteil werden kann) kann von einem Volkerrecht die Rede
sein: weil es als ein 6ffentliches Recht die Publikation eines
jedem das Seine bestimmenden allgemeinen Willens schon in
seinem Begriffe enthélt, und dieser status iuridicus muf} aus
irgendeinem Vertrage hervorgehen, der nicht eben (gleich
dem, woraus ein Staat entspringt) auf Zwangsgesetze gegrin-
det sein darf, sondern allenfalls auch der einer fortwéahrend
freien Assoziation sein kann, wie der oben erwahnte der
Foderalitdt verschiedener Staaten. Denn ohne irgendeinen
rechtlichen Zustand, der die verschiedenen (physischen
oder moralischen) Personen tatig verknlpft, mithin im Natur-
stande, kann es kein anderes als blo3 ein Privatrecht geben. —
Hier tritt nun auch ein Streit der Politik mit der Moral (diese
als Rechtslehre betrachtet) ein, wo dann jenes Kriterium der
Publizitdt der Maximen gleichfalls seine leichte Anwendung
findet, doch nur so: daf3 der Vortrag die Staaten nur in der Ab-
sicht verbindet, untereinander und zusammen gegen andere
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Staaten sich im Frieden zu erhalten, keineswegs aber um Er-
werbungen zu machen. — Da treten nun folgende Félle der
Antinomie zwischen Politik und Moral ein, womit zugleich
die Losung derselben verbunden wird.

a) ,,Wenn einer dieser Staaten dem &ndern etwas ver-
sprochen hat: es sei Hilfleistung, oder Abtretung gewisser
Lander, oder Subsidien u. dgl., fcagtsicha), ob er sich in einem
Fall, an dem des Staats Heil hangt, vom Worthalten dadurch
losmachen kann, dafd er sich in einer doppelten Person be-
trachtet wissen will, erstlich als Souveran, da er niemanden
in seinem Staat verantwortlich ist; dann aber wiederum bloR3
als oberster Staatsbeamte, der dem Staat Rechenschaft
geben musse: da denn der SchluR dahin ausféllt, daf3, wozu
er sich in der ersteren Qualitat verbindlich gemacht hat, davon
werde er in der zweiten losgesprochen.” — Wenn nun aber
ein Staat (oder dessen Oberhaupt) diese seine Maxime laut
werden lieRe, so wilrde natirlicherweise entweder ein jeder
andere ihn fliehen oder sich mit anderen vereinigen, um seinen
Anmalungen zu widerstehen, welches beweiset, daR Politik
mit aller ihrer Schlauigkeit auf diesen Ful3 (der Offenheit)
ihren Zweck selber vereiteln, mithin jene Maxime unrecht
sein musse.

b) ,,Wenn eine bis ?ur furchtbaren GroR3e (potentia tre-
menda) angewachsene benachbarte Macht Besorgnis erregt:
kann man annehmen, sie werde, weil sie kann, auch unter-
dricken wollen, und gibt das den}) minderméchtigen ein
Recht zum (vereinigten) Angriffe derselben, auch ohne vor-
hergegangene Beleidigung?“ — Ein Staat, der seine Maxime
hier bejahend verlautbaren wollte, wiirde das Ubel nur
noch gewisser und schneller herbeifuhren. Denn die gréR3ere
Macht wirde de>>) kleineren zuvorkommen, und, was die Ver-
einigung der letzteren betrifft, so ist das nur ein schwacher
Rohrstab gegen den, der das divide et impera zu benutzen
weil3. — Diese Maxime der Staatsklugheit, offentlich er-
klart, vereitelt also notwendig ihre eigene Absicht und ist
folglich ungerecht.

c) ,,Wenn ein kleinerer Staat durch seine Lage den Zu-
sammenhang eines grofReren trennt, der diesem doch zu seiner

a) Hartenstein: ,so fragt sich“
bl Im Druck Singul.: ,.der . . . der*; korr. nach H* Hartenstein.
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Erhaltung nétig ist, ist dieser nicht berechtigt, jenen sich zu
unterwerfen und mit dem semigen zu vereinigen?* — Man
sieht leicht, dal3 der gréRere eine solche Maxime ja nicht
vorher misse laut werden lassen; denn entweder die kleinern
Staaten wirden sich frihzeitig vereinigen, oder andere Mach-
tige wirden um diese Beute streiten, mithin macht sie sich
durch ihre Offenheit selbst untunlich; ein Zeichen, dal} sie
ungerecht ist und es auch in sehr hohem Grade sein kann;
denn ein klein Objekt der Ungerechtigkeit hindert nicht, daf3
die daran bewiesene Ungerechtigkeit sehr grof3 sei.

3. Was das Weltburgerrecht betrifft, so Ubergehe
ich es hier mit Stillschweigen: weil wegen der Analogie des-
selben mit dem Vodlkerrecht die Maximen desselben leicht
anzugeben und zu wirdigen sind.

Man hat hier nun zwar an dem Prinzip der Unvertrag-
lichkeit der Maximen des Volkerrechts mit der Publizitat ein
gutes Kennzeichen der Nichtiibereinstimmung der Politik
mit der Moral (als Rechtslehre). Nun bedarf man aber auch
belehrt zu werden, welches denn die Bedingung ist, unter der
ihre Maximen mit dem Recht der Voélker Ubereinstimmen.
Denn es laRt sich nicht umgekehrt schlielen: daR, welche
Maximen die Publizitadt vertragen, dieselben uarum auch ge-
recht sind, weil, wer die entschiedene Obermacht hat, seiner
Maximen nicht Hehl haben darf. — Die Bedingung der M&g-
lichkeit eines Volkerrechts Uberhaupt ist: dald zuvérderst ein
rechtlicher Zustand existiere. Denn phne diesen gibt’s
kein offentliches Recht, sondern alles Recht, was man sich
auller demselben denken mag (im Naturzustande), ist bloR3
Privatrecht. Nun haben wir oben gesehen: daR ein fédera-
tiver Zustand der Staaten, welcher bloR3 die Entfernung des
Krieges zur Absicht hat, der einzige, mit der Freiheit der-
selben vereinbare rechtliche Zustand sei. Also ist die Zusam-
menstiirimung der Politik mit der Moral nur in einem foderativen
Verein (der also nach Rechtsprinzipien a priori gegeben und
notwendig ist) moglich, und alle Staatsklugheit hat zur recht-
lichen Basis dje Stiftung des ersteren in ihrem gro3tmoglichen
Umfange, ohne welchen Zweck alle ihre Klugelei Unweisheit
und verschleierte Ungerechtigkeit ist. — Diese Afterpolitik



54 Zum ewigen Frieden. Anhang i .

hat nun ihre Kasuistik, trotz der besten Jesuiterschule, —
die reservatio mentalis: in Abfassung oOffentlicher Vertrage
mit solchen Ausdricken, die man gelegentlich zu seinem Vor-
teil auslegen kann, wie man will (z. B. den Unterschied des
status quo de fait und de droit)’, — den Probabilismus: bdse
Absichten an anderen zu erkliigeln oder auch Wahrscheinlich-
keiten ihres mdglichen Ubergewichts ?2um Rechtsgrunde der
Untergrabung anderer, friedlicher Staaten zu machen; — end-
lich das peccatum philosopliicum (peccatillum, baggatellc):
das Verschlingen eines kleinen Staats, wenn dadurch ein
viel groBerer zum vermeintlich groRem Weltbesten ge-
winnt, fir eine leicht-verzeihliche Kleinigkeit zu halten.*)

Den Vorschub hieza gibt die Zweiziingigkeit der Politik
in Ansehung der Moral, einen oder den andern Zweig der-
selben zu ihrer Absicht zu benutzen. — Beides, die Menschen-
liebe und die Achtung fiirs Recht der Menschen, ist Pflicht;
jene aber nur bedingte, diese dagegen unbedingte,
schlechthin gebietende Pflicht, welche nicht Ubertreten zu
haben derjenige zuerst vollig versichert sein mul3, der sich
dem slRen Gefihl des Wohltuns Uberlassen will. Mit der
Moral im ersteren Sinne (als Ethik) ist die Politik leicht ein-
verstanden, um das Recht der Menschen ihren Oberen preiszu-
geben; aber mit der in der zweiten Bedeutung (als Rechts-
lehre), vor der sie ihre Knie beugen mifite, findet sie es rat-
sam, sich gar nicht auf Vertrag einzulassen, ihr lieber alle
Realitat abzustreiten und alle Pflichten auf lauter Wohlwollen
auszudeuten; welche Hinterlist einer lichtscheuen Politik
doch von der Philosophie durch die Publizitdt jener ihrer
Maximen leicht vereitelt werden wiirde, wenn jene es nur
wagen wollte, dem Philosophen die Publizitdt der seinigen
angedeihen zu lassen

*) Die Belege zu solchen, Maximen kann man in des Herrn
Hofr.”) Garve Abhandlung: ,Uber die Verbindung der Moral mit
der Politik, 1788, antreO'en. Dieser wuirdige Gelehrte gesteht
gleich zu Anfange, eine genugtuende Antwort auf diese Frage
nicht geben zu kénnen. Aber sie dennoch gut zu heiRen, obzwar
mit dem Gestindnis, die dagegen sich regende Einwirfe nicht
vollig heben zu kénnen, scheint doch eine grdRere Nachgiebigkeit
gegen die zu sein, die sehr geneigt sind, sie zu mibrauchen, als
wohl ratsam sein mdchte, einzurdumen.

a) 112: ,,Prof.”
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In dieser Absicht schlage ich ein anderes transzenden-
tales und bejahendes Prinzip des offentlichen Rechts vor,
dessen Formel diese sein wiurde:

»Alle Maximen, die der Publizitat bedurfen (um ihren
Zweck nicht zu verfehlen), stimmen mit Recht und Politik ver-
einigt zusammen.*

Denn wenn sie nur durch die Publizitat ihren Zweck er-
reichen konnen, so missen sie dem allgemeinen Zweck des
Publikums (der Gluckseligkeit) gemal sein, womit zusammen
zu stimmen (es mit seinem Zustande zufrieden zu machen),
die eigentliche Aufgabe der Politik ist. Wenn aber dieser
Zweck nur durch die Publizitdt, d.i. durch die Entfernung
alles MifRtrauens gegen die Maximen derselben, erreichbar
sein soll, so miissen diese auch mit dem Recht des Publikums in
Eintracht stehen; denn in diesem allein ist die Vereinigung
der Zwecke aller moglich. — Die weitere Ausfiihrung und
Erdrterung dieses Prinzips muf3 jch fir eine andere Gelegen-
heit aussetzen; nur dal3 es eine transzendentale Formel sei,
ist aus der Entfernung aller empirischen Bedingungen (der
Gluckseligkeitslehre), als der Materie des Gesetzes, und der
bloRen Ricksicht auf die Form der allgemeinen Gesetzmafig-
keit zu ersehen.

Wenn es Pflicht, wenn zugleich gegriindete Hoffnung da
ist, den Zustand eines Offentlichen Rechts, obgleich nur in
einer ins Unendliche fortschreitenden Anné&herung wirklich
zu machen, so ist der ewige Friede, der auf die bisher
falschlich so genannten Friedensschliusse (eigentlich Waffen-
stillstdnde) folgt, keine leere Idee, sondern eine Aufgabe, die
nach und nach aufgeldst, ihrem Ziele (weil die Zeiten, in
denen gleiche Fortschritte geschehen, hoffentlich immer kiirzer
werden) bestidndig ndher kommt.
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1 Aus: ldee zu einer allgemeinen Geschichte
in weltbirgerlicher Absicht (1784).

Die Natur hat also die Unvertragsamkeit der Menschen,
selbst der groRen Gesellschaften und Staatskorper dieser Art
Geschopfe, wieder zu einem Mittel gebraucht, um in dem
unvermeidlichen Antagonism derselben einen Zustand der
Ruhe und Sicherheit auszufinden; d. i. sie treibt durch die
Kriege, durch die Uberspannte und niemals nachlassende Zi+
rustung zu denselben, durch die Not, die dadurch endlich ein
jeder Staat, selbst mitten im Frieden, innerlich fuhlen muf3,
zu anfénglich unvollkommenen Versuchen, endlich aber nach
vielen Verwistungen, Umkippungen und selbst durchgéng'ger
innerer Erschopfung ihrer Kréafte zu dem, was ihnen die
Vernunft auch ohne soviel traurige Erfahrung hétte sagen
konnen, namlich: aus dem gesetzlosen Zustande der Wilden
hinauszugehen und in einen Vélkerbund zu treten; wo jeder,
auch der Kleinste, Staat seine Sicherheit und Rechte nicht
von eigener Macht oder eigener rechtlicher Beurteilung, son-
dern allein von diesem groRen Vélkerbunde (Focdus Am-
phictyonum), von einer vereinigten Macht und von der Ent-
scheidung nach Gesetzen des vereinigten Willens erwarten
konnte. So schwérmerisch diese Idee auch zu sein scheint,
und als eine solche an einem Abbé von St. Pierre oder
Rousseau») verlacht worden, (vielleicht, weil sie solche in
der Ausfihrung zu nahe glaubten): so ist es doch der un-
vermeidliche Ausgang der Not, worein sich Menschen ein-
ander versetzen, die die Staaten zu oben der Entschliel3ung
(so schwer es ihnen auch eingeht) zwingen muf3, wozu der

a) Der Abbé de St. Pierro (1658—1743) Bchriob nach dom
spanischen Erbfolgekrieg ein Projet de paix perpétuelle (Utrecht
1713); J. J. Rousseau verdffentlichte 1760 einen Auszug daraus.
Vgl. Einleitung.
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wilde Mensch ebenso ungern gezwungen ward, ndmlich: seine
brutale Freiheit aufzugeben und in einer gesetzméRigen Ver-
fassung Ruhe und Sicherheit zu suchen. — Alle Kriege sind
demnach soviel Versuche (zwar nicht in der Absicht der Men-
schen, aber doch in der Absicht der Natur), neue Verhaltnisse
der Staaten zustande zu bringen und durch Zerstérung, we-
nigstens Zerstiickelung alter, neue Koérper zu bilden, die sich
aber wieder, entweder in sich selbst oder nebeneinander, nicht
erhalten konnen und daher neue &hnliche Revolutionen er-
leiden mussen; bis endlich einmal, teils durch die bestmdg-
liche Anordnung der burgerlichen Verfassung innerlich, teils
durch eine gemeinschaftliche Verabredung und Gesetzgebung
auRBerlich, ein Zustand errichtet wird, der, einem burger-
lichen gemeinen Wesen &ahnlich, so wie ein Automat sich

selbst erhalten kann.
(Phil. Bibi. Bd. 471, 3. 12—14)

Was also der zwecklose Zustand der Wilden tat, ... das
tut auch die barbarische Freiheit der schon gestifteten Staa-
ten, ndmlich: daR durch die Verwendung aller Kréfte der ge-
meinen Wesen auf Ristungen gegeneinander, durch die Ver-
wiistungen, die der Krieg anriohtet, noch mehr aber durch
die Notwendigkeit, sich bestédndig in Bereitschaft dazu zu
erhalten, zwar die vollige Entwicklung der Naturanlagen in
ihrem Fortgidnge gehemmt wird, dagegen aber auch die Ubel,
die daraus entspringen, unsere Gattung nétigen, zu dem an
sich heilsamen Widerstande vieler Staaten nebeneinander, der
aus ihrer Freiheit entspringt, ein Gesetz des Gleichgewichts
aufzufinden und eine vereinigte Gewalt, die demselben Nach-
druck gibt, mithin einen weltbiirgerlichen Zustand der 6ffent-

lichen Staatssicherheit einzufihren ...
(a. a. 0. S. 14f)

Endlich wird selbst der Krieg allméhlich nicht allein ein
3o kiinstliches, im Ausgange von beiden Seiten so unsicheres,
sondern auch durch die Nachwehen, die der Staat in einer
immer anwachsenden Schuldenlast (einer neuen Erfindung)
fuhlt, deren Tilgung unabsehlich wird, ein so bedenkliches
Unternehmen, dabei der Einflu3, den jede IStaatserschifte-
rung in unserem durch seine Gewerbe so sehr verketteten
Weltteil auf alle andere Staaten tut, so merklich: dafl} sich

Kant. Zum ewtgou Kricdcu. 8
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diese, durch ihre eigene Gefahr gedrungen, obgleich ohne ge-
setzliches Ansehen, zu Schiedsrichtern anbieten, und so alles
von weitem zu einem kinftigen grofRRen Staatskorper an-
echicken, wovon die Vorwelt kein Beispiel aufzuzeigen hat.
Obgleich dieser Staatskdrper fur jetzt nur noch sehr im rohen
Entwirfe dasteht, so fangt sich dennoch gleichsam schon ein
Geftuhl in allen Gliedern, deren jedem an der Erhaltung des
Ganzen gelegen ist, an zu regen; und dieses gibt Hoffnung,
dall nach manchen Revolutionen der Umbildung endlich das,
was die Natur zur hdéchsten Absicht hat, ein allgemeiner
weltbirgerlicher Zustand als der SchoR3, worin alle ur-
springlichen Anlagen der Menschengattung entwickelt wer-

den, dereinst einmal zustande kommen werde.
(a. < 0. S. 17f))

2. Aus: MutmaRlicher Anfang der Menschengeschichte

(1786).
So lange nun noch die nomadischen Hirtenvélker . .. die
Stadtebewohner und Ackerleute ... anfeindeten, .. . war zwar

kontinuierlicher Krieg zwischen beiden, wenigstens unaufhor-
liche Kriegsgefahr, und beiderseitige Voélker konnten daher
im Inneren wenigstens des unschétzbaren Gutes der Freiheit
froh werden; — (denn Kriegsgefahr ist auch noch jetzt das

einzige, was den Despotismus maRigt)... .
(a. a. O. S. 60f.)

Man muR gestehen: daR die groRten Ubel, welche ge-
sittete Volker dricken, uns vom Kriege, und zwar nicht so
sehr von dem, der wirklich oder gewesen ist, als von der nie
nachlassenden und sogar unaufhdrlich vermehrtenZuriustung
zum kinftigen, zugezogen werden. Hiezu werden alle Krafte
des Staates, alle Friichte seiner Kultur, die zu einer noch
gréReren Kultur gebraucht werden koénnten, verwandt; der
Freiheit wird an so vielen Orten méachtiger Abbruch getan,
und die mutterliche Vorsorge des Staats fir einzelne Glieder
in eine unerbittliche Harte der Forderungen verwandelt, indes
diese doch auch durch die Besorgnis dul3erer Gefahr gerecht-
fertigt wird. Allein wirde wohl diese Kultur, wiirde die enge
Verbindung der Stdnde des gomeinen Wesens zur wechsel-
seitigen Beforderung ihres Wohistandes, wirde die Bevolke-
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rung, ja sogar der Grad der Freiheit, der, obgleich unter sehr
einschréankenden Gesetzen, noch Ubrig ist, wohl angetroffen
werden, wenn jener immer gefurchtete Krieg selbst den Ober-
hauptern der Staaten diese Achtung fur die Menschheit
nicht abnétigte? Man sehe nur Sina an, welches seiner Lage
nach wohl etwa einmal einen unvorhergesehenen Uberfall,
aber keinen méachtigen Feind zu fiirchten hat, und in welchem
daher alle Spur von Freiheit vertilgt ist. — Auf der Stufe der
Kultur also, worauf das menschliche Geschlecht noch steht,
ist der Krieg ein unentbehrliches Mittel, diese noch weiter zu
bringen; und nur nach einer (Gott wei3 wann) vollendeten
Kultur wirde ein immerwéhrender Friede fur uns heilsam
und auch durch jene allein mdglich sein. Also sind wir,
was diesen Punkt betrifft, an den Ubeln dcich wohl selbst
schuld, Uber die wir so bittere Klagen erheben; und die hei-
lige Urkunde hat ganz recht, die Zusammenschmelzung der
Volker in eine Gesellschaft und ihre vollige Befreiung voii
aulRerer Gefalir, da ihre Kultur kaum angefangen hatte, als
eine Hemmung aller ferneren Kultur und eine Versenkung in
unheilbares Verderbnis vorzustellen.

(a. a. 0. S. 62))

3. Aus: Kritik der Urteilskraft (1790).

Selbst der Krieg, wenn er mit Ordnung und Heiligach-
tung der burgerlichen Rechte gefiihrt wird, hat etwas Er-
habenes an sich und macht zugleich die Denkungsart des
Volks, welches ihn auf dieso Art fuhrt, nur um desto e+
habener. je mehreren Gefahren es ausgesetzt war und sich
mutig darunter hat behaupten kénnen; dahingegen ein langer
Frieden den blo3en Handelsgeist, mit ihm aber den niedrigen
Eigennutz, Feigheit und Weichlichkeit herrschend zu machen
und die Denkungsart des Volks zu erniedrigen pflegt.

(Phil. Bibi. Bd. 39, S. 109.)

Zu derselben (sc. einer birgerlichen Gesellschaft),
ware aber doch, wenngleich Menschen sie auszufinden klug
und sich ihrem Zwange willig zu unterwerfen weise genug
waren, noch ein weltbirgerliches Ganze, d.i. ein System
aller Staaten, die aufeinander nachteilig zu wirken in Gefahr
sind, erforderlich. In dessen Ermangelung, und bei dem Hin-
dernis, welches Ehrsucht, Herrschsucht und Habsucht, vor-

8
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nehmlich bei denen, die Gewalt in Handen haben, selbst der
Médglichkeit eines solchen Entwurfs entgegensetzen, ist der
Krieg (in welchem sich teils Staaten zerspalten und in klei-
nere auflosen, teils ein Staat andere, kleinere mit sich vereinigt
und ein grofleres Ganze zu bilden strebt) unvermeidlich; der,
so wie er ein unabsichtlicher (durch zigellose Leidenschaften
angeregter) Versuch der Menschen, doch tief verborgener,
vielleicht absichtlicher der obersten Weisheit ist, GesetzmaRig-
keit mit der Freiheit der Staaten und dadurch Einheit eines
moralisch begriindeten Systems derselben, wo nicht zu stiften,
dennoch vorzubereiten, und ungeachtet der schrecklichsten
Drangsale, womit er das menschliche Geschlecht belegt, und
der vielleicht noch groéReren, womit die bestédndige Bereit-
schaft dazu im Frieden driickt, dennoch eine Triebfeder mehr
ist (indessen die Hoffnung zu dem Ruhestédnde einer Volks-
glickseligkeit sich immer weiter entfernt), alle Talente, die
zur Kultur dienen, bis zum hochsten Grade zu entwickeln.
(a. a. 0. S. 302.)

4. Aua: Die Religion innerhalb der Grenzen der blo3en
Vernunft (1793).

Kriegstapferkeit ist die héchste Tugend der Wilden, in
ihrer Meinung. Auch im gesitteten Zustande ist sie ein Gegen-
stand der Bewunderung und ein Grund der vorzuglichen Ach-
tung, die derjenige Stand fordert, bei dem diese das einzige
Verdienst ist; und dieses nicht ohne allen Grund in der Ver-
nunft. Denn dal3 der Mensch etwas haben und sich zum
Zweck machen konne, was er noch hoher schatzt als sein
Leben (die Ehre), wobei er allem Eigennutz entsagt, beweist
doch eine gewisse Erhabenheit in seiner Anlage. Aber man
sieht doch an der Behaglichkeit, womit die Sieger ihre Grof3-
taten (des Zusammenhauens, Niederstol3ens ohne Verschonen
u. dergl.) preisen, daR bloR ihre Uberlegenheit und die Zer-
storung, welche sie bewirken konnten, ohne einen anderen
Zweck, daB sei, worauf sie sich eigentlich etwas zugute tun.

(Phil. Bibi. Bd. 45, S. 34 Anm.)

um den Krieg (diese Geil3el des menschlichen Ge-
schlechts) ja nicht aufhéren zu lassen, der, ob er gleich nicht
so unheilbar bose ist als das Grab der allgemeinen Allein-



Ergénzungen. 61

herrschaft (oder auch ein Voélkerbund, um die Despotie in
keinem Staate abkommen zu lassen), doch, wie ein Alter
sagte, mehr bdse Menschen macht, als er deren wegnimmt.

(a. a. 0. S. 35 Anm.)

so dalR der philosophische ChiliaSmus, der auf
den Zustand eines ewigen, auf einen Volkerbund als Welt-
republik gegrindeten Friedens hofft, ebenso wie der theo-
logische, der auf des ganzen Menschengeschlechts vollendete
moralische Besserung harret, als Schwarmerei allgemein ver-

lacht wird.
(a. a. 0. S. 35)

Hobbes’ Satz: status hominurn naturalis est bellum
omnium in omnes (der natirliche Zustand der Monschen ist
der Krieg aller gegen alle), hat weiter keinen Fehler, alsdaf}
es heilen sollte: est status lelli etc. (istein Kriegszustand usw.)
Denn wenn man gleich nicht einrdumt, dal} zwischen Men-
schen, die nicht unter auferen und Offentlichen Gesetzen
stehen, jederzeit wirkliche Feindseligkeiten herrschen,so
ist doch der Zustand derselben (status juridicus), d.i. das
Verhéltnis, in und durch welches sie derRechte (desErwerbs
und der Erhaltung derselben) féhig sind, ein solcher Zustand,
in welchem ein jeder selbst Richter Uber das sein will, was
ihm gegen andere recht sei, aber auch fir dieses keine
Sicherheit von anderen hat oder ihnen gibt, als jedes seine
eigene Gewalt: welches ein Kriegszustand ist, in dem jeder-
mann wider jedermann besténdig gerlstet sein muf3. Der
zweite Satz desselben: exeundum esse e statu naturali, ist eine
Folge aus dem ersteren; denn dieser Zustand ist eine konti-
nuierliche L&sion der Rechte aller anderen durch die An-
maf3ung, in seiner eigenen Sache Richter zu sein und anderen
Menschen keine Sicherheit wegen des lhrigen zu lassen als

blo3 seine eigene Willkiir.
(a. a. 0. S. HOf. Anm.)

Die Hemmungen durch politische birgerliche Ursachen,
die seiner (sc. des Reiches Gottes) Ausbreitung von Zoit zu
Zeit zustolRen mogen, dienen eher dazu, die Vereinigung der
Gemiter zum Guten (was, nachdem sie es einmal ins Auge
gefaldt haben, ihre Gedanken nie verldt) noch desto innig-
licher zu machen.
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Das ist also die, menschlichen Augen unbemerkte, aber
besténdig fortgehende Bearbeitung des guten Prinzips, sich
im menschlichen Geschlecht, als einem gemeinen Wesen nach
Tugendgesetzen, eine Macht und ein Reich zu errichten,
welches den Sieg Uber das Bose behauptet und unter seiner
Herrschaft der Welt einen ewigen Frieden zusichert.

(a.a. 0. S. UIf)

5. Aus der Abhandlung Uber den Gemeinspruch:
Das mag in der Theorie richtig sein, taugt aber nicht
fur die Praxis (1793).

so muf auch die Not aus den bestéandigen Kriegen,
in welchen wiederum Staaten einander zu schmélern oder zu
unterjochen suchen, sie zuletzt dahin bringen, selbst wider
Willen, entweder in eine weltbirgerliche Verfassung zu.
treten; oder ist ein solcher Zustand eines allgemeinen Friedens
(wie es mit UbergrofRen Staaten wohl auch mehrmalen ge-
gangen ist) auf einer anderen Seite der Freiheit noch gefahr-
licher, indem er den schrecklichsten Despotismus herbeifihrt,
so mul} sie diese Not doch zu einem Zustande zwingen,
der zwar kein weltbirgerliches gemeines Wesen unter einem
Oberhaupt, aber doch ein rechtlicher Zustand der Fédera-
tion nach einem gemeinschaftlich verabredeten Vodlker-
recht ist
Denn da die fortrickende Kultur der Staaten mit dem zu-
gleich wachsenden Hange, sich auf Kosten der andern durch
List oder Gewalt zu vergrof3ern, die Kriege vervielféltigen,
und durch immer (bei bleibender L6hnung) vermehrte, auf
stehendem FufR und in Disziplin erhaltene, mit stets zahl-
reicheren Kriegsinstrumenten versehene Heere immer hohere
Kosten verursachen muf3; indes die Preise aller Bedirfnisse
fortdauernd wachsen, ohne daf3 ein ihnen proportionierter fort-
schreitender Zuwachs der sie vorstellenden Metalle gehofft
werden kann; kein Friede auch so lange dauert, als dafl} Er-
sparnis wahrend demselben dem Kostenaufwand fir den néch-
sten Krieg gleich k&me, wowider die Erfindung der Staats-
schulden zwar ein sinnreiches, aber sich selbst zuletzt ver-
nichtendec Hilfsmittel ist: so mul3, was gutor Wille hétte tun
mollen, aber nicht tat, endlich die Ohnmacht bewirken: daf’
ein jeder Staat in seinem Innern so organisiert werde, dald
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nicht das Staatsoberhaupt, dem der Krieg (weil er ihn auf
eines &ndern, namlich des Volks, Kosten fiihrt) eigentlich
nichts kostet, sondern das Volk, dem er selbst kostet, die ent-
scheidende Stimme habe, ob Krieg sein solle oder nicht (wozu
freilich die Realisierung jener Idee des urspringlichen Ver-
trags notwendig vorausgesetzt werden muf}). Denn dieses
wird es wohl bleiben lassen, aus bloRRer VergroRRerungsbe-
gierde oder um vermeinter, blol3 wdrtlicher Beleidigungen
willen sich in Gefahr personlicher Durftigkeit, die das Ober-
haupt nicht trifft, zu versetzen. Und so wird auch die Nach-
kommenschaft (auf die keine von ihr unverschuldeten Lasten
gewadlzt werden), ohne dafl} eben Liebe zu derselben, sondern
nur Selbstliebe jedes Zeitalters die Ursache davon sein darf,
immer zum Besseren, selbst im moralischen Sinn, fortschreiten
konnen: indem jedes gemeine Wesen, unvermogend einem &an-
dern gewalttétig zu schaden, sich allein am Recht halten muf3
und, dald andere ebenso geformte ihm darin zu Hilfe kommen

werden, mit Grunde hoffen kann.
(Phil. Bibi. Bd. 471, S. 110f.)

Der Wille, einander zu unterjochen oder an dem Seinen
zu schmaélern, ist jederzeit da; und die Riustung zur Ver-
teiligung, die den Frieden oft noch driickender und Ar die
innere Wohlfahrt zerstérender macht, als selbst den Krieg,
darf nie nachlassen. Nun ist hierwider kein anderes Mittel,
als ein auf offentliche mit Macht begleitete Gesetze, denen
sich jeder Staat unterwerfen muf3te, gegrindetes Voélkerrecht
(nach der Analogie eines birgerlichen oder Staatsrechts
einzelner Menschen) mdoglich; — denn ein dauernder allge-
meiner Friede durch die sogenannte Balance der Méachte
in Europa ist, wie Swifts Haus, welches von einem Bau-
meister so vollkommen nach allen Gesetzen des Gleichge-
wichts erbaut war, daf3, als sich ein Sperling darauf setzte,
es sofort einfiel, ein blofRes Hirngespinst.

(a. a. 0. S. 112)

6. Aus der Rcchtslehrc (1797).

§ 65.

Bei jenem urspringlichen Rechte zum Kriege freier
Staaten gegeneinander im Naturzustdnde (um etwa einen dam
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rechtlichen sich anndhernden Zustand zu stiften) erhebt sich
zuerst die Frage: welches Recht hat der Staat gegen seine
eigenenUntertanen, sie zumKriege g( gen andere Staaten
zu brauchen, ihre Giter, ja ihr Leben dabei aufzuwenden oder
aufs Spiel zu setzen: so daf es nicht von dieser ihrem eigenen
Urteil abhangt, ob sie in den Krieg ziehen wollen oder nicht,
sondern der Oberbefehl des Souverdns sie hineinschicken
darf?

Dieses Recht scheint sich leicht dartun zu lassen; nam-
lich aus dem Rechte, mit dem Seinen (Eigentum) zu tun, was

man will.
(Phil. Bibi. Bd. 42, S. 174)

Sowie man nun von Gewachsen (z. B. den Kartoffeln) und
von Haustieren, weil sie, was die Menge betrifft, ein Mach-
werk der Menschen sind, sagen kann, dal man sie ge-
brauchen, verbrauchen und verzehren (téten lassen) kann:
so, scheint es, kbnne man auch von der obersten Gewalt im
Staate, dem Souverén, sagen, er habe das Recht, seine Unter-
tanen, die dem grof3ten Teil nach sein eigenes Produkt sind,
in den Krieg wie auf eine Jagd und zu einer Feldschlacht
wie auf eine Lustpartie zu fihren.

Dieser Rechtsgrund aber (der vermutlich dsn Monarchen
auch dunkel vorschweben mag) gilt zwar freilich in An-
sehung der Tiere, die ein Eigentum des Menschen sein
kénnen; will sich aber doch schlechterdings nicht auf den
Menschen, vornehmlich als Staatsbiirger, anwenden lassen,
der im Staat immer als mitgesetzgebendes Glied betrachtet
werden muf3 (nicht blof3 als Mittel, sondern auch zugleich als
Zweck an sich selbst), und der also zum Kriegfiuhren nicht
allein Uberhaupt, sondern auch zu jeder besonderen Kriegs-
erklarung vermittelst seiner Repréasentanten seine freie Bei-
stimmung geben mul3, unter welcher einschrdnkenden Be-
dingung allein der Staat Uber seinen gefahrvollen Dienst dis-
ponieren kann.

Wir werden also wohl dieses Recht von der P flicht des
Souverédns gegen das Volk (nicht umgekehrt) abzuloiton
haben; wobei dieses dafiir angesehen werden muR3, dal} es
seine Stimme dazu gegeben habe, in welcher Qualitat es, ob-
zwar passiv (mit sich machen 1&Rt), doch auch selbsttétig ist
und den Souveran selbst vorstollt
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§ 56.

Im naturlichen Zustande der Staaten ist das Recht zum
Kriege (zu llostilitdten) die erlaubte Art, wodurch ein Staat
sein Recht gegen einen anderon Staat verfolgt, ndmlich wenn
er sich von diesem ladiert glaubt, durch eigene Gewalt; weil
es durch einen Prozel3 (als durch den allein die Zwistig-
keiten im rechtlichen Zustand ausgeglichen werden) in jenem
Zustande nicht geschehen kann. — AuRer der tétigen Ver-
letzung (der ersten Aggression, welche von der ersten Hosti—
litét unterschieden ist) ist es die Bedrohung. Hierzu gehort
entweder eine zuerst vorgekommene Zuriustung, worauf
sich dasRecht des Zuvorkommensfiws ]>raeventionis) grin-
det, oder auch bloR die firchterlich (durch Landererwer-
bung) anwachsende Macht (potentia trevienda) eines anderen
Staats. Diese ist eine Lasion des Mindermachtigen blof3 durch
den Zustand, vor aller Tat des Uberméachtigen, und im
Naturzustande ist dieser Angriff allerdings rechtmaRig. Hier-
auf griindet sich also das Recht des Gleichgewichts aller ein-
ander tatig beriihrenden Staaten.

Was die tatige Verletzung betrifft, dio ein Recht
zum Kriege gibt, so gehort dazu die selbstgenommene Ge-
nugtuung fur die Beleidigung dos einen Volks durch das Volk
desanderen Staats, dieWiedervergeltung( etorsio), ohne
eine Erstattung (durch friedliche Wege) bei dem anderen
Staate zu suchen, womit die Férmlichkeit nach der Ausbruch
des Krieges ohne vorhergehende Aufkiindigung des Friedens
(Kriegsankiindigung) eine Ahnlichkeit hat; weil, wenn
man einmal ein Recht im Kriegszustahde finden will, etwas
Analogisches mit einem Vertrag angenommen werden muf3,
namlich Annahme der Erklarung des anderen Teils, daRR
beide ihr Recht auf diese Art suchen wollen.

§ 57.

Das Recht im Kriege ist gerade das im Volkerrecht, wo-
bei die meiste Schwierigkeit ist, um sich auch nur einen Be-
griff davon zu machen und ein Gesetz in diesem gesetzlosen
Zustande zu denken (inter arma silent leges), ohne sich selbst
zu widersprechen; es muf3te denn dasjenige sein: den Krieg
nach solchen Grundsatzen zu fihren, nach welchen es immer
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noch mdoglich bleibt, aus jenem Naturzustande der Staaten
(im &uReren Verhéaltnisse gegeneinander) herauszugehen und
in einen rechtlichen zu treten.

Kein Krieg unabhéngiger Staaten gegeneinander kann ein
Strafkrieg (bellum punitivum) sein. Denn Strafe findet
nur im Verhéltnisse eines Oberon (impcrantis) gegen den
Unterworfenen (subditum) statt, welches Verhéltnis nicht das
der Staaten gegeneinander ist. — Aber auch weder ein Aus-
rottungs- (bellum internecinum) noch Unterjochungs-
krieg (bellum subiugatorium), der eine moralische Vertil-
gung eines Staats (dessen Volk nun mit dem des Uberwinders
entweder in eine Masse verschmelzt oder in Knechtschaft ver-
féllt) sein wirde. Nicht als ob dieses Notmittel des Staats,
zum Friodenszustande zu gelangen, an sich dem Rechte eines
Staats widersprache, sondern weil die ldee des Vélkerrechts
bloR den Begriff eines Antagonismus nach Prinzipien der
auReren Freiheit bei sich fihrt, um sich bei dem Seinen zu
erhalten, aber nicht eine Art zu erwerben, als welche durch
VergrofRerung der Macht des einen Staats fur den anderen
bedrohend sein kann.

Verteidigungsmittel aller Art sind dem bekriegten Staat
erlaubt, nur nicht solche, deren Gebrauch die Untertanen des-
selben, Staatsbirger zu sein unfahig machen wiirde; denn als-
dann machte er sich selbst zugleich unféhig, im Staatsver-
haltnisse nach dem Volkerrechte fiir eine Person zu gelten
(die gleicher Rechte mit anderen teilhaftig wéare). Darunter
gehort: seine eigenen Untertanen zu Spionen, diese, ja auch
Auswaértige zu Meuchelmérdern, Giftmischern (in welche
Klasse auch wohl die sogenannten Scharfschitzen, welche ein-
zelnen im Hinterhalte auflauern, gehdéren mdchten) oder auch
nur zur Verbreitung falscher Nachrichten zu gebrauchen; mit
einem Worte, sich solcher heimtiickischen Mittel zu bedienen,
die das Vertrauen, welches zur kinftigen Grundung eines
dauerhaften Friedens erforderlich ist, vernichten wirden.

Im Kriege ist es erlaubt, dem Uberwiéltigten Feinde Lie-
ferungen und Kontributionen aufzulegon, aber nicht das Volk
zu plindern, d. i. einzelnen Personen das lhrigo abzuzwingen
(denn das wéro Raub: weil nicht das Uberwundene Volk, son-
dern der Staat, unter dessen Herrschaft es war, durch das-
selbe Krieg fuhrte); sondern durch Ausechreibungen
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gegen ausgestellte Scheine, um bei nachfolgendem Frieden
die dem Lande oder der Provinz aufgelegte Last proportio-
nierlich zu verteilen.

§ 58.

Das Recht nach dem Kriege, d.i. im Zeitpunkte des
Friedensvertrags und in Hinsicht auf die Folgen desselben,
besteht darin: der Sieger macht die Bedingungen, uUber die
mit dem Besiegten uUbereinzukommen und zum Friedensschlul3
zu gelangen, Traktaten gepflogen werden, und zwar nicht
gemal irgendeinem vorzuschitzenden Recht, was ihm wegen
der vorgeblichen Lé&sion seines Gegners zustehe, sondern, in-
dem er diese Frage auf sich beruhon laR3t, sich stiitzend auf
seine Gewalt. Daher kann der Uberwinder nicht auf Erstat-
tung der Kriegskosten antragen, weil er den Krieg seines
Gegners alsdann fiir ungerecht ausgeben mif3te; sondern, ob
er sich gleich dieses Argument denken mag, so darf er es
doch nicht anfiihren, weil er ihn sonst fiir einen Bestrafungs-
krieg erklaren und so wiederum eine Beleidigung ausiben
wirde. Hierzu gehdrt auch die (auf keinen Loskauf zu stel-
lende) Auswechslung der Gefangenen, ohne auf Gleichheit
der Zahl zu sehen.

Der uUberwundene Staat oder dessen Untertanen verlieren
durch die Eroberung des Landes nicht ihre staatsbirgerliche
Freiheit, SO dal? jener zur Kolonie, diese zu Leibeigenen ab-
gewdrdigt wirden; denn sonst wére es ein Strafkrieg ge-
weson, der an sich selbst widersprechend ist. — Eine Kolo-
nie oder Provinz ist ein Volk, das zwar seine eigene Ver-
fassung, Gesetzgebung, Boden hat, auf welchem die zu einem
anderen Staat Gehdrigen nur Fremdlinge sind, der dennoch
Uber jenes die oberste ausiibende Gewalt hat. Der letztere
heillt der Mutterstaat. Der Tochterstaat wird von jenem
beherrscht, aber doch von sich selbst (durch sein eigenes
Parlament, allenfalls unter dem Vorsitz eines Vizekdnigs) re-
giert (civitas hybrida). Dergleichen war Athen inBeziehung
auf verschiedene Inseln, und ist jetzt Grof3britannien in An-
sehung Irlands.

Noch wenigor kann Leibeigenschaft und ihre Rocht-
maRigkoit von der Uberwiltigung eines Volks durch Krieg
abgeleitet werden, weil man hiorzu einen Strafkrieg annehmon
miito. Am allerwenigsten eine erbliche Leibeigenschaft, die
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Uberhaupt absurd ist, weil die Schuld aus jemandes Ver-
brechen nicht anorben kann.

DaRR mit dem Friedensschliisse auch die Amnestie ver-
bunden sei, liegt schon im Begriffe desselben.

§ 59.

Das Recht des Friedens ist 1 das, im Frieden zu soin,
wenn in der Nachbarschaft Krieg ist, oder das der Neutra-
litdt; 2. sich die Fortdauer des geschlossenen Friedens zu-
sichern zu lassen, d.i. das der Garantie; 3. zu wechselseiti-
ger Verbindung (Bundesgenossenschaft) mehrerer Staaten,
sich gegen alle duReren oder inneren etwaigen Angriffe ge-
meinschaftlich zu verteidigen; nicht ein Bund zum An-
greifen und innerer Vergréf3erung.

§ co.

Das Recht eines Staats gegen einen ungerechten
Feind hat keine Grenzen (wohl zwar der Qualitat, aber nicht
der Quantitat, d. i. dem Grado nach); d. i. der beeintrachtigte
Staat darf sich zwar nicht aller Mittel, aber doch der an
sich zuldssigen in dem Malf3e bedienen, um das Seine zu be-
haupten, als er dazu krafte hat — Was ist aber nun nach
Begriffen des Volkerrechts, in welchem, wie Uberhaupt im
Naturzustande, ein jeder Staat in seiner eigenen Sache Rich-
ter ist, ein ungerechter Feind? Es ist derjenige, dessen
offentlich (es sei wortlich oder tétlich) geduRerter Wille eine
Maxime verrét, nach welcher, wenn sie zur allgemeinen Regel
gemacht wiirde, kein Friedenszustand unter Voélkern mdglich,
sondern der Naturzustand verewigt werden mifte. Der-
gleichen ist die Verletzung offentlicher Vertrage, vonwelcher
man voraussetzen kann, dafl} sie die Sache aller Volker bo-
trifft, deren Freiheit dadurch bedroht wird, und die dadurch
aufgefordert werden, sich gegen einen solchen Unfug zu ver-
einigen und ihm die Macht dazu zu nehmen; — aber doch auch
nicht, um sich in setin Land zu teilen, einen Staat
gleichsam auf der Erde verschwinden zu machen, denn das
ware Ungerechtigkeit gegen das Volk, welches soin urspring-
lichesRecht, sich in ein gemeines Wesen zu verbinden, nicht
verlieren kann; sondern os eine neue Verfassung annehmen zu
lassen, dio ihrer Natur nach der Neigung zum Krioge un-
glinstig ist.
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Ubrigens ist der Ausdruck ,eines ungerechten Feindes im
Naturzustande* pleonastisch; denn der Naturzustand ist
selbst ein Zustand der Ungerechtigkeit. Ein gerechter Feind
wirde der sein, welchem meinerseits zu widerstehen ich un-
recht tun wirde; dieser wiirde aber alsdann auch nicht mein
Feind sein.

§ 61.

Da der Naturzustand der Volker ebensowohl als einzelner
Menschen ein Zustand ist, aus dem man herausgehen soll, um
in einen gesetzlichen zu treten: so ist vor diesem Ereignis
alles Rocht der Volker und alles durch den Krieg erwerbliche
oder erhaltbare &uf3ere Mein und Dein der Staaten blop pro-
visorisch und kann nur in einem allgemeinen Staaten ver-
ein (analogisch mit dem, wodurch ein Volk Staat wird) per-
emtorisch geltend und ein wahrer Friedenszustand
werden. Weil aber bei gar zu groRer Ausdehnung eines sol-
chen Volkerstaats Uber weite Landstriche die Regierung des-
selben, mithin auch die Beschitzung eines jeden Gliedes end-
lich unmdéglich werden muR3, eine Menge solcher Korpora-
tionen aber wiederum einen Kriegszustand herbeifilhrt: so
ist der ewige Friede (das letzte Ziel des ganzen Vdélker-
rechts) freilich eine unausfuhrbare Idee. Die politischen
Grundsatze aber, die darauf abzwecken, namlich solche Ver-
bindungen der Staaten einzugehen, als zur kontinuierlichen
Annédherung zu demselben dienen, sind es nicht, sondern,
sowie diese eine auf der Pflicht, mithin auch auf dem Rechte
der Menschen und Staaten gegriindete Aufgabe ist, allerdings
ausfuhrbar.

Man kann einen solchen Verein einiger Staaten, um
den Frieden zu erhalten, den permanenten Staatenkon-
grofl3 nennen, zu welchem sich zu gesellen jedem benach-
barten unbenommen bleibt; dergleichen (wenigstens was die
Formlichkeiten des Vélkerrechts in Absicht auf Erhaltung des
Friedens betrifft) in der ersten Hélfte dieses Jahrhunderts in
der Versammlung der Generalstaaten im Haag noch stattfand;
wo die Minister der meisten européischen Héfe und selbst der
kleinsten Republiken ihre Beschwerden tber die Befehdungen,
die einem von dem anderen widerfahren waren, anbrachten
und so sich ganz Europa als einen einzigen foderierten Staat
dachten, den sie in jener ihren offentlichen Streitigkeiten
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gleichsam als Schiedsrichter annahmen, statt dessen spater-
hin das Vdlkerrecht blo3 in Biichern lbrig geblieben, aus
Kabinetten aber verschwunden, oder nach schon veribter
Gewalt in Form der Deduktionen der Dunkelheit der Archive
anvertraut worden ist.

Unter einem Kongref3 wird hier aber nur eine willkir-
liche, zu aller Zeit aufléslicheZzusammentretung verschie-
dener Staaten, nicht eine solche Verbindung, welche (sowie
die der amerikanischen Staaten) auf einer Staatsverfassung
gegrundet und daher unaufléslich ist, verstanden; — durch
welchen allein die ldee eines zu errichtenden offentlichen
Rechts der Volker, ihre Streitigkeiten auf zivile Art, gleich-
sam durch einen Prozef3, nicht auf barbarische (nach Artder
Wilden), néamlich durch Krieg zu entscheiden, realisiert wer-

den kann.
(a. a. O. S. 175—181)

Nun spricht die moralisch-praktische Vernunft in uns ihr
unwiderrufliches Veto aus: Es soll kein Krieg sein;
weder der, welcher zwischen mir und dir im Naturzustande,
noch zwischen uns als Staaten, die, obzwar innerlich im
gesetzlichen, doch &uRerlich (in Verhéltnis gegeneinander)
im gesetzlosen “ustande sind; — denn das ist nicht die Art,
wie jedermann sein Recht suchen soll. Also ist nicht mehr
die Frage: ob der ewige Friede ein Ding oder Unding sei,
und ob wir uns nicht in unserem theoretischen Urteile be-
triigen, wenn wir das erstere annehmen; sondern wir missen
so handeln, als ob das Ding sei, was Vvielleicht nicht ist,
auf Begrundung desselben und diejenige Konstitution, die
uns dazu die tauglichste scheint, (vielleicht den Republika-
nismus aller Staaten samt und sonders) hinwirken, um ihn
herbeizufuhren und dem heillosen Kriegfiihren, worauf als
den Hauptzweck bisher alle Staaten ohne Ausnahme ihre
inneren Anstalten gerichtet haben, ein Ende zu machen. Und
wenn das letztere, was die Vollendung dieser Absicht be-
trifft, auch immer ein frommer Wunsch bliebe, so betriigen
wir uns doch gewif? nicht mit der Annahme der Maxime,
dahin unabldssig zu wirken, denn diese ist Pflicht; das
moralische Gesetz aber in uns selbst fiir betruglich an-
zunehmen, wiirde den Abscheu erregenden Wunsch hervor-
bringen, lieber aller Vernunft zu entbehren und sich seinen
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Grundsédtzen nach mit den Ubrigen Tierklassen in einen
gleichen Mechanismus der Natur geworfen anzusehen.

Man kann sagen, dal3 diese allgemeine und fortdauernde
Friedensstiftung nicht bloR einen Teil, sondern den ganzen
Endzweck der Rechtslehre innerhalb den Grenzen der blof3en
Vernunft ausmache; denn der Friedenszustand ist allein der
unter Gesetzen gesicherte Zustand des Mein und Dein
in einer Menge einander benachbarter Menschen, mithin die
in einer Verfassung zusammen sind; deren Regel aber nicht
von der Erfahrung derjenigen, die sich bisher am bestep
dabei befunden haben, als einer Norm fiir andere, sondern
die durch die Vernunft a priori von dem ldeal einer recht-
lichen Verbindung der Menschen unter 6ffentlichen Gesetzen
Uberhaupt hergenommen werden muf3, weil alle Beispiele
(als die nur erlautern, aber nichts beweisen kdnnen) triglich
sind und so allerdings einer Metaphysik bedirfen, deren
Notwendigkeit diejenigen, die dieser spotten, doch unvor-
sichtigerweise selbst zugestehen, wenn sie z. B., wie sie es
oft tun, sagen: ,.Die beste Verfassung ist die, wo nicht die
Menschen, sondern die Gesetze machthabend sind.“ Denn
was kann mehr metaphysisch sublimiert sein als eben diese
Idee, welche gleichwohl nach jener ihrer eigenen Behaup-
tung die bewdhrteste objektive Realitdt hat, die sich auch
in vorkommenden Fallen leicht darstellen laRt, und welche
allein, wenn sie nicht revolutionsmaRig, durch einen Sprung,
d. i. durch gewaltsame Umstilrzung einer bisher bestandenen
fehlerhaften, — (denn da wirde sich zwischeninne ein
Augenblick der Vernichtung alles rechtlichen Zustandes er-
eignen), sondern durch allmahliche Reform nach festen
Grundsétzen versucht und durchgefihrt wird, in kontinuier-
licher Anndherung zum hdochsten politischen Gut, zuin ewigen

Frieden, hinleiten kann.
(a. a. 0. S. 185, 186))

7. Aus der Anthropologie (1798).

unerachtet diese (sc. die Menschengattung) absicht-
lich an ihrer eigenen Zerstérung (durch Kriege) arbeitet;
welche doch die immer an Kultur wachsenden verninftigen
Geschopfe selbst mitten in Kriegen nicht hindert, dem Men-
schengeschlecht in kommenden Jahrhunderten einen Gliick-
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seligkeitszustand, der nicht mehr ruckgangig sein wird, im
\ Prospekt unzweideutig vorzustellen.
(Phil. Bibi. Bd. 44, S. 217.)

Ein jedes Volk sucht sich durch Unterjochung benach-
barter zu verstérken; und es sei VergréRerungssucht oder
Furcht, von dem anderen verschlungen zu werden, wenn man
ihm nicht zuvorkommt: so ist der innere oder &ufere Krieg
in unserer Gattung, so ein groRes Ubel er auch ist, doch zu-
gleich die Triebfeder, aus dem rohen Naturzustande in den
burgerlichen Uberzugehen, als ein Maschinenwesen der
Vorsehung, wo die einander entgegenstrebende Krafte zwar
durch Reibung einander Abbruch tun, aber doch durch den
Sto? oder Zug anderer Triebfedern lange Zeit im regel-

mafRigen Gange erhalten werden.
(a.a. O. S. 286.)

Der Charakter der Gattung, so wie er aus der Erfahrung
aller Zeiten und unter allen Volkern kindbar wird, ist dieser:
daR sie, kollektiv (als ein Ganzes des Menschengeschlechts)
genommen, eine nach- und nebeneinander existierende Menge
von Personen ist, die das friedliche Beisammensein nicht ent-
behren und dabei dennoch einander bestandig widerwaértig zu
sein nicht vermeiden koénnen; folglich durch wechselseitigen
Zwang unter von ihnen selbst ausgehenden Gesetzen zu einer
bestdndig mit Entzweiung bedrohten, aber allgemein fort-
schreitenden Koalition in ejne weltbirgerliche Gesell-
schaft (cosmopolitismus) sich von der Natur bestimmt fih-
len: welche an sich unerreichbare Idee aber kein konstitutives
Prinzip (der Erwartung eines mitten in der lebhaftesten Wir-
kung und Gegenwirkung der Menschen bestehenden Frie-
dens), sondern nur ein regulatives Prinzip ist: ihr als der
Bestimmung des Menschengeschlechts nicht ohne gegrindete
Vermutung einer natirlichen Tendenz zu derselben fleifig

nachzugehen.
(a. a. O. 8. 287f.)

8. Aus: Der Streit der Fakultaten (1798).

Diejenige Verfassung eines Volkes allein ist an sich
rechtlich und moralisch gut, welche ihrer Natur nach so
\
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beschaffen ist, den Angriffskrieg nach Grundsédtzen zu mei-
den, welche keine andere als die republikanische Verfassung,
wenigstens der Idee nach, sein kann, mithin in die Bedingung
einzutreten, wodurch der Krieg (der Quell aller Ubel und
Verderbnis der Sitten) abgehalten und so dem Menschen-
geschlechte bei aller seiner Gebrechlichkeit der Fortschritt
zum Besseren negativ gesichert wird, im Fortschreiten we-
nigstens nicht gestoért zu werden.

(Phil. Bibi. Bd. 46d, S. 132.

. selbst der Ehrbegriff des alten kriegerischen Adels

(ein Analogon des Enthusiasmus) verschwand vor den Waffen

derer, welche das Recht des Volkes, wozu sie gehdrten, ins

Auge gefal3t hatten und sich als Beschiitzer desselben
dachten. . . .

(a. a. 0. S. 133)

Denn fir die Allgewalt der Natur oder vielmehr ihrer
uns unerreichbaren obersten Ursache ist der Mensch wieder-
um nur eine Kleinigkeit Dal3 ihn aber auch die Herrscher
von seiner eigenen Gattung dafiir nehmen und als eine solche
behandeln, indem sie ihn teils tierisch als blolRes Werkzeug
ihrer Absichten belasten, teils in ihren Streitigkeiten gegen-
einander aufstellen, um sie schlachten zu lassen, — das ist
keine Kleinigkeit, sondern Umkehrung des Endzwecks der

Schépfung selbst.
(a. a. O. S. 136))

Die Idee einer mit dem natirlichen Rechte der Menschen
zusammenstimmenden Konstitution: daf3 ndmlich die dem Ge-
setz Gehorchenden auch zugleich, vereinigt, gesetzgebend
sein sollen, liegt bei allen Staatsformen zum Grunde, und das
gemeine Wesen, welches, ihr gemald durch reine Vernunft-
begriffe gedacht, ein Platonisches lIdeal heil3t (respublica
noumenon), ist nicht ein leeres Hirngespinst, sondern die
ewige Norm Jir alle birgerliche Verfassung berhaupt und
entfernt allen Krieg. Eine dieser gemal3 organisierte birger-
liche Gesellschaft ist die Darstellung derselben nach Frei-
heitsgesetzen durch ein Beispiel in der Erfahrung (respublica
phacnomenon) und kann nur nach mannigfaltigen-Befehdungen
und Kriegen milhsam erworben werden; ihre Verfassung aber,

Kant. Zum ewigen Frieden. 9
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wenn sie im grofl3en einmal errungen worden, qualifiziert sich
ztfr besten unter allen, um den Krieg, den Zerstorer alles
Guten, entfernt zu halten: mithin ist esPflicht, in eine solche
einzutreten. . . .

(a. a. 0. S. 138)

. zu erwarten ist, dal3 sie (sc. die Menschen) das grofite
Hindernis des Moralischen, nédmlich den Krieg, der diesen
[sc. den Zweck einer idealen Jugendbildung] immer zurick-
gangig macht, erstlich nach und nach menschlicher, darauf
seltener, endlich als Angriffskrieg ganz schwinden zu lassen
sich gendtigt sehen werden, um eine Verfassung einzuschla-
gen, die ihrer Natur nach, ohne sich zu schwéachen, auf echte
Rechtsprinzipien gegrindet, beharrlich zum Besseren fort-
schreiten kann.

(a.a. O.S. 141)

Ich verdenke es keinem, wenn er in Ansehung der Staats-
Ubel an dem Heil des Menschengeschlechts und dem Fort-
schreiten desselben zum Besseren zu verzagen anhebt; allein
ich verlasse mich auf das heroische Arzneimittel, welches
Hume anfihrt und eine schnelle Kur bewirken durfte. —
— ,.Wenn ich jetzt (sagt er) die Nationen im Kriege gegen-
einander begriffen sehe, so ist es, als ob ich zwei besoffene
Kerle sdhe, die sich in einem Porzellanladen mit Priigeln
herumschlagen. Denn nicht genug, dal3 sie an den Beulen,
die sie sich wechselseitig geben, lange zu heilen haben, so
missen sie hinterher noch allen den Schaden bezahlen, den
sie anrichteten.” Sero sapiunt Phryges.a) Die Nachwehen
des gegenwadrtigen Krieges aber kodnnen dem politischen
Wahrsager das Gestandnis einer nahe bevorstehenden Wen-
dung des menschlichen Geschlechts zum Besseren abnétigen,

das schon jetzt im Prospekt ist.
(@ a. 0. S. 142)

a) = ,,Zu spat werden die Phrygier weieo”. (Sprichwortlich
bei den Alten). [K. V]



Ein Werk, das berufen ist, die Volker einander durch
bessere Kenntnis naher zu bringen, ist der

Deutsche Geschichtskalender

Derselbe berichtet objektiv lber die Ereignisse der
Gegenwart, in ausfihrlicher Weise, was Deutschland, in
knapperer aber ausreichender Form, was das Ausland
betrifft; die wichtigsten Aktensticke bringt er im Wort-
laut oder in erschopfendem Auszug und charakterisiert
die Stellung der offentlichen Meinung durch eine reiche
Auswahl von Pref3stimmen aller Parteien.

Besonders wichtig ist der so mégliche Uberblick iber
die Behandlung der auswartigen Politik in den verschie-
denen Parlamenten. Die Auszige sind wahrend der
Kriegszeit besonders ausfiihrlich gegeben worden. Der
,Deutsche Geschichtskalender* ist deshalb fur die Be-
urteilung des Ganges der Friedensverhandlungen und der
Vorbereitungen fir den Volkerbund von ganz besonderm
Werte. Ausfiihrliche Register sorgen fiur leichte Uber-
sichtlichkeit und ermdglichen es, jede Frage bis zu den
Wurzeln zu verfolgen. Bis Ende 1918 war die Schilde-
rung bis zum Marz 1918 fortgefihrt. Der AbschluBB der
Darstellung des Krieges ist gesichert. Vorweg erscheinen,
um das Aktenmaterial Uber die gegenwartig besonders
interessierenden Vorgéange rasch bereitstellen zu kénnen,
folgende Gruppen von Sonderheften als in sich ge-
schlossene Teilausgaben:

Der Waffenstillstand,
Die deutsche Revolution,
Diplomatische Enthullungen.

Wegen Einzelheiten wolle man Prospekte verlangen vom

Verlag von Felix Meiner in Leipzig.



Philosophische Zeitfragen

Die Streitfragen des Augenblicks im Lichte philosophischer Be-
sinnung darzustellen, Verbindungen anzuknupfen mit Uberragenden
Denkern der Vergangenheit und deren Lésungen fir die Behandlung

der Gegenwartsfragen nutzbar zu machen, ist das Ziel der Sammlung.
Bisher liegen vor:

Eduard Spranger
Volkerbund und Rechtsgedanke.
Preis M. 1.35.

Konstantin Oesterreich
Die Staatsidee des neuen Deutschland

Prolegomena zu einer neuen Staatsphilosophie.
Preis M. 135,

Karl Vorlander
Kant und der Gedanke des Voélkerbundes
Preis M. 3.00.
Richard Boschan
Der Streit um die Freiheit der Meere

im Zeitalter des Hugo Grotius.
Preis M. 2.70.

Johannes Volkelt,
Religion und Schule
Preis M. 2.70.
Karl Joel
Die philosophische Krisis der Gegenwart
i Preis M. 3.60.
Karl Paul Hasse

Der kommunistisebe Gedanke in der Philosophie
(In Vorbereitung).

VERLAG VON FELIX MEINER IN LEIPZIG.



	Page de titre

	Vorwort zur ersten Auflage
	Zur zweiten Auflage
	Inhalt.
	A. Einleitung des Herausgebers : Die geschichtliche Entwicklung des Friedensgedankens 

	I. Bis zu Kant

	II. Kant und der ewige Friede

	III. Nach Kant.
	IV. Bibliographie der Ausgaben. Spezialliteratur

	B. Zum ewigen Frieden. Ein philosophischer Entwurf von Immanuel Kant

	Zum ewigen Frieden (Vorwort)

	Erster Abschnitt,welcher die Präliminarartikel zum ewigen Frieden unter Staaten enthält.
	Zweiter Abschnitt,welcher die Deflnltlvurtlkel zum ewigen Frl«dou unter Staaten enthält.
	Zusätze

	Anhang.

	C. Ergänzungen.




